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Zum Entwurf des neuen Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG) hat Ende Mai 
2016 eine Sachverständigenanhörung im nordrhein-westfälischen Landtag statt
gefunden. Wenngleich bereits im Vorfeld des Gesetzgebungsverfahrens einige  
Hinweise der kommunalen Spitzenverbände in den Gesetzentwurf einfließen  
konnten, haben die mehr als 50 Sachverständigen und Institutionen, darunter auch 
der Landkreistag NRW, ganz überwiegend deutliche Kritik gegenüber dem Entwurf 
zum Ausdruck gebracht. Dennoch gibt es Signale der die Landesregierung tragen-
den Koalitionsfraktionen im Landtag, dass es keine tiefgreifenden Änderungen 
mehr geben dürfte.
Eigentlich geht es um den Schutz bedrohter Tierarten und Lebensräume in Nord
rhein-Westfalen. Das neue Naturschutzgesetz soll das bisherige Landschaftsgesetz 
ablösen und – aus der Sicht des Umweltministeriums – den Naturschutz stärken. 
Ein begrüßenswertes Ziel, dem allerdings einige Regelungen des Entwurfs deutlich 
entgegenstehen. Eine der gravierendsten Regelungen des Gesetzentwurfs: In einer 
Vielzahl von Fällen sollen künftig Naturschutzverbände und Landschaftsbeiräte in die behördlichen Verfahren umfassend 
einbezogen werden. Vorgesehen ist beispielsweise eine Beteiligung der Verbände bei wesentlichen Ausnahmen von den 
Geboten und Verboten bei Schutzgebieten nach § 32 Bundesnaturschutzgesetz, Natura 2000-Gebieten, Naturschutz
gebieten, Nationalparks und nationalen Naturdokumenten. Die Naturschutzbeiräte sind zudem unter bestimmten  
Voraussetzungen bei der Erteilung von wesentlichen Ausnahmen von Verboten der Landschafts- bzw. Naturschutzpläne  
zu beteiligen. Die aufzustellenden Ersatzgeldlisten müssen den Naturschutzbeiräten vorgestellt werden.
Was auf den ersten Blick durchaus sinnvoll klingen mag, ist in mehrfacher Hinsicht problematisch: Zunächst sprechen diese 
Anforderungen für erhebliche Zweifel der Landesregierung gegenüber den unteren Landschaftsbehörden, denen offen-
bar nicht zugetraut wird, die Naturschutzbelange ausreichend zu verfolgen. Die Akzeptanz des Naturschutzes hängt aber 
wesentlich von einem vertrauensvollen Umgang zwischen unteren und oberen Landschaftsbehörden, Vorhabenträgern und 
Naturschützern ab. Ein Mindestmaß an Grundvertrauen des Landes in die fachliche Qualität der Arbeit seiner Behörden vor 
Ort ist unerlässlich. Ein Gesetzentwurf, der überladen ist mit Vorschriften, die indirekt die fachliche Kompetenz und Moti-
vation der gut ausgebildeten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der unteren Landschaftsbehörden in Frage stellen, behindert 
dies. Zudem sind die vorgeschriebenen Beteiligungen schlicht unnötig. Denn schon nach der geltenden Rechtslage ist die 
Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen bei Planungsmaßnahmen hinreichend gewährleistet.
Darüber hinaus verursachen die neuen Beteiligungserfordernisse natürlich auch einen deutlich erhöhten Arbeitsaufwand 
und führen in zeitlicher Hinsicht zu erheblich verlängerten Verfahren, ohne einen angemessenen Mehrwert zu bieten. So 
werden durch die vorgesehenen Beteiligungsregelungen letztlich die Bürgerinnen und Bürger sowie Betriebe und Unter-
nehmen beschwert. Die Bearbeitungszeiten verlängern sich spürbar und die Rechtssicherheit der Entscheidungen wird 
verringert. Denn Inhalt und Grenzen der neuen Regelungen sind im Streitfall erst durch die Rechtsprechung zu entwickeln. 
Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass aufgrund des erhöhten Verwaltungsaufwandes auch die Verwaltungsgebühren 
steigen werden.
Insgesamt besteht die begründete Gefahr, dass das neue Landesnaturschutzgesetz nicht einen besseren Natur- und Arten-
schutz gewährleistet, sondern vor allem unnötige Bürokratie und zusätzliche Kosten sowie erhöhten Aufwand durch  
weitere Belastungen der unteren Landschaftsbehörden mit sich bringen wird. Entscheidungsspielräume, Flexibilität und  
die Möglichkeit, praxisnahe Lösungen umsetzen zu können, werden eingeschränkt. Die übertriebenen Mitwirkungsrege-
lungen schränken die Handlungsfelder und Gestaltungsoptionen der unteren Landschaftsbehörden ein und offenbaren 
nicht nachvollziehbare Zweifel der Landesregierung an der Fachkompetenz der unteren Landschaftsbehörden. Auch für den 
Naturschutz bedeuten die geplanten Regelungen am Ende keinen Gewinn: Durch die Vielzahl von personalintensiven und 
verfahrensaufwendigen neuen Regelungen wird ein effektiver Natur- und Landschaftsschutz eher behindert als vorange-
trieben.
Die Abgeordneten im nordrhein-westfälischen Landtag sind gut beraten, die ganz überwiegend mannigfaltige Kritik am 
Entwurf des Landesnaturschutzgesetzes zum Anlass zu nehmen, die jeweiligen Regelungsabsichten und deren praktische 
Wirkung im Verwaltungsvollzug gründlich zu überprüfen. Es sollte sich herumgesprochen haben: Wie so oft ist in der Praxis 
ein Weniger an neuen Vorschriften zur Erreichung des Gesetzesziels einfach mehr!

	 Dr. Martin Klein 
	 Hauptgeschäftsführer  
	 des Landkreistages Nordrhein-Westfalen

Landesnaturschutzgesetz –  
Zusätzliche Bürokratie statt  
wirksamer Artenschutz?
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Regierungspräsidentin Anne Lütkes gra­
tulierte Landrat Thomas Hendele in 

ihrem Grußwort und wies darauf hin, dass 
die Bezirksregierung Düsseldorf und der 
Kreis Mettmann zur gleichen Zeit gegrün­
det wurden und bis heute vielfältige Berüh­
rungspunkt haben:
„Es würde den Rahmen meines Grußwor­
tes sprengen, wenn ich jetzt auf die Viel­
zahl gemeinsamer Themen und Aufgaben 
eingehen würde. Stellvertretend möchte 
ich aber doch einige Aspekte ansprechen:
1. Flüchtlinge
Gerade bei der Unterbringung von Flücht­
lingen war und ist der Kreis Mettmann 
ein wichtiger Partner für uns. Gemeinsam 
haben wir zusammen mit den Kommunen 
gezeigt, wie gut und flexibel die öffentliche 
Verwaltung agieren kann. Dadurch ist es 
uns gelungen, für eine menschenwürdi­
ge Unterbringung zu sorgen. Ich bin dem 
Kreis Mettmann und allen Kommunen hier 
im Kreis sehr dankbar, dass Sie die Lan­
desverwaltung derart unterstützt haben. 
Wir haben nicht über Kompetenzen und 
Zuständigkeiten gestritten. Wir haben 
gemeinsam und entschlossen gehandelt. 
Dafür meinen ausdrücklichen Dank!
Auch bei der Bewältigung der Herausfor­
derung die hohe Anzahl von Flüchtlings­
kindern zu beschulen, zeigt sich der Kreis 
Mettmann sehr erfolgreich. Das zu diesem 
Zweck von Vertretern aller Schulformen 
ausgearbeitete Konzept wird unbürokra­
tisch, schnell und effizient umgesetzt. Den 
Schulen gelingt es mit großem Engage­
ment, hohem Verantwortungsbewusstsein 
und großem Verständnis für die jeweilige 
persönliche und familiäre Situation, die 
sogenannte Erstförderung zu realisieren. 
Sie schaffen somit die Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Schullaufbahn der Flücht­
lingskinder und eine gelingende Integra­
tion in unsere Gesellschaft.
2. Schulbereich
Auch in weiteren schulischen Verantwor­
tungsbereichen überzeugt der Kreis Mett­
mann durch sein hohes Engagement. Die 
gute Kooperation zwischen Schulträger 
und Schulaufsicht und die exzellente Vor­
bereitung all dieser Maßnahmen ist aus 
meiner Sicht beispielhaft. Unter der Feder­

führung des Kreises wurde schon unmit­
telbar nach Änderung der Gesetzeslage 
bezüglich der Mindestgrößenverordnung 
für die Förderschulen eine Arbeitsgruppe 
aus Vertretern der Schulträger und der 
Schulaufsicht einberufen, um ein neues 
Gesamtkonzept der sonderpädagogischen 
Förderung im Bereich der Förderschulen 
für Lern- und Entwicklungsstörungen zu 
entwickeln.
Zum Ende dieses Schuljahres werden 
nun vier neue Förderzentren mit jeweils 
zwei Standorten in Trägerschaft des Krei­
ses errichtet. Gleichzeitig ermöglicht der 
Kreis durch eine entsprechende finanzi­
elle Unterstützung die wissenschaftliche 
Begleitung.
3. Städtebau, Wirtschaft
Die Kommunen im Kreis Mettmann nutzen 
aktiv und erfolgreich die Möglichkeiten, 
welche die Städtebauförderung bietet; ins­
besondere das Programm „Aktive Stadt- 
und Ortsteilzentren“, das der Erhaltung 
und Entwicklung dieser Bereiche als attrak­
tive Standorte für Wirtschaft, Kultur sowie 
als Orte zum Wohnen, Arbeiten und Leben 
dient.

Im aktuellen Stadtentwicklungsprogramm 
sind im Vorschlag der Bezirksregierung 
Düsseldorf Projekte der Städte Mettmann, 
Wülfrath, Monheim, Ratingen und Velbert 
vorgesehen. Die Fördermittel hierfür wür­
den circa 3 Millionen Euro betragen.
Ich bin mir sicher, dass dieses Geld gut 
investiert wäre. Auch freue ich mich, dass 
die Städte Erkrath und Hilden für das 
Stadtentwicklungsprogramm 2017 eben­
falls Projekte in Planung haben.
Durch den Neandertalerfundort mit sei­
nem Museum ist der Kreis Mettmann ein 
auch national bekanntes touristisches Ziel. 
Mit dem gut ausgebauten Rundwander­
weg „Neandersteig“ besteht zudem ein 
weiteres Highlight für Tourismus und Nah­
erholung. 
Der Kreis Mettmann ist in planerischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht eine spannende 
und sehr aktive Region. Er ist einer der 
am dichtesten besiedelten Kreise Deutsch­
lands.
Topographisch und wirtschaftlich weisen 
die verschiedenen Teilbereiche durchaus 
einen unterschiedlichen Charakter und 
unterschiedliche Potentiale auf.

In diesem Jahr kann der Kreis Mettmann auf eine 200-jährige Geschichte zurückblicken. Anlässlich dieses Jubiläums hatte Landrat 
Thomas Hendele rund 200 Gäste zu einer Feier ins Kreishaus eingeladen. Und alle waren gekommen: Regierungspräsidentin Anne 
Lütkes, Vertreter des Konsularischen Korps, Europa-, Bundestags- und Landtagsabgeordntete, die Landesdirektorin des Landschafts-
verbandes Ulrike Lubek, die Bürgermeister der kreisangehörigen Städte, die Oberbürgermeister und Landräte der benachbarten 
Großstädte und Kreise, die Mitglieder des Kreistages sowie zahlreiche weitere Gäste aus Kirchen, Verbänden, Kammern, Vereinen 
und vielen anderen Institutionen, mit denen der Kreis eng zusammenarbeitet. Auch die ehemaligen Oberkreisdirektoren Robert Wirtz 
und Dr. Siegfried Hentschel waren der Einladung gerne gefolgt.

200 Jahre Kreis Mettmann –  
Zahlreiche Gratulanten kamen ins Kreishaus  

Bürgermeister Frank Schneider, Stadt Langenfeld (l.) und Landrat Thomas Hendele (r.) bei 
der Übergabe des Kreiswappens.
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wurde, und die Identifikation der Städte 
mit dem Kreis dokumentieren soll.
Anschließend gab Kreisdirektor Martin M. 
Richter einen unterhaltsamen Einblick in 
die wechselvolle 200-jährige Vergangen­
heit des Kreises. Im Anschluss widmete sich 
Landrat Thomas Hendele in seinem Fest­
vortrag den gegenwärtigen und zukünfti­
gen Herausforderungen.

Einer der Höhepunkte der Feier war die 
Ehrung von Ehrenbürgermeisterin Inge­
borg Friebe, die in den turbulenten Zeiten 
der kommunalen Neugliederung 1975/76 
durch ihren persönlichen Einsatz die Selbst­
ständigkeit Monheims und damit auch 
die Zugehörigkeit zum Kreis Mettmann 
erkämpfte. Landrat Thomas Hendele erin­
nerte nochmals an ihre Verdienste und 
überreichte ihr als Anerkennung die Silber­
münze des Kreises.
Für die musikalische Begleitung sorgte mit 
einem eigens für das Jubiläum arrangier­
ten Mix aus klassischen und modernen 
Elementen die Brass-Band des Landespo­
lizeiorchesters NRW. Zum Abschluss der 
Festveranstaltung eröffnete der Land­
rat zusammen mit Kreisarchivar Joachim 
Schulz-Hönerlage eine Ausstellung zur 
Geschichte des Kreises. Im Laufe des Jah­
res wird diese Ausstellung dann durch alle 
kreisangehörigen Städte touren und den 
Bürgern an zentralen Stellen offen stehen. 
Die Termine der Ausstellungseröffnun­
gen in den kreisangehörigen Städten sind 
auf der Homepage des LKT NRW unter 
http://www.lkt-nrw.de/Home.aspx ver­
fügbar. Das umfangreiche Begleitheft zur 
Ausstellung kann auf der Homepage des 
Kreises (Rubrik Kreis und Städte, 200 Jahre 

außen gestärkt werden. Ziel ist eine Metro­
polregion von europäischer Bedeutung 
sichtbarer zu machen.“
Der Sprecher der Bürgermeisterkonferenz 
der zehn Kreisstädte, Frank Schneider, Bür­
germeister der Stadt Langenfeld gratulier­
te im Namen der Bürgermeisterkonferenz 
zum 200-jährigen Jubiläum. Er unterstrich, 
„dass die Arbeit an der Herausforderung 

der Identifikation der Menschen mit ihrem 
Kreis Mettmann auch im 42. Jahr nach 
der kommunalen Neugliederung zu den 
größten Aufgaben gehört.“ Schneider hob 
ferner die gute und offene Zusammen­
arbeit der Bürgermeisterkonferenz hervor. 
Er bezeichnete die Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister des Kreises als „Multiplika­
toren eines Gemeinschaftsgedankens“. Er 
sprach von der „großen Verantwortung, 
den Menschen in unseren Städten zu ver­
mitteln, dass ihre Heimat nicht nur Erkrath, 
Haan, Heiligenhaus, Hilden, Langenfeld, 
Mettmann, Monheim am Rhein, Ratingen, 
Velbert und Wülfrath, sondern auch der 
Kreis Mettmann ist – eine starke Region 
im Herzen unseres Landes, in der Mitte 
Europas, die ein Synonym ist für herzliche 
Menschen, rheinischen Frohsinn und Ber­
gische Entschlossenheit, aber auch für Lei­
stungsbereitschaft, wirtschaftliche Stärke, 
Fortschritt, Weitblick einen hohen Freizeit- 
und Erholungswert und Mitmenschlichkeit 
steht“.
Als Dankeschön für die Zusammenarbeit 
mit dem Kreis überreichte Bürgermei­
ster Schneider ein künstlerisch gestaltetes 
Kreiswappen, das in Handarbeit und mit 
viel Liebe zum Detail von dem Kerpener 
Kunsthandwerker Michael Müller gestaltet 

Die Lage in der Nähe von Düsseldorf und 
der Rheinschiene, benachbart zum bergi­
schen Städtedreieck sowie angrenzend an 
das Ruhrgebiet bringt sicherlich auch Pro­
bleme – bietet aber vor allem viele Chan­
cen für die zukünftige Entwicklung.
4. Metropolregion
Ich möchte hier noch einen Blick in die 
Zukunft werfen. Aktuell findet der For­
matierungsprozess der Metropolregion 
Rheinland, südliches und nördliches Rhein­
land sind gemeinsam aktiv, statt. Auch 
hierbei ist der Kreis Mettmann ein wichti­
ger Akteur, der maßgeblich zum Gelingen 
beiträgt. Die kreisfreien Städte und Kreise, 
die Kammern und Verbände sowie die wei­
teren Beteiligten kommunizieren hier auf 
Augenhöhe miteinander und sind dabei,  
eine verbindliche und verlässliche Basis – 
für die gemeinsame Arbeit in der Metropol­
region zu schaffen. Wir sind auf einem 
guten Weg und ich bin zuversichtlich, dass 
schon bald der Verein „Metropolregion 
Rheinland“ gegründet werden kann.
Dieser wird dann durch geeignete Maß­
nahmen die Zusammenarbeit der kom­
munalen Gebietskörperschaften und Wirt­
schaftskammern im Rheinland auf poli­
tischer und wirtschaftlicher Ebene sowie 
innerhalb der Verwaltung intensivieren. 
Damit einhergehend soll der Wirtschaft- 
und Wohnortstandort attraktiver und die 
Wahrnehmung als Region nach innen und Landrat Thomas Hendele bei der Ehrung von Ingeborg Friebe (Ehrenbürgermeisterin 

Monheim am Rhein). 

Frank Schneider (Bürgermeister Langen-
feld, Sprecher der Bürgermeisterkonfe-
renz), Landrat Thomas Hendele, Ehren-
bürgermeisterin Ingeborg Friebe, Kerstin 
Griese MdB (v.l.n.r.) zu Beginn der Feier-
lichkeiten.
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Kreis Mettmann) heruntergeladen werden.
Begeistert zeigten sich die Gäste übrigens 
auch von dem Poster, das der Düsseldorfer 
Illustrator Jacques Tilly anlässlich des Kreis­
jubiläums gezeichnet hat. Das großforma­
tige „Wimmelbild“ zeigt alle zehn Städte 

des Kreises mit ihren Sehenswürdigkeiten 
und Eigenarten und ist ab sofort gegen 
eine Spende für den Förderverein nean­
derland KULTUR im Kreishaus (Düsseldor­
fer Str. 26 in Mettmann, 5. Etage, Raum 
1.513) erhältlich.

Die Festansprachen zum 200-jährigen 
Jubiläum sind nachfolgend in Auszügen 
dokumentiert.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 6/Juni 2016    00.10.21

LVR-Landesdirektorin Ulrike Lubek, Regierungspräsidentin Anne 
Lütkes und Kreis-Dezernentin Ulrike Haase.

Landrat Thomas Hendele (r.) präsentiert gemeinsam mit Jacques 
Tilly (l.) das Poster des Düsselforder Illustrators.

Festrede von  
Kreisdirektor Martin M. Richter –  
Die historische Entwicklung des Kreises

Ich lade Sie ein, mit mir zusammen in den 
nächsten Minuten einen – hoffentlich 

unterhaltsamen – Spaziergang durch die 
Geschichte unseres Kreises zu machen. 
Von Hause aus Jurist beginne ich mit einer 
Definition (nach Konrad Duden):
„Der Kreis ist eine Kurve, also ein ein­
dimensionales Gebilde und keine zwei­
dimensionale Fläche.“
Diese Definition mag – mathematisch gese­
hen – richtig sein, sie beschreibt aber weder 
die Lebenssituationen noch die Geschichte 
der Menschen im jeweiligen Kreisgebiet. 
Und, […] der Kreis Mettmann hat eine 
wechselhafte, lebendige Geschichte. Viele 
große, historische Ereignisse – Thema 
in manch trockener Geschichtsstunde – 
haben Einfluss auf unseren Kreis ausgeübt, 
territorialen, administrativen und gesell­
schaftlichen.
[…]
Dem Jubiläumsanlass „200 Jahre Kreis 
Mettmann“ entsprechend, beginnen wir 
unsere Zeitreise etwas später, nämlich 
heute vor 200 Jahren. Wir schreiben den 
30. April 1816, ein Dienstag, ein verschnei­
ter, ein frostiger Tag. […] Sie sehen hin­
ter mir an der Leinwand das Logo unserer 

Festveranstaltung und der Ausstellung. Es 
symbolisiert die wechselhafte Entwicklung 
des Kreises Mettmann. Ich stelle meinen 
Beitrag heute ganz bewusst unter das 
Motto des Heraklit von Ephesus, der vor 
etwa zweieinhalbtausend Jahren darauf 
hinwies:
„Nichts ist so beständig wie der Wandel!“
[…] Infolge der Napoleonischen Kriege 
wurde bis zum Jahr 1815 die europäische 
Landkarte neugeordnet.
Als ein Ergebnis des Wiener Kongresses 
erzielte Preußen im Westen erhebliche 
Gebietszuwächse, die Provinzen Jülich-
Kleve-Berg, das Großherzogtum Nie­
derrhein und Westfalen. Preußen wurde 
dadurch ein Staat mit zwei getrennten 
Staatsteilen und zudem der Schutzwall 
gegen Frankreich. Durch die Teilung sei­
nes Staatsgebietes war Preußen gezwun­
gen, in Deutschland hineinzuwachsen. Es 
wurde so zum Motor der wirtschaftlichen 
und politischen Einigung.
Mit den Worten „Ich trete mit Vertrauen 
unter euch, gebe euch eurem deutschen 
Vaterland, einem deutschen Fürsten­
stamme wieder und nenne euch Preu­
ßen.“ begrüßte König Friedrich Wilhelm 

III. die Rheinländer von Wien aus. In dem 
gestern vor 200 Jahren erschienen Amts­
blatt der Königlichen Regierung zu Düs­
seldorf wurde die Kreiseinteilung bekannt 
gemacht. Die Gründung der Kreise Düssel­
dorf, Mettmann und Opladen kann somit 
als „Keimzelle“ unseres Kreises Mettmann 
angesehen werden. Der Kreis Düsseldorf 
erstreckte sich auf neun Bürgermeistereien: 
unter anderem auf Hilden und Ratingen. 
Der Kreis Mettmann umfasste die sechs 
Bürgermeistereien: Haan, Hardenberg, 
Mettmann, Sonnborn, Velbert und Wülf­
rath. Zum Kreis Opladen gehörten unter 
anderem die Bürgermeisterei Richrath und 
die Bürgermeisterei Monheim.
Mit der Einrichtung der Kreise, in den zum 
Königreich Preußen gekommenen Rhein­
landen, wurde der Kreis als rein staatlicher 
Verwaltungsbezirk definiert. Als Vorste­
her und Verwalter des Kreises wurde ein 
Landrat als unmittelbarer landesherrlicher 
Staatsbeamter vom König eingesetzt. In 
den Instruktionen für die Landräthe und 
die ihnen untergeordneten Kreis-Offizian­
ten vom 31. Dezember 1816 heißt es zur 
Stellung und den Aufgaben des Landrates:
„Zur Qualifikation der Landräthe gehört 
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Kreissitz nach Mettmann verlegt würde, 
während der alte Kreisteil Düsseldorf sich 
selbstverständlich für die Beibehaltung des 
bisherigen Kreissitzes in Düsseldorf aus­
sprach…“6

Das Thema Kreissitz sollte auch in der 
Weimarer Republik und im Dritten Reich 
Bedeutung haben. Mit der Machtergrei­
fung der Nationalsozialisten wurden die 
gewonnenen demokratischen Strukturen 
der Kreise deutlich eingeschränkt. Kreis­
tage und Kreisausschüsse blieben als 
Marionetten bestehen, deren Kompeten­
zen wurden durch die Anordnung über die 
Verwaltungsführung in den Landkreisen 
vom 28. Dezember 1939 auf den Landrat 
übertragen. Ich zitiere:
„[…] Der Landrat ist in allen Fragen die 
zusammenfassende maßgebende Stelle 
[…] Der Landrat unterrichtet den Kreis­
leiter (also NSDAP Funktionär) möglichst 
frühzeitig über alle wichtigen Vorhaben 
und Maßnahmen, die geeignet sind, die 
Stimmung der Bevölkerung im Kreise zu 
beeinflussen.“7

Unter der Federführung des NSDAP-Kreis­
leiters Dr. Berns wurde die Verlegung des 
Kreissitzes von Düsseldorf nach Mettmann 
stark gefördert, wurde aber wegen des 
Kriegsausbruchs nicht abschließend ent­
schieden. Infolge britischer Fliegerangriffe 
auf Düsseldorf im August und September 
1942 wurde das Kreishaus in Düsseldorf 
fast vollständig zerstört. Die Bestrebungen 
zur Verlegung des Kreissitzes nach Mett­
mann konnten und mussten nun wohl 
auch vollzogen werden. So kam der Kreis­
sitz kommissarisch in das „Lehrerseminar“ 
in der Neanderstraße, genau an den Ort, 
wo wir heute das Mettmanner Rathaus 
finden.
[…]
Seit Anfang 1946 war das Amt des Land­
rates – nach britischem Vorbild – als Ehren­
amt ausgelegt. Als Leiter der Verwaltung 
wurde ein Wahlbeamter vom Kreistag 
gewählt, der die Amtsbezeichnung „Ober­
kreisdirektor“ trug. Am 21. Oktober 1946 
fanden im späteren Bundesland Nord­
rhein-Westfalen die ersten freien Kreis­
tagswahlen nach dem Untergang des Drit­
ten Reiches statt. Damit war ein wichtiger 
Schritt der Demokratisierung gemacht. 
Mit der neuen Landkreisordnung lag sie­

Ständen Kreisversammlungen zu bilden, 
den Vorläufern der heutigen Kreistage. 
[…] Der Kreistag hatte die Aufgabe, den 
Landrat bei der Kreisverwaltung zu unter­
stützen und konnte über alle Angelegen­
heiten beraten, die den Kreis betrafen. 14 
Jahre später erhielt der Kreistag das Recht, 
über Ausgaben und die dafür notwendi­
gen Abgaben der Bürger zu beschließen. 
Die Novellierung der Kreisordnung 60 
Jahre später stärkte die Landkreise in ihren 
Selbstverwaltungsangelegenheiten und 
gab den Kreistagen ein Vorschlagsrecht für 
die Ernennung des Landrates durch den 
König.
Der Kreisausschuss wurde zum wichtigsten 
Organ, mit dem der Landrat die Verwal­
tung der Kreise führte. Mit den politischen 
Umwälzungen der Jahre 1918/19 wurden 
die demokratischen Prozesse und Ver­
tretungen in den Kreisen eingeführt. So 
wurde das Drei-Klassen-Wahlrecht abge­
schafft und durch das allgemeine, gleiche 
und unmittelbare Verhältniswahlrecht 
ersetzt. Erstmals konnten die Bürger ihre 
Vertreter in die Kreistage direkt wählen. 
Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur 
kommunalen Neugliederung des rheinisch-
westfälischen Industriegebietes am 1. 
August 1929 ergaben sich wieder verwal­
tungsorganisatorische Herausforderungen 
für unsere Region; „Nichts ist so beständig 
wie der Wandel!“.
So wurden die Kreise Düsseldorf und Mett­
mann aufgelöst und deren Gebiete zum 
neuen Landkreis Düsseldorf-Mettmann 
vereinigt. Zum neuen Landkreis zählten 
nunmehr die elf Städte und Gemeinden: 
Erkrath, Haan, Heiligenhaus, Hilden, Kett­
wig, Langenberg, Mettmann, Neviges, 
Ratingen, Velbert und Wülfrath sowie die 
drei Ämter, Angermund, Gruiten und Hub­
belrath.
Heraklit, ik hör Dir trappsen;
Der Verwaltungssitz wurde ein weiteres 
Mal quasi zum Spielball der Geschichte und 
per Erlass des preußischen Staatsministeri­
ums außerhalb des Kreisgebietes, nämlich 
in der Stadt Düsseldorf, eingerichtet.5

Der damalige parteilose Landrate Dombois 
berichtete 1939 an den Vizepräsidenten 
der Rheinprovinz:
„Bei der im Jahre 1929 erfolgten Neuglie­
derung des Landkreises durch Zusammen­
legung der Restkreise Düsseldorf, Mett­
mann und Essen zu dem gegenwärtigen 
Landkreis Düsseldorf-Mettmann hat die 
Frage der Verlegung des Kreissitzes bereits 
eine erhebliche Rolle gespielt. Der Kreis 
Mettmann verlangte mit Rücksicht darauf, 
dass er in den neuen Landkreis eine grö­
ßere Einwohnerzahl und Steuerkraft ein­
brachte, dass dem Kreise der Name Mett­
mann-Düsseldorf [und nicht Düsseldorf-
Mettmann] gegeben würde und das der 

zuvorderst im Allgemeinen, dass Sie Män­
ner von reifer Lebensbildung, erprobter 
Rechtschaffenheit und Ansehen unter 
ihren Miteingesessenen, folglich selbst im 
Kreise angesessen sind, jedoch dieses nur 
insofern, als sich Männer von dieser Art 
und sonst mit den nöthigen Kenntnissen 
versehen, im Kreise vorfinden werden.“1 
„Jeder Landrath steht in seinen allgemei­
nen Dienstverhältnissen unter der Regie­
rung […] Von der Regierung allein also 
hat der Landrath Verfügungen zu erhalten 
und dahin seine Berichte zu erstatten. [5] 
In Justizsachen aber hat er sich nicht zu 
mischen […].“2

Die mir seit über elf Jahren von Herrn Hen­
dele bekannte Eskalationskaskade „Reden 
– Schreiben – Schießen“ fußt womöglich 
auf der 200 Jahre alten Vorgabe: „Der 
Geschäftsverkehr zwischen dem Landrath 
und den verschiedenen Dorf-Schulzen 
muß so viel wie möglich mündlich betrie­
ben werden, und nicht in unnütze Schrei­
bereien ausarten.“3 
Die neue Verwaltungseinteilung währ­
te nicht lange; ich erinnere an Heraklit. 
Bereits vier Jahre später, im Jahr 1820 
wurden der Stadt- und der Landkreis Düs­
seldorf zusammengelegt. Die heutige Lan­
deshauptstadt Düsseldorf war in der Folge 
52 Jahre lang kreisangehörig. Im gleichen 
Jahr wurde der Kreis Mettmann mit dem 
Kreis Elberfeld vereinigt und auch von dort 
aus verwaltet.
[…] Bereits 40 Jahre später wurden die 
Städte Elberfeld und Barmen aus dem 
Kreis Elberfeld herausgelöst. Der verblei­
bende Restkreis wurde wieder als Kreis 
Mettmann mit dem Kreissitz Mettmann 
konstituiert. Fünf Jahre nach der Rückver­
lagerung des Kreissitzes nach Mettmann 
monierte Landrat von der Goltz das Fehlen 
eines Landratsamtes. Nun sollte man wis­
sen, dass sich aus den Instruktionen für die 
Landräte von 1816 zu diesem Thema das 
Folgende finden lässt:
„Jeder Landrath kann, insofern er im Kreise 
angesessen ist, auf seinem Gute wohnen, 
und in der Regel dort die ihm obliegenden 
Dienstgeschäfte betreiben.“
Als Kämmerer des Kreises Mettmann zitie­
re ich die Instruktionen gerne weiter:
„Die Kreiskasse aber muß sich allemal 
in der Kreistadt befinden, […] Nur diese 
Geschäftsgelasse, nämlich für die Kreiskas­
se und daneben ein oder zwei Zimmer für 
den sonst auf dem Lande domizilirenden 
Landrath werden auf öffentliche Kosten 
gemiethet, oder sonst beschafft, und das 
dazu erforderliche Quantum auf den Kreis-
Etat gebracht.“4

[…]
Zurück zum Staatsorgan Landrat:
Mit der Kreisordnung vom 13. Juli 1827 
wurden die Kreise verpflichtet, aus den 

1  ����Instruktionen für die Landräte von 1816, § 1
2  �Instruktionen für die Landräte von 1816,  

§ 6, 13
3  Instruktionen für die Landräte von 1816, § 25
4  Instruktionen für die Landräte von 1816, § 8
5  �Kreis Düsseldorf-Mettmann, S. 14 / Hausar­

beit Horst Koch, S. 62
6  �Neuigkeiten aus alter Zeit, S. 41, 7.7.1939 

Bericht LR Dombois an Vizepräsidenten der 
Rheinprovinz Dellenbusch

7  �Neuigkeiten aus alter Zeit, S. 19
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Neandertal belegt ist. Der Kreis Mett­
mann – ob nun in seiner heutigen Gestalt 
oder in jeder Gliederung zuvor – ist einer 
der ältesten Lebensräume menschlichen 
Daseins. Bereits vor über 100.000 Jahren 
lebte, reiste und jagte der Homo nean­
derthalensis auf dem Gebiet, das wir heute 
als Kreis Mettmann kennen. Nicht ohne 
Grund haben sich der Kreis Mettmann und 
seine zehn kreisangehörigen Städte auf die 
Marke „Wir sind das neanderland“ ver­
ständigt. Schließen möchte ich mit einem 
Zitat des langjährigen Landrats Dr. Walter 
zur Nieden:
„Der Kreis Mettmann hat, wie seine 
Geschichte lehrt, wechselnde Geschicke 
gehabt. […] es wurden Kreiseingesessene 
in die Kreisorgane entsandt, die mit offe­
nem Auge und warmen Herzen allezeit 
diejenigen Kreiseinrichtungen schufen, 
welche dem Bedürfnis der Zeit entspra­
chen.10

[…] Alle Landräte haben es als eine Aus­
zeichnung betrachtet, den interessanten, 
durch Industrie und Landwirtschaft in glei­
chem Maße ausgezeichneten Kreis mit sei­
ner geraden, zielbewusst und erfolgreich 
vorwärtsstrebenden Bevölkerung verwal­
ten zu dürfen. […] Möge dem schönen 
Kreis im Lande der singenden und klingen­
den Berge eine glückliche Zukunft beschie­
den sein!“ 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

EILDIENST LKT NRW
Nr. 6/Juni 2016    00.10.21

Zum Symbol des „kommunalen Wider­
standes“ wurde unsere jüngste Stadt im 
Kreis Mettmann, Monheim am Rhein. Mit 
dem vorhin erwähnten Gesetz wurden 
Monheim und Baumberg zum 1. Januar 
1975 zunächst als unselbstständige Teile 
in die Landeshauptstadt Düsseldorf einge­
gliedert. Die Verfassungsbeschwerde der 
Monheimer beim Verfassungsgerichtshof 
in Münster führte mit der Urteilsverkün­
dung am 6. Dezember 1975 zum Erfolg 
und zu einem rauschenden Fest auf dem 
alten Markt in Monheim.
Durch die konsequente Positionierung der 
Monheimerinnen und Monheimer konnte 
das Ziel, nämlich die Erhaltung der Selb­
ständigkeit, erreicht werden. Sie, sehr 
geehrte Frau Friebe, sind eine der Trieb­
federn dieses Erfolges. Erwähnen darf ich 
auch Herrn Kreistagsabgeordneten Völker 
als Kämpfer für den Kreis Mettmann im 
Landtag, einen der harten „Argumentie­
rer“ für die Interessen des Kreises und der 
Monheimer. Heute steht uns der damalige 
Abteilungsleiter der Bezirksregierung und 
spätere Oberkreisdirektor Dr. Hentschel als 
Zeitzeuge zur Verfügung; schön, dass Sie 
der Einladung des Landrates gefolgt sind.
[…]
Einen weiteren entscheidenden Schritt auf 
dem Weg zu einer Stärkung des Selbstbe­
wusstseins der kommunalen Gebietskör­
perschaften stellte die erste Direktwahl der 
Bürgermeister und des Landrates am 12. 
September 1999 dar.
Sie, sehr geehrter Herr Hendele, sind der 
erste unmittelbar vom Volk legitimierte 
Repräsentant des Kreises Mettmann.
Fest steht, was seit dem Sommer 1856 
mit dem aufsehenerregenden Fund im 

ben Jahre später die Verwaltung des Krei­
ses bei drei Organen, dem Kreistag, dem 
Kreisausschuss und dem Oberkreisdirek­
tor. Klug wie er war, hat der Kreistag am 
9. April 1953 den Umzug des Kreissitzes 
in die namensgebende Stadt Mettmann 
beschlossen und damit die kommissarische 
Kreissitzverlagerung in eine endgültige 
umgemünzt. Das für diesen Zweck gebau­
te Kreishaus – hier an der Düsseldorfer 
Straße – konnte 1958 bezogen werden. 
Damit fungiert Mettmann bis heute etwas 
weniger als die Hälfte unserer Jubiläums­
zeit als Herzkammer des Kreises; insgesamt 
92 Jahre und neun Monate. 
Seit dem Ende der 60er Jahre wurde an 
der kommunalen Neugliederung gearbei­
tet. 1972 erklärte Landrat Willi Müser in 
der Schlussbesprechung der Bereisung des 
Kreises durch die Regierungskommission in 
freier Rede:
„Die bürgerschaftliche Mitsprache sehen 
und nehmen wir ernster. So kann man 
diese bürgerschaftliche Mitarbeit nicht 
unterlaufen, indem man hier […] die 
Selbstverwaltung ausschaltet und den 
Technokraten eine große Spielwiese über­
lässt. Da machen wir nicht mit. Ich bedan­
ke mich.“8

Auch der Kreis Düsseldorf-Mettmann war 
von dem Gesetz zur Neugliederung der 
Gemeinden und Kreise des Neugliede­
rungsraumes Mönchengladbach/Düssel­
dorf/Wuppertal vom 10. September 1974 
betroffen; der Kreis Mettmann konnte 
den Vornamen „Düsseldorf“ ablegen. Die 
Neugliederung von 1975 artete in einen 
harten Kampf aller Beteiligten aus, mit zum 
Teil sehr heftigen Auseinandersetzungen 
sowie mit Bürgeraktionen und Protesten.

8  ����Pro & Contra Neugliederung, Beitrag Willi 
Müser, S. 3

9  �Tätigkeitsbericht Dr. zur Nieden, S. 251

Festrede des Landrats des  
Kreises Mettmann, Thomas Hendele  

Kreisdirektor Martin Richter hat in seiner 
eindrucksvollen historischen Betrach­

tung veranschau-licht, dass die Kreise den 
Auftrag der preußischen Reformer und des 
preußischen Königs über-zeugend erfüllt 
haben. Weltweit haben viele Staaten die­
ses Modell übernommen. […]
In Deutschland ist 200 Jahre nach Grün­
dung der Kreise festzustellen, dass die 
Lebensbedingungen der Menschen auf 
dem Lande nicht nur gleichwertig zu den­
jenigen der Städte sind – teilweise sind sie 
sogar besser. Folglich könnte man sich 
nach 200 Jahren die Frage stellen, ob die 
Kreise auch im 21. Jahrhundert noch eine 
Existenzberechtigung aufweisen, haben sie 
doch ihren eigentlichen Auftrag erfüllt.

Kreise aus Sicht des Staates

Aus Sicht des Staates ist diese Frage schnell 
beantwortet. Gerade die letzten 25 Jahre 
haben belegt, dass die staatliche Verwal­
tung ohne die Kreise nicht auskommt. 
[…] Mit der kommunalen Neugliederung 
1975 hat der Gesetzgeber die bundes­
weit größten und leistungsstärksten Krei­
se geschaffen. Aus 57 Kreisen wurden die 
heute bestehenden 31 Kreise gebildet. 
Damit zählen die NRW-Kreise nicht nur 
zu den einwohnerstärksten der Bundes­
republik, sondern sie sind auch in der Lage, 
die ihnen zugewiesenen Aufgabenfelder 
mit hoher Qualität und großer Effektivität 
wahrzunehmen.

Seit 1975 sind den Kreisen zahlreiche 
zusätzliche staatliche Verwaltungsaufga­
ben zugewiesen worden. Alleine im Zeit­
raum von 1975 bis 1995 waren es 220 
Aufgaben. Dieser Trend ist ungebrochen. 
Besonders markant war im Jahr 2008 die 
Übertragung der kompletten Versorgungs­
verwaltung und von Teilen der Umwelt­
verwaltung auf die Kreise und kreisfreien 
Städte. Dieser hohe Kommunalisierungs­
grad von Staatsaufgaben ist für das Land 
Nordrhein-Westfalen durchaus lukrativ. 
Würde man die Aufgaben nicht auf die 
Kreise und kreisfreien Städte übertragen, 
wäre die Schaffung von zahllosen Lan­
desoberbehörden die einzig verbleibende 
Lösung – mit der für Landtag und Lan­
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Was sind Zukunftsperspektiven des Kreises 
Mettmann und der Region?
Meine Damen und Herren, was zeichnet 
den Kreis Mettmann, das neanderland, 
heute aus? Zunächst einmal die Urbani­
tät. Wir sind ein städtisch geprägter Kreis 
mit allen Vorteilen dieser räumlichen Rah­
menbedingungen. Hier lässt es sich glei­
chermaßen gut leben und gut arbeiten. 
Wir sind weltoffen und tolerant, immerhin 
leben über 60.000 Menschen aus über 150 
Nationen friedlich in unserem Kreis und 
tragen aktiv zu unserer Erfolgsstory bei. 
Wir feiern gerne und wir pflegen unser 
Brauchtum. Wir freuen uns über erfolgrei­
che Sportler, eine kreative und vielfältige 
Kunstszene und ein herausragendes ehren­
amtliches Engagement.
Gleichzeitig sind wir in einer wunderbaren 
Landschaft zu Hause. Vom Rhein bis auf 
die niederbergischen Höhen verfügen wir 
über eine vielfältige Flora und Fauna. Mit 
mehr als circa 45 Prozent Natur- und Land­
schaftsschutzflächen ist der Kreis ein grü­
nes Zentrum inmitten der Zentren. Wälder, 
Seen, Flüsse, aber auch große landwirt­
schaftlich genutzte Flächen, all dies findet 
man im neanderland. Wandern, Klettern, 
Wasserski und Radfahren – auf jede denk­
bare Art lässt sich bei uns Erholung finden.
Unser größtes Pfund aber sind unsere Bür­
gerinnen und Bürger. Unsere fleißigen, 
fachlich hochqualifizierten Menschen, 
forschungsorientierte und leistungsfähi­
ge, national wie international erfolgreiche 
Unternehmen, unsere modernen Hand­
werksbetriebe – dies alles hat den Kreis 
Mettmann zum wirtschaftlich stärksten 
Kreis in Nordrhein-Westfalen werden 
lassen. Im zweiten Jahr hintereinander 
betragen die Umlagegrundlagen über 1 
Milliarde Euro. Im Ranking der 31 Kreise 
nehmen wir den ersten Platz als umlage­
stärkster Kreis ein. Zu dieser Beschreibung 
gehören aber auch politisch definierte Rah­
menbedingungen. Nicht erst seit der jüng­
sten Entwicklung in Monheim am Rhein, 
sondern traditionell sind die Steuern, die 
Gebühren und die Abgaben im Kreis Mett­
mann niedrig. Seit 2008 sind der Kreis und 
die Stadt Langenfeld, seit kurzem auch die 
Stadt Monheim am Rhein schuldenfrei. 
Die Kaufkraft unserer Bürgerinnen und 
Bürger ist eine der höchsten in Nordrhein-
Westfalen. Kurzum: Unsere Bürgerinnen 
und Bürger leben gerne und bewusst im 
neanderland. Sie lieben ihre Heimat und 
sie sind – wie wir – stolz auf das Erreich­
te. Auf dieser positiven Betrachtung darf 
man sich nicht ausruhen. Zumal den posi­
tiven Faktoren auch negative Parameter 
gegenüberstehen. Wenn von zehn Städten 
nur noch eine ihren Haushalt strukturell 
ausgleichen kann, die anderen dagegen 
zum Haushaltsausgleich in die Rücklagen 

Belastet wird dieses Verhältnis vorwiegend 
durch das Thema Kreisumlage. Dass dies 
nicht das Verschulden der Kreise ist, habe 
ich eben ausgeführt. Den Wenigen, die 
meinen, die Kreise sollten abgeschafft wer­
den, man könne das vor Ort alles besser 
und vor allem kostengünstiger erledigen, 
muss man allerdings entgegenhalten, dass 
dies alleine aus betriebswirtschaftlichen 
Gründen ein Trugschluss ist. Durch die 
Größe und durch die Leistungskraft ihrer 
Verwaltungen erledigen die Kreise ihre 
Aufgaben effizient. Im Kreis Mettmann 
werden 360.000 Fahrzeuge und 330.000 
Führerscheine verwaltet. Es macht wenig 
Sinn, dies auf zehn Städte zu verteilen. 
Ebenso unwirtschaftlich wäre es, würde 
man die Gesundheitsverwaltung oder die 
Chemische Lebensmitteluntersuchung von 
den kreisangehörigen Städten erledigen 
lassen, um nur diese beiden Beispiele zu 
nennen. […]
Nein, das Zusammenwirken zwischen 
Städten und Kreisen ist eingespielt, die 
Aufgabenverteilung ist durchdacht, im 
einen oder anderen Fall sicherlich ausbau­
fähig. Vor allem können sich die Ergeb­
nisse sehen lassen. Im Vergleich mit den 
Großstädten können Kreise und kreisan­
gehörige Städte durchaus bestehen. Dies 
gilt für die Qualität ihrer Arbeit, aber auch 
für den finanziellen Aufwand, der trotz der 
erheblich größeren Fläche keinen Vergleich 
zu scheuen braucht. Ein weiterer, bedeut­
samer Grund für die Städte, ihren Kreisen 
die Treue zu halten, ist die Tatsache, dass 
nur die Existenz der Kreise die Selbstän­
digkeit der eigenen Stadt garantiert. Keine 
Stadt hat dies so nachhaltig erfahren wie 
Monheim am Rhein. 1 ½ Jahre war die 
Alte Freiheit Ortsteil der Landeshauptstadt. 
Und erst durch den Verfassungsgerichtshof 
konnte die Selbstständigkeit im Kreis Mett­
mann wiederhergestellt werden. Diese 
Selbstständigkeit ist nicht nur ein formaler 
Wert. Sie ist vor allem ein Stück intensiv 
gelebter Demokratie. Zehn Räte und ein 
Kreistag nehmen die politische Gestaltung 
in ihre Hände. Insgesamt 520 Mandatsträ­
ger sind keineswegs nur ein quantitatives 
Pfund, sondern sie sind nahe bei den Bür­
gerinnen und Bürgern, sie sind ein wirksa­
mes Kontrollinstrument und sie verkörpern 
damit ein aktives, durchaus konfliktreiches, 
aber erfolgreiches demokratisches Leben 
im Kreis und seinen Städten. Die Selbst­
ständigkeit der kreisangehörigen Städte 
verursacht gleichzeitig einen verstärkten 
Wettbewerb untereinander.
[…]
Mein Fazit: Auch für kreisangehörige 
Gemeinden hat die Existenz der Kreise 
unmittelbare, grundlegende und sogar exi­
stenzielle Vorteile.
[…]

desregierung unangenehmen Folge, dass 
diese Behörden aus dem Landeshaushalt 
zu finanzieren wären. Da ist es doch durch­
aus eleganter, die Kreise und kreisfreien 
Städte zu beauftragen.
Leider ist mit dieser Aufgabenübertragung 
an die Kreise keine ausreichende Finanz­
ausstattung verbunden. Obwohl mehrere 
wissenschaftliche Gutachten beweisen, 
dass angesichts der massiven Übertragung 
staatlicher Aufgaben eine erheblich verbes­
serte Finanzierung der Kreise unausweich­
lich ist, ignoriert der Landesgesetzgeber 
diese Fakten. Im Gegenteil: In den letzten 
40 Jahren wurden den Kreisen systema­
tisch alle eigenen Steuereinnahmen, von 
der Grunderwerbsteuer bis zur Jagdsteu­
er, entzogen. Dies hat zur Folge, dass die 
Kreisordnung, nach der die Kreisumlage 
eine Restfinanzierung zu sein hat, schon 
lange nicht mehr eingehalten werden 
kann. Mittlerweile muss der Kreis Mett­
mann 66 Prozent seines Finanzbedarfs 
über die Kreisumlage erheben. Das kann 
und darf kein Dauerzustand sein.
Es bleibt festzuhalten, dass ohne die Krei­
se eine qualitätsvolle und effiziente Ver­
waltung des Landes Nordrhein-Westfalen 
nicht möglich wäre. Diese Feststellung gilt 
nicht nur für die Kreisverwaltungen, son­
dern ausdrücklich auch für die Polizei des 
Landes. Die 29 Landratsbehörden sind ein 
Maßanzug für die Polizei. Sie sind ortsnah, 
sie sind leistungsfähig und beweisen durch 
vergleichsweise niedrige Kriminalität, eine 
geringere Unfallzahlen und hohe Aufklä­
rungsquoten, dass sie die Sicherheit im 
kreisangehörigen Raum bestens gewähr­
leisten. Was die Kreise brauchen, ist eine 
solide finanzielle Ausstattung und, aus 
aktuellem Anlass angemahnt, mehr Poli­
zisten.

Kreise aus Sicht der  
Kommunen

Kommen wir zur Sicht der kreisangehöri­
gen Kommunen. Nicht nur im Kreis Mett­
mann, sondern in allen Kreisen des Landes 
gibt es grundsätzlich ein vertrauensvol­
les und enges Miteinander zwischen den 
Städten oder Gemeinden und den Krei­
sen. Natürlich ist das Leben mit den Krei­
sen anstrengend. In vielen Verwaltungs­
vorgängen benötigt man die Beteiligung, 
zuweilen auch die Genehmigung des Krei­
ses. Lästigerweise ist der Kreis auch noch 
die zuständige Aufsichtsbehörde. Und hat 
man vor Ort etwas zu feiern, kommt man 
im Regelfall an der Einladung des Land­
rats auch nicht vorbei. Und doch, in den 
allermeisten Kreisen verzeichnen wir längst 
einen sehr unaufgeregten, sachlichen und 
professionellen Umgang von städtischer 
Ebene und Kreisebene.
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gen – durch eine präsente und hoffent­
lich personell verstärkte Polizei, durch 
leistungsfähige Rettungsdienste und 
schlagkräftige Feuerwehren. Sicherheit 
ist mehr denn je ein Standortfaktor im 
Wettbewerb mit anderen.

•	 �In enger Zusammenarbeit von Jobcen­
ter, Arbeitsagentur, Städten und Kreis 
muss es uns gelingen, die Zahl der 
Arbeitslosen weiter zu senken. Wir dür­
fen uns nicht mit über 11.000 arbeits­
losen Menschen abfinden.

•	 �Die Integration der zu uns kommenden 
Zuwanderer muss gelingen. Sie darf 
nicht eine Frage der jeweiligen Kassen­
lage sein. Nur so werden wir Parallelge­
sellschaften und Radikalisierungen ver­
hindern.

•	 �Und letztlich wollen wir gemeinsam 
mit den Städten das „neanderland" als 
Marke für Kultur und Tourismus weiter 
entwickeln. Die Ergebnisse der letzten 
drei Jahre sind mehr als ermutigend. 
Wir können und wir werden mit diesem 
Pfund weiter wuchern.

Das sind keine einfachen Aufgaben, viel­
mehr fordert deren Bewältigung große 
politische Anstrengungen. Dieser Kreis hat 
über 200 Jahre die vielfältigsten Stürme 
überstanden. Es hat ihn immer ausgezeich­
net, sich veränderten Rahmenbedingungen 
und akuten Herausforderungen zu stellen 
und die damit verbundenen Probleme zu 
lösen. Dies wird auch in der Zukunft so 
sein. Wir sind voller Zuversicht und Selbst­
vertrauen, an Engagement und Mut wird 
es uns weiterhin nicht fehlen. Der Kreis 
Mettmann wird seinen Städten auch in 
der Zukunft ein äußerst zuverlässiger und 
erfolgreicher Partner sein. Die nächsten 
200 Jahre des Kreises Mettmann werden 
wir nicht mehr gänzlich erleben. Aber die 
nächsten Jahre und Jahrzehnte wollen wir 
kraftvoll und mit großer Freude für unsere 
Bürgerinnen und Bürger gestalten.
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im Kreis – also in 11facher Ausprägung – 
vorhalten müssen. Hierzu könnte ich eine 
Reihe von Beispielen anführen, begin­
nend mit der Informationstechnologie und 
endend mit der Ausgestaltung diverser 
Infrastruktur-Einrichtungen. Ein erheb­
liches Problem stellen die Knappheit und 
die extrem hohen Preise für Grundstücke 
dar. Städte und Kreis sollten gemeinsam 
mit unseren Sparkassen prüfen, ob wir 
eine Grundstücks- und Infrastrukturge­
sellschaft gründen. Mit Hilfe einer solchen 
Gesellschaft könnten wir gezielt Grund­
stücke für Gewerbe und Wohnen sichern 
und gleichzeitig die Ansiedlungspolitik der 
Städte unterstützen. Trotz vieler negativer 
Beispiele der Vergangenheit – wir sollten 
den Mut aufbringen, die Zusammenarbeit 
zwischen dem Kreis und den Städten, aber 
auch zwischen den Städten untereinander 
auszubauen und die zahlreich vorhande­
nen Widerstände zu überwinden. In den 
nächsten Jahren wird der Kreis Mettmann 
komplexe Aufgaben zu lösen haben, die 
für unsere Bürgerinnen und Bürger ele­
mentare Bedeutung haben:
•	 �Wir wollen weiterhin schuldenfrei blei­

ben und unsere Finanzpolitik so nach­
haltig gestalten, dass wir unsere Auf­
gaben meistern, die Städte aber nicht 
überfordert werden.

•	 �Uns muss der Spagat gelingen, der aus 
der Deckung der Nachfrage von Flächen 
für Gewerbe und Wohnen einerseits 
und der gleichzeitigen Schonung unse­
rer Natur- und Landschaftsräume ande­
rerseits besteht.

•	 �Unsere Infrastruktur muss moderni­
siert werden. Wir müssen den öffent­
lichen Personennahverkehr ausbauen, 
gemeinsam mit unseren Nachbarn die 
Pendler-Problematik lösen und wei­
terhin in unsere Bildungseinrichtungen 
investieren. Auch der Ausbau der Breit­
bandtechnologie ist im Blick zu behal­
ten.

•	 �Wir müssen weiterhin für die Sicherheit 
unserer Bürgerinnen und Bürger sor­

greifen müssen, dann ist dies ein Alarm­
zeichen, und zwar insbesondere für die 
Fähigkeit der Kreisgemeinschaft, zukunfts­
orientiert zu handeln.
Wir fordern mit Berechtigung vom Staat 
eine Verbesserung der Finanzzuweisun­
gen und der Aufgabenverteilung. Dies 
bleibt aber nur dann glaubwürdig, wenn 
wir Kommunalen bereit sind, auch vor 
der eigenen Haustüre zu kehren. Diese 
Erkenntnis ist in der Region angekommen. 
Wir stehen am Vorabend der Gründung 
der Metropolregion Rheinland. Deren 
Erfolg hängt sehr davon ab, dass es zu 
einem gleichberechtigten und partner­
schaftlichen Miteinander von kreisfreien 
Städten und Kreisen kommt. Das Gelingen 
hängt aber auch davon ab, dass die Räte 
und Kreistage bereit sind, Aufgaben in der 
Metropolregion zu bündeln. Dies gilt im 
besonderen Maße für die Bereiche Wirt­
schaftsförderung, Verkehr, Kultur, Touris­
mus und Raumplanung. Wenn wir im glo­
balen und nationalen Wettbewerb erfolg­
reich sein wollen, dann müssen wir für eine 
leistungsstarke Metropolregion eintreten.
Gleiches gilt für die interkommunale 
Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn. 
Sehr erfreulich ist es, dass sich die Kommu­
nale Arbeitsgemeinschaft Bergisch Land, 
unsere Gemeinschaft mit Wuppertal, Solin­
gen, Remscheid, Leverkusen sowie dem 
Rheinisch-Bergischen-Kreis und dem Ober­
bergischen Kreis neu aufstellt. Erstmals in 
ihrer mehr als 60jährigen Geschichte wird 
sie operative Aufgaben übernehmen und 
die Kooperation der Verwaltungen intensi­
vieren. Ich könnte mir vorstellen, dass eine 
solche Entwicklung auch bei der Zusam­
menarbeit in der Regionalen Arbeitsge­
meinschaft Düsseldorf/Kreis Mettmann/
Rhein-Kreis Neuss möglich sein könnte. 
Der Kreis Mettmann wird sich jedenfalls 
bei beiden interkommunalen Organisatio­
nen konstruktiv einbringen. […]
Gleichfalls notwendig ist, dass wir kritisch 
überprüfen, ob wir Infrastrukturen, aber 
auch Dienstleistungen in jeder Stadt und 
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Um bestehende Risiken zu erkennen und 
nachhaltige Maßnahmen zur Risiko­

minimierung zu ergreifen ist gerade auch in 
öffentlichen Verwaltungen eine systemati­
sche Vorgehensweise in Form eines Infor­
mationssicherheitsmanagements erforder­
lich. Der Datenschutz ist dabei essentieller 
Bestandteil der Informationssicherheit. 
Gesetzlich geforderte technische und orga­
nisatorische Schutzmaßnahmen sind zu 
berücksichtigen und einzuhalten. 
Informationssicherheit hat dabei als Ziel 
den Schutz von Informationen jeglicher 
Art und Herkunft. Dabei können Informa­
tionen sowohl auf Papier, in Rechnersyste­
men oder auch in den Köpfen der Nutzer 
gespeichert sein. 
IT-Sicherheit beschäftigt sich an erster Stel­
le mit dem Schutz elektronisch gespeicher­
ter Informationen und deren Verarbeitung.
Die klassischen Grundwerte der Informa­
tionssicherheit sind Vertraulichkeit, Integri­
tät und Verfügbarkeit. Weitere generische 
Oberbegriffe der Informationssicherheit 
sind beispielsweise Authentizität, Verbind­
lichkeit, Zuverlässigkeit und Nichtabstreit­
barkeit.
Die Planung, Umsetzung, Überprüfung 
und Verbesserung der Informations­
sicherheit ist ein sich ständig wiederholen­
den Prozess zur Feststellung des aktuellen 
Sicherheitsniveaus und daraus resultieren­
den Festlegungen zur dauerhaften Verbes­
serung. 
Dafür ist eine systematische Herangehens­
weise an einen kontinuierlichen Überwa­
chungs- und Optimierungsprozess nötig, 
mit dem sowohl die Technik als auch die 
Beschäftigten und weitere Einflussfaktoren 
berücksichtigt werden.
Ein ganzheitliches Informationssicherheits­
konzept enthält daher zahlreiche Maßnah­
men aus den Bereichen Organisation, Per­
sonal, Technik sowie Infrastruktur. Gerade 
kleinere und mittelgroße Kommunalver­
waltungen sind dabei oftmals allein schon 
ressourcentechnisch überfordert.

Arbeitskreis Informations­
sicherheit und Datenschutz 
(AK ISDA) 

Um den Herausforderungen der Informa­
tionssicherheit gemeinsam zu begegnen 
und sich gegenseitig zu entlasten, hat sich 
der Arbeitskreis Informationssicherheit 
und Datenschutz gegründet. In diesem 
Arbeitskreis sind die Informationssicher­
heits- und Datenschutzbeauftragten aller 
zehn Kommunen der Städteregion Aachen 
und auch die der angrenzenden Kreisver­
waltungen Heinsberg und Euskirchen ver­
treten. Zudem beteiligen sich der gemein­
same kommunale IT-Dienstleister regio iT 
GmbH und auch Vertreter von kommuna­
len Gesellschaften an der Zusammenarbeit.

Ziele des Arbeitskreises

Neben dem Aufbau eines „Security-Net­
works” (im Sinne von Netzwerken) der 

handelnden Personen soll insbesondere 
der Austausch zum Aufbau eines jeweils 
abgestimmten Informationssicherheits­
managementsystems und die sich daraus 
ergebenen Weiterentwicklungen (zum Bei­
spiel Datensicherheitskonzepte) sein. 
Es wird angestrebt, eine möglichst einheit­
liche Vorgehensweise gemäß den Empfeh­
lungen des Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI)-Grundschut­
zes zu entwickeln. So sollen beispielswei­
se Leitlinien für die Informationssicherheit 
aufeinander abgestimmt werden und kom­
patible Infrastrukturerhebungen erfolgen.
Unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Sicherheitsleitlinien soll eine systematische 
und einheitliche Schutzbedarfsfeststellung 
ermöglicht werden. Somit kann auch ein 

gemeinsames Risikoverständnis entwickelt 
werden. 
Einträge in das jeweilige gesetzlich erfor­
derliche Verfahrensverzeichnis zum Daten­

Erhöhung der Informationssicherheit 
durch kommunale Zusammenarbeit  
in der StädteRegion Aachen
Von Heino Reinartz, Beauftragter für Informations
sicherheit, StädteRegion Aachen

Die StädteRegion Aachen ist seit 2009 Rechtsnachfolgerin des Kreises Aachen. Der neu gegründeter Verband aus zehn Städten und 
Gemeinden und regelt heute die Angelegenheiten von rund 540.000 Menschen. 
Informationen sind ein wesentlicher Wert für die Behörden und Unternehmen in der StädteRegion und müssen daher angemes-
sen geschützt werden. Die meisten Informationen werden zumindest teilweise mit Informationstechnik (IT) erstellt, gespeichert, 
transportiert oder weiterverarbeitet. Moderne Geschäftsprozesse sind ohne IT-Unterstützung längst nicht mehr vorstellbar. Eine 
zuverlässig funktionierende Informationsverarbeitung ist ebenso wie die zugehörige Technik für die Aufrechterhaltung des Betriebes 
unerlässlich. Unzureichend geschützte Informationen stellen einen häufig unterschätzten Risikofaktor dar. 

Vortrag zur IT-Sicherheit im Arbeitskreis Informationssicherheit und Datenschutz (AK 
ISDA). � Quelle: Pressestelle StädteRegion Aachen
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Arbeitswerkzeuges ist nur eine der zahlrei­
chen Herausforderungen, denen sich die 
Informationssicherheit in den Kommunen 
insgesamt stellen muss. Alle Kommunal­
verwaltungen stehen vor der Aufgabe, mit 
knapper werdenden Ressourcen die stei­
genden Anforderungen des Gesetzgebers, 
der Selbstverwaltungsgremien, der Bürger 
sowie der Mitarbeiterschaft an eine moder­
ne Verwaltung respektive einen modernen 
Arbeitgeber zu erfüllen. 
Beispielhaft seien hier aktuelle und intensiv 
diskutierte Themen genannt:
•	 �Einführung von Dokumenten-Manage­

ment-Systemen,
•	 �Einbindung von Tablets und Smart

phones,
•	 elektronische Rechnungsbearbeitung,
•	 �Einführung von Ratsinformationssyste­

men,
•	 Geo-Portale,
•	 Open Data.
Aus wirtschaftlichen Erwägungen ist es 
naheliegend, die konzeptionellen Grund­
lagen der kommunalübergreifenden The­
men gemeinsam zu erarbeiten, statt das 
Rad in jeder Kommunalverwaltung bezie­
hungsweise in jeder kommunalen Gesell­
schaft neu zu erfinden. 
Ein wichtiger Aspekt ist hierbei auch die 
möglichst enge Einbindung der Kom­
munen in die Weiterentwicklung des IT-
Grundschutzes. Dabei soll eine möglichst 
direkte Zusammenarbeit der Kommunen 
mit den Ländern und insbesondere mit 
dem BSI hergestellt werden. 
Es ist dringend notwendig, den Wissens­
stand über Cyber-Bedrohungen zu erhö­
hen. Das Reaktionsvermögen von Fachleu­
ten aller Ebenen (Bund, Land und Kommu­
ne) auf Bedrohungen muss noch deutlich 
an Geschwindigkeit zulegen, damit man 
schneller auf die Bedrohungen und an die 
raschen Verbreitungsgeschwindigkeiten 
zum Beispiel von Malware wie „Locky“ 
antworten kann.
In Zukunft wird es nötig sein, Kooperatio­
nen zwischen verschiedenen Beteiligten zu 
etablieren, damit Handlungen über defen­
sive Schritte schneller und anhand quali­
tativer Informationen vonstattengehen. 
Kooperation und Koordination bilden die 
Hauptachsen einer effektiven Reaktion auf 
Cyber-Vorfälle.
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genutzte GSTool zu finden, hat es unter 
anderem eine grobe Marksondierung im 
Arbeitskreis gegeben. Das Ergebnis war 
hinsichtlich des gemeinsamen Vorgehens 
für die beteiligten Kommunen – nicht nur 
aus finanzieller Sicht – nicht befriedigend. 
Mit dem regionalen Dienstleister regio iT 
GmbH ist der Arbeitskreis daraufhin in 
die Überlegung getreten, einen „eige­
nen“ Weg zu gehen. Auf der Basis einer 
bestehenden/etablierten Software, soll 
ein Arbeitswerkzeug für die Informations­
sicherheit und dem Datenschutz gemäß 
den Bedürfnissen der Kommunen und 
deren Gesellschaften entstehen (Projekt 
ISiMap). Neben den BSI-Empfehlungen 
des IT-Grundschutzes sollen dabei auch 
weitere Normen (ISO und VDS) berück­
sichtigt werden.
So sollen unter anderem die Ideen, Maß­
nahmen und Formulare, die von kommu­
nalen Praktikern bereits entwickelt und zur 
Verfügung gestellt worden sind, direkt in 
die Software integriert werden (Textbau­
steine für die Sicherheitsleitlinie, Formulare 
für die Schutzbedarfsanalyse und Struktur­
aufnahme). 
Die Integration vorhandener Dokumente 
(auch aus dem IT-Sicherheitsbeauftragte-
Forum des Deutschen Landkreistages) und 
der Aufbau von Workflows zur Bearbei­
tung von Sicherheitsvorfällen et cetera ist 
Teil des Kriterienkataloges. Kommunen 
sollen beispielsweise Schutzverbünde mit­
tels Schablonen/Blaupausen (zum Beispiel 
„Kindertagesstätte“, „Einwohnermelde­
amt“, „Schule“) in der Software unter­
einander austauschen können. Der Erfas­
sungsaufwand soll dabei auf das Nötigste 
reduziert werden können – insbesondere in 
den kleineren Kommunen.
Interne und externe Informationsprozesse 
zum Beispiel für Sicherheitsvorfälle an ein 
zukünftiges Landes-Computer Emergency 
Response Team (CERT) oder ein mögliches 
Verwaltungs-CERT sind vorgesehen. So 
könnten unter anderem auch die Sicher­
heitslagen in den Kommunen zukünftig 
besser berücksichtigt und gegebenenfalls 
auch schneller auf Gefährdungslagen rea­
giert werden. 

Aktuelle und zukünftige 
Herausforderungen

Die gemeinsame Beteiligung des Arbeits­
kreises an der Schaffung eines geeigneten 

schutz sollen nicht redundant und nicht 
gegebenenfalls konträr zur Risikobetrach­
tung des Beauftragten für Informations­
sicherheit erfolgen. 
Es wird angestrebt, ein einheitliches Ver­
fahrensverzeichnis (je Kommune) zu füh­
ren und eine einheitliche und gesetzmäßi­
ge Vorabkontrolle nach abgestimmten Kri­
terien durchzuführen. Insoweit wird auch 
eine möglichst einheitliche Vorgehenswei­
se bei den gesetzlich geforderten techni­
schen und organisatorischen Maßnahmen 
(ToM’s) angestrebt.
Gemeinsame Schulungen sollen im Arbeits­
kreis hinsichtlich Bedarf und Kostenvertei­
lung abgestimmt werden. Wenn möglich, 
schulen sich die Teilnehmer untereinander. 
Die Verwaltung der StädteRegion über­
nimmt die Koordination der Schulungen 
und Inhouse-Seminare. 
Für die gesamte Bearbeitung der Informa­
tionssicherheit und des Datenschutzes soll 
auch ein gemeinsames Tool beziehungs­
weise eine einheitliche und bestenfalls 
gemeinsame Software genutzt werden.

Gemeinsames Softwaretool

Mit dem IT-Grundschutz-Tool (GSTOOL) 
stellte das BSI seit 1998 eine Software 
bereit, die die Anwender bei Erstellung, 
Verwaltung und Fortschreibung von 
Sicherheitskonzepten entsprechend der IT-
Grundschutz-Vorgehensweise unterstützt. 
Ende August 2013 wurde seitens des 
BSI entschieden, die Weiterentwicklung 
des GSTOOLs einzustellen und auch die 
Fortentwicklung eines eigenen IT-Grund­
schutz-Tools zu beenden. Daher wurde 
der Vertrieb des GSTOOL zum 31.12.2014 
eingestellt. Das BSI bietet noch längstens 
bis Anfang 2017 Support für das GSTOOL 
an. Damit IT-Grundschutz-Anwender auch 
zukünftig auf ein vielfältiges Tool- und 
Hilfsmittel-Angebot zurückgreifen können, 
führt das BSI im Rahmen der Modernisie­
rung des IT-Grundschutzes Gespräche mit 
den jeweiligen Anwendern und Herstel­
lern.
An diesen Gesprächen sind die am Arbeits­
kreis mitwirkenden Kommunen indirekt 
durch die StädteRegion Aachen betei­
ligt und können somit auch bisher nicht 
berücksichtigte kommunale Anforderun­
gen unmittelbar einbringen.
Um einen Nachfolger beziehungswei­
se einen Ersatz für das in Teilbereichen 
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Verantwortlichkeiten, 
Abläufe und Kommuni­
kationsprozesse
Da man einen IT-Sicherheitsvorfall nicht 
ausschließen kann, muss man sich für den 
Fall der Fälle vorbereiten. Zu dieser Vor­
bereitung gehört die Festlegung der Ver­
antwortlichkeiten bei einem Sicherheits­
vorfall. So gehört es zu den Aufgaben aller 
Beschäftigten des KME ein verdächtiges 
Verhalten der IT-Systeme unverzüglich zu 
melden. Der zentrale Benutzerservice des 
KME hingegen muss einen solchen Ver­
dacht entgegen nehmen und diesen an 
den IT-Sicherheitsbeauftragten und an die 
verantwortliche IT-Abteilung kommunizie­
ren. Die Systemadministration übernimmt 
dann die technische Behebung des Vor­
falls. Der IT-Sicherheitsbeauftragte leitet 
jede Untersuchung und Bewertung von 
Sicherheitsvorfällen (zum Beispiel die Kom­
promittierung eines Servers, bei massiven 
Virenbefall, …). Zudem berichtet er den 
Stand der Vorfallsbehebung an die IT- und 
an die Behördenleitung (Kreisdirektor und 
Landrat). Je nach Einstufung eines Vorfalls 
obliegt es dem IT-Sicherheitsbeauftragten, 
den Vorfall zu eskalieren (zum Beispiel an 
die Behördenleitung). Zudem werden je 
nach Art des Vorfall folgende Bereiche mit 
eingebunden: Datenschutz, Revision, Pres­
sestelle, Sicherheitsvorfall-Team, externe 
Dienstleister, … .
Wichtig ist, dass jeder Bereich beim KME 
sich sowohl über seine Verantwortlichkei­
ten als auch über seine Ansprechpartner 
im Klaren ist. Für diese Kommunikation 
wurden vorsorglich die Meldewege für 
Sicherheitsvorfälle festgelegt und allen 
Beteiligten über die Veröffentlichung eines 
zentralen IT-Handbuches mitgeteilt.
Ergänzend ist vorab festzulegen, wer ab 
wann Strafverfolgungsbehörden bei einem 
Sicherheitsvorfall hinzuziehen darf. Beim 
Kreis Mettmann behält sich die Behörden­
leitung vor, die Einbeziehung von Straf­
ermittlungsbehörden einzuleiten. Damit  
man im Fall der Fälle vorbereitet ist, wurden  

die Kontaktinformationen für die Ansprech­
stellen für Cybercrime (Polizei, Bundesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik, 
…) schon vorab in Erfahrung gebracht.

Vorfallserkennung

Die Erkennung eines Sicherheitsvorfalls 
kann über verschiedene Wege erfol­

gen. Die typischen Störungen, die unter 
Umständen auch durch einen Sicherheits­
vorfall hervorgerufen werden, werden 
von den Beschäftigten des Kreises gemel­
det. Allerdings können Vorfälle auch von 
Bürgerinnen und Bürgern, einer Strafver­
folgungsbehörde, einem Überwachungs­
system (wie zum Beispiel System Moni­
toring, Intrusion Detection System, …), 

Management von IT-Sicherheits
vorfällen beim Kreis Mettmann 
Von Sebastian Kosch, IT-Sicherheitsbeauftragter 
und Abteilungsleiter Technische Infrastruktur,  
Amt für Informationstechnik, Kreis Mettmann

„Hundertprozentige Sicherheit gibt es nicht.“ Mit dieser Tatsache wird man schnell konfrontiert wenn man sich mit dem Thema 
IT-Sicherheit auseinandersetzt. Wenn dann der Tag kommt, an dem die gut geplanten und sicheren Maßnahmen nicht greifen, unter-
stützt ein ganzheitlicher Vorfallsmanagementprozess dabei, die komplexen Aufgaben während der Vorfallsbehandlung erfolgreich 
zu bearbeiten. Insbesondere Themen die während der Vorfallsbehandlung noch nebensächlich erscheinen, können im Nachgang 
sehr zum Ärgernis werden. Im Folgenden wird der ganzheitliche Ansatz des IT-Sicherheitsvorfallsmanagements, der gegenwärtig 
beim Kreis Mettmann (KME) implementiert wird, vorgestellt.

Beispiel für die Kommunikationswege bei einem IT-Sicherheitsvorfall.
 � Quelle Grafik: Kreis Mettmann
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durch die Sicherung von Logdateien, 
durch das Sichern von Betriebsumgebun­
gen zum Zeitpunkt des Vorfalls, …. Hier 
ist allerdings ein forensisches Vorgehen 
unabdingbar, damit bei einer möglichen 
Straftat die gesicherten Informationen 
unveränderbar gesichert und die digitalen 
Spuren analysiert und ausgewertet werden 
können. Wenn sich schon zu Beginn eines 
IT-Sicherheitsvorfalls eine Straftat abzeich­
net, wird so früh wie möglich die entspre­
chende Strafermittlungsbehörde hinzuge­
zogen werden. Diese kann nicht nur bei 
der Beweissicherung, sondern auch bei der 
Vorfallsbehebung unterstützen.
Um nach einen aufgetretenen IT-Sicher­
heitsvorfall wieder einen sicheren Betrieb 

der betroffe­
nen Systeme zu 
gewährleisten, 
bleibt meist nur 
ein Wiederein­
spielen von zuvor 
erstellten und 
nicht betroffenen 
Sicherungen oder 
ein Neuaufsetzen 
eines Systems. Ist 
dies nicht mög­
lich, bleibt nur eine 
durchaus langwie­
rige Untersuchung 
des betroffenen 
Systems (Betriebs­
system, eingesetz­
te Anwendungen, 
Konfigurations- 
und Benutzer­

dateien). In jedem Fall werden die Passwör­
ter der betroffenen und der umgebenen 
Systeme geändert, da bei einem kompro­
mittierten System immer davon ausgegan­
gen wird, dass ein Angreifer Kenntnisse 
über die Zugangsdaten erlangt hat.
Sobald das betroffene System wieder in 
einen sicheren Betriebszustand versetzt 
wurde, werden die auf den Systemen lau­
fenden Anwendungen durch Fachperso­
nal mit vertieften Anwendungskenntnis­
sen geprüft. So werden Fehler bei einer 
erneuten Konfiguration durch geänderte 
Zugangsdaten vermieden.
Liegt die Vermutung nahe, dass die betrof­
fenen Systeme gezielt angegriffen wurden, 
werden diese nach der sicheren Wiederin­
betriebnahme gezielter überwacht, da 
Angreifer versuchen könnten, die wieder­
hergestellten Systeme erneut zu kompro­
mittieren.
Auch wenn ein IT-Sicherheitsvorfall meist 
großen Aufwand zur Folge hat und prio­
ritär behandelt wird, versucht der KME 
trotzdem einen Nutzen daraus zu ziehen. 
Jeder Vorfall bringt Erkenntnisse über die 
Sicherheitsmechanismen (technische und 

eine Lösung schon bekannt ist. Ist dies 
nicht der Fall, so ist für die Beseitigung 
eines IT-Sicherheitsvorfalls das verfügba­
re Expertenwissen unabdingbar. Durch 
gezielte Schulungen des eigenen Perso­
nals und unter Zuhilfenahme externer 
Ansprechpartner wurden beim KME bis 
dato alle IT-Sicherheitsvorfälle in akzep­
tierbarer Zeit behoben beziehungsweise 
wurden Workarounds gefunden. Ist dies 
mit den Mitteln und Personal des Kreises 
nicht möglich, werden für die Behebung 
Spezialisten für IT-Sicherheit und/oder der 
betroffenen Systeme einbezogen. Diese 
werden dann schnellstmöglich, gegebe­
nenfalls auch durch eine Beauftragung 
einer externen Firma, hinzugezogen.

Bei der Behebung eines Vorfalls steht 
grundsätzlich die Wiederherstellung des 
Normalbetriebs in Vordergrund. Jedoch 

werden während oder bestenfalls schon 
vor der Behebung mögliche Beweismittel 
für Straftaten sichergestellt. Dies geschieht 

einem externen Dienstleister oder durch 
die Presse erkannt werden. Alleine durch 
die Vielzahl der möglichen Gruppen, die 
einen Vorfall erkennen könnten, wird die 
Wichtigkeit vorab definierter Kommuni­
kationsprozesse deutlich. Denn im End­
effekt muss ein Sicherheitsvorfall immer 
an den IT-Sicherheitsbeauftragten als auch 
an das zuständige Sicherheitsvorfall-Team 
kommuniziert werden. Insbesondere ist 
hier eine Sensibilisierung der Beschäftig­
ten, die darauf abzielt ein ungewöhnliches 
Verhalten eines IT-Systems unverzüglich 
zu melden, unabdingbar. Beim KME wird 
allen Beschäftigten die organisationsinter­
ne Definition eines IT-Sicherheitsvorfalls 
durch das zentral bereitgestellte IT-Hand­
buch zur Verfügung gestellt.

Vorfallsbehebung

Beim Bekanntwerden eines Sicherheitsvor­
falls wird dieser durch den Benutzerser­
vice, den IT-Sicherheitsbeauftragten oder 
durch die zuständige IT-Abteilung bewer­
tet (leicht, mittel, schwer). Diese Bewer­
tung kann sich im Laufe der Vorfallsbehe­
bung noch ändern. Kleinere Vorfälle, wie 
zum Beispiel die Detektion von Malware 
auf einem einzelnen Arbeitsplatz, werden 
direkt von der zuständigen Systemadmi­
nistration behoben und nachträglich an 
den IT-Sicherheitsbeauftragten gemeldet. 
Bei größeren Vorfällen, wie beispielsweise 
der Verschlüsselung ganzer Abteilungs­
laufwerke durch Malware, wird umgehend 
ein entsprechendes Expertenteam der 
IT-Abteilung einberufen. Für diesen Fall 
existiert beim KME eine aktualisierte Kon­
taktliste mit den Expertinnen und Experten 
aller IT-Bereiche und externer Dienstleister. 

Im Rahmen der Vorfallsbehebung wird 
zuerst geprüft, ob ein ähnlicher Vorfall 
schon einmal aufgetreten und dadurch 

IT-Sicherheitsvorfall durch Malware. � Quelle: Kreis Mettmann

Behebung eines IT-Sicherheitsvorfalls durch ein Expertenteam. �
� Quelle: Adobe Stock, auremar
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Sicherheitsbeauftragten des KME kritisch 
betrachtet und optimiert. Von der Detek­
tion eines Vorfalls bis zur Information aller 
einbezogenen Stellen über das Ende des 
Vorfalls ergibt sich aus der Erfahrung bei 
genauerer Betrachtung oft Änderungspo­
tential. Dieses Potential rührt nicht daher, 
dass man zuvor schlecht vorbereitet war, 
sondern ergibt sich oft aus einer geänder­
ten Gefährdungslage, neu auftretenden 
Tätergruppen, neuen Angriffsmethoden 
oder durch organisatorische Änderungen. 
Abschließend werden alle neu gewonne­
nen Erkenntnisse für zukünftige Sicher­
heitsvorfälle festgehalten. So wird beim 
Kreis Mettmann jeder bewältigte Vorfall 
dafür genutzt, sich für zukünftige Vorfälle 
besser aufzustellen, um diese gut vorberei­
tet bewältigen zu können.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 6/Juni 2016    10.51.05

Nachbereitung 

Nach der Bewältigung eines IT-Sicherheits­
vorfalls wird von dem IT-Sicherheitsbeauf­
tragten und von der IT-Leitung geprüft, ob 
alle Arbeiten, die während der meist stres­
sigen Vorfallsbehebung liegen geblieben 
sind, nachgeholt wurden. Dies umfasst in 
der Regel die Erstellung einer entsprechen­
den Dokumentation, aber auch die Besei­
tigung von Workarounds, die aufgrund 
einer schnellen Lösungsfindung imple­
mentiert wurden. Sobald eine entspre­
chende Dokumentation vorliegt, wird mit 
allen an dem Vorfall beteiligten Personen 
eine Nachbesprechung durchgeführt. Hier 
werden technische und organisatorische 
Optimierungen für die Behandlung von 
Sicherheitsvorfällen detailliert besprochen 
und nach Möglichkeit schon abgestimmt.   
Nach jedem behandelten Vorfall wird 
die gesamte Vorfallsbehandlung vom IT-

organisatorische) des Kreises und gibt 
Anhaltspunkte für eine Optimierung des 
Prozesses „Management von IT-Sicher­
heitsvorfällen“. Dafür wird auf eine detail­
lierte, standardisierte und vertrauliche 
Dokumentation von IT-Sicherheitsvorfäl­
len wert gelegt. Mit Hilfe dieser Dokumen­
tation bleiben Vorfälle auch im Nachhinein 
nachvollziehbar und können bei Bedarf 
gegebenenfalls unter neuen Gesichtspunk­
ten analysiert werden. 
In der Dokumentation wird erfasst, wann 
welche Personen welche Arbeiten durch­
geführt haben. Zudem werden die rele­
vanten Logdateien eines Vorfalls erfasst. 
Vorlagen zur Dokumentation von IT-
Sicherheitsvorfällen werden durch den IT-
Sicherheitsbeauftragten des Kreises zentral 
zur Verfügung gestellt. Dabei wird darauf 
geachtet, dass die ausgefüllten Vorlagen 
einer angemessenen Vertraulichkeit unter­
liegen.

Informationssicherheit geht alle an – 
Kreis Steinfurt stellt sich der Heraus-
forderung
Von Christian Winter, Mitarbeiter der Informations-
technologie im Team Netze, Kreis Steinfurt

Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) beschreibt in seinem Vorwort zum Leitfaden Informationssicherheit 
„Informationen sind ein wesentlicher Wert für Unternehmen und Behörden und müssen daher angemessen geschützt werden“. 
Zur Absicherung der IT-Infrastruktur setzt der Kreis Steinfurt auf technische und organisatorische Maßnahmen. Regelmäßige Infor-
mationsveranstaltungen zur Sensibilisierung der Beschäftigten für IT-Sicherheit sind eine notwendige und wichtige Ergänzung der 
Sicherheitsstrategie. Technisch werden neben den Standardmaßnahmen wie Netzwerk-Segmentierung und Firewall die Maßnahmen 
intelligentes Anti-Spam, interne Port-Security, ReverseProxy mit zentraler SSL-/TLS-Konfiguration, Webproxy mit verschiedenen 
Richtlinien und eine hauseigene Public Key Infrastructure (PKI) eingesetzt. Organisatorisch setzt der Kreis Steinfurt auf eine IT- 
Sicherheitsleitlinie und Definition und Anwendung entsprechender Sicherheitsrichtlinien im Information Security Management  
System (ISMS) sowie auf regelmäßige Penetrationstests.

Unter dem Eindruck der aktuellen 
Bedrohungslage in Deutschland durch 

Verschlüsselungstrojaner wie zum Beispiel 
TeslaCrypt, Locky und Petya hat Landrat 
Dr. Klaus Effing Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter der örtlichen Informationstechno­
logie sowie Vertreter der Führungsebene 
der kreisangehörigen Städte und Gemein­
den, von Kreisverwaltungen, der Polizei 
und weiteren benachbarten Behörden zu 
einem Erfahrungsaustausch „Informati­
onssicherheit und Sicherheitsstrategie“ am 
25. April 2016 eingeladen. Als Referenten 
waren Professor Dr. Sebastian Schinzel von 
der Fachhochschule Münster, Staatsan­
walt Andreas Brück von der Zentralstelle 
zur Bekämpfung der Cyberkriminalität für 
NRW, Köln sowie Mitarbeiter vom Kom­
munalen Rechenzentrum Niederrhein, der 
Kommunen und der Kreisverwaltung ein­
geladen. 

In den Vorträgen ging es unter anderem 
um die Themen „Aktuelle und gene­
relle Maßnahmen“; „Wie wird sich die 
Bedrohungslage entwickeln?“ und „Die 
Bedrohungslage aus Sicht der Staatsan­
waltschaft“. Besondere Aufmerksamkeit 
erhielt auch der Vortrag der Stadt Rheine, 
die über ihre Erfahrungen mit der Infektion 
von Rechnersystemen mit dem Trojaner 
Locky berichtete. 
Zum Ende der Veranstaltung entstand ein 
reger Erfahrungsaustausch und die Teil­
nehmer waren sich einig, dass dieser Erfah­
rungsaustausch wichtig ist und zukünftig 
regelmäßig erfolgen soll.
Die Sicherheitsstrategie des Kreises Stein­
furt beinhaltet umfangreiche Schutz­
maßnahmen. Natürlich sind die grundle­
genden Sicherheitsmaßnahmen wie eine 
Netzwerk-Segmentierung sowie eine red­
undant ausgelegte Firewall mit einzelnen 

vom LAN getrennten Demilitarisierten 
Zone (DMZ-Zonen) im Einsatz.
Im Bereich E-Mail befindet sich ein redun­
dant ausgelegtes E-Mail-Gateway im Ein­
satz, das den Empfang, Versand und die 
Weiterleitung von E-Mails bereitstellt. Hier 
wird jede E-Mail auf Viren und Spam über­
prüft. Mittels verschiedener Online-Dien­
ste wird ein Großteil der Spam-E-Mails 
automatisch erkannt und schon direkt 
vor der Zustellung abgewiesen. Weiterhin 
werden E-Mail-Anhänge auf Viren über­
prüft und nur ins interne Netz weitergelei­
tet, sofern der Dateityp des Anhangs in der 
WhiteList aufgeführt ist. Als Erweiterung 
gibt es jetzt ein eigenes Portal für die Ver­
waltung von größeren E-Mail-Anhängen, 
sowohl für interne Benutzer als auch für 
Externe. Der Anhang wird von der E-Mail 
abhängt, der E-Mail-Empfänger informiert, 
dass ein Anhang im Portal verfügbar ist. 
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wie zum Beispiel 
Dateiverschlüsse­
lung benötigt.
Neben vielen tech­
nischen Sicher­
heitsmaßnahmen 
spielen organi­
satorische und 
strategische Maß­
nahmen ebenfalls 
eine sehr wichtige 
Rolle. Seit dem 
Jahr 2015 arbeitet 
der Kreis Steinfurt 
eng mit der Fach­
hochschule Mün­
ster zusammen. 
Es werden regel­
mäßig Penetrati­
onstests durchge­
führt, Awareness-
Maßnahmen und 
Vorträge initiiert. 
Informationssi­
cherheit kann nur 
funktionieren, 
wenn alle am glei­
chen Strang zie­
hen. Deswegen 
müssen vor allem 
die Mitarbeiter 

sensibilisiert und eingebunden werden. 
Wichtig ist hierbei auch, dass das Ganze 
ein fortlaufender Prozess ist und keine 
„Eintagsfliege“. Die Bedrohungslagen sind 
so schnelllebig und flexibel, dass jeden Tag 
neue Angriffe und Gefahren auftauchen. 
Dienstanweisungen und diverse Richtlini­
en beschreiben den Zugang und Umgang 
mit relevanten Informationen im Rahmen 
eines Information Security Management 
System – ISMS. Dieses wird fortlaufend 
aktualisiert, fortgeschrieben und um neue 
Richtlinien erweitert, wie zum Beispiel 
eine „Richtlinie zum Umgang mit Mobile 
Devices“. Angelehnt ist das ISMS an die 
ISO27001 und den BSI Grundschutz. Hier 
sind die fundamentalen Sicherheitskon­
zepte und -vorgaben erläutert. 
Für die Zukunft stehen weitere Projekte auf 
der Agenda, um die Verfügbarkeit, Integri­
tät und Vertraulichkeit der gespeicherten, 
verarbeiteten oder übertragenen Daten  
zu sichern und noch zu verbessern. Ein 
Punkt ist hier zum Beispiel der Compliance-
Check von Endgeräten. Die Geräte wer­
den auf diverse Merkmale gescannt und 
anhand der Erfüllung der Merkmale ver­
schiedenen Sicherheitsgruppen zugeord­
net. Nur Endgeräte, die den Sicherheits-
Standard der Kreisverwaltung erfüllen, 
werden zugelassen. 
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selungsprotokolle und –algorithmen kon­
figuriert, sodass keine Angriffe auf die 
Zertifikate oder die Verschlüsselung mög­
lich sind. Überprüft wird dies unter ande­
rem durch externe Dienste, die bekannte 
Schwachstellen und Fehlkonfigurationen 
überprüfen und bewerten.
Neben dem ReverseProxy ist auch der für 
die Zugriffe der Mitarbeiter eingesetzte 
Webproxy ein zentraler Bestandteil der 
IT-Sicherheit bei der Kreisverwaltung. Der 
Webproxy bildet verschiedene Policies 
für verschiedene Anwendungsbereiche 
ab, zum Beispiel Facebook- und Twitter-
Zugriff für die Pressestelle. Darüber hinaus 
werden hier veraltete und damit unsichere 
Browser verboten, sowie die Kommuni­
kation zu den C2-Server (Command and 
Control Server) aufgrund einer externen 
Datenbank unterbunden.
Zur Absicherung der hausinternen IT-
Dienste setzt der Kreis Steinfurt eine eige­
ne Public-Key-Infrastruktur (PKI) ein. Diese 
ist aus Sicherheitsgründen mehrstufig mit 
einer Offline Certification Authority (Off­
line-CA) und einer Sub-CA aufgebaut. Die 
Zertifizierungsstelle stellt unter anderem 
die Zertifikate für hausinterne Webdienste 
aus und versorgt alle mobilen IT-Devices 
(unter anderem Tablets) mit Clientzertifika­
ten, so dass der Zugriff von unterwegs auf 
IT-Dienste mittels Zwei-Faktor-Authenti­
fizierung abgesichert ist. Darüber hinaus 
wird eine PKI für ActiveDirectory-Dienste, 

Die Anhänge werden für eine gewisse 
Zeit zurückgehalten, sodass Viren-Scanner 
durch neue Pattern in der Lage sind, aktu­
elle Viren zu identifizieren. 
Um das Netzwerk vor fremden Geräten zu 
schützen, ist eine Port-Security-Software 
im Einsatz. Diese unterscheidet zwischen 
firmeneigenen und fremden Geräten, 
unbekannten Geräten. Letzteren wird der 
Zugang zum Netzwerk des Kreises Stein­
furt nicht gewährt. Geräte, die längere 
Zeit nicht mehr im Netzwerk angemeldet 
waren, werden von der Software ebenfalls 
ausgesperrt. Bei diesen Geräten kann das 
geforderte Sicherheitsniveau nicht gewähr­
leistet werden, zm Beispiel der Patch-Stand 
oder Anti-Viren-Definitionen. Sie werden 
von der Informationstechnologie wie­
der auf das geforderte Sicherheitsniveau 
gebracht. Erst danach wird der Zugang 
zum Netzwerk von der Port-Security-Soft­
ware wieder zugelassen. 
Die Demilitarized Zone (DMZ) spielt eine 
wichtige Rolle im Netzwerk des Kreises 
Steinfurt. Hier stehen diverse Webser­
ver mit Webseiten und Diensten, die aus 
dem Internet nur über einen Reverse­
Proxy erreichbar sind. Dieser ReverseProxy 
nimmt alle verschlüsselten Verbindungen 
von außen an und schickt diese in die DMZ 
weiter. So kann die Firewall den Verkehr 
mitlesen, Bedrohungen und Angriffe her­
ausfiltern und sperren. Außerdem sind 
am ReverseProxy nur aktuelle Verschlüs­

Landrat Dr. Klaus Effing hat im April Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der örtlichen Informationstechnologie sowie 
Vertreter der Führungsebene der kreisangehörigen Städte und Gemeinden, von Kreisverwaltungen, der Polizei und 
weiteren benachbarten Behörden zu einem Erfahrungsaustausch zum Thema „Informationssicherheit und Sicher-
heitsstrategie“ ins Kreishaus Steinfurt eingeladen.
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Dass der Informationssicherheit im 
öffentlichen Dienst ein mindestens 

ebenso hoher Wert zuzumessen ist wie in 
der Privat-Wirtschaft sollte einem jeden 
mindestens seit dem Angriff auf den Deut­
schen Bundestag und die Schließung von 
Stadtverwaltungen nach einem Befall  
mit Verschlüsselungstrojanern (Ransom­
ware) klar sein. Auch sind die Folgekosten 
durch Austausch von IT-Komponenten 
beziehungsweise deren Wiederherstellung 
längst kein Geheimnis mehr. Viele Kom­
munen konnten hier ihre ersten Erfahrun­
gen sammeln. Und dennoch, die Informa­
tionssicherheit fristet in deutschen Behör­
den ein eher kümmerliches Dasein. Schon 
ReInvestitionen in rudimentäre Infra­
strukturkomponenten wie Firewalls oder 
einen Basisvirenschutz werden meist dem 
Rotstift unterworfen und ohne jegliche 
Aktualisierung weit über ihren eigentlichen 
Lebenszyklus hinaus betrieben. Technische 
Neuheiten, wie beispielsweise Sandboxing 
(Ausführung von potentiell gefährlichem 
Code in einem „abgesperrten“ Testsystem, 
welches automatisiert eine Einschätzung 
des Gefahrenlevels zurückliefert), bleiben 
dabei aus vorgeblichen Kostengründen 
gänzlich auf der Strecke. Gleiches lässt sich 
in Zeiten steigender Überstundenzahlen 
hinsichtlich der Sensibilisierung der Mit­
arbeiter feststellen. Stattdessen kommt es 
aus der Politik dann schnell zu Stilblüten 
der folgenden Art: „Wir haben unsere Mit­
arbeiter angewiesen nicht auf Social Engi­
neering herein zu fallen.“
Dies mag nun als Ignoranz der Öffent­
lichen Verwaltung gegenüber der Informa­
tionssicherheit ausgelegt werden. Es kann 
aber auch eine einfache Fehlinterpretation 
der erhaltenen Informationen und damit 
einhergehend eine Fehleinschätzung der 
gegenwärtigen Situation sein.

Bis heute ist die Informationssicherheit 
nicht als eigenständiges Thema in den 
Kommunen verankert, sondern wird 
gerne als ein Anhängsel des Datenschut­
zes betrachtet, so dass gerade in kleineren 
Kommunen (<40.000 Einwohner) meist 
kein Informationssicherheitsbeauftragter 
(ITSB) bestellt ist, hoffend die IT-Abtei­
lung würde die Sicherheit aus Eigenin­
teresse betreiben. Hierbei werden dann 
aber bereits drei wesentliche Tatsachen 
ignoriert: Erstens finden sich noch immer 
viele ehemalige Verwaltungsmitarbeiter 
in den IT-Abteilungen, zweitens werden 
auch Fachinformatiker nicht umfänglich in 
den Belangen der Informationssicherheit 
ausgebildet und drittens gibt es konkur­
rierende Ziele zwischen IT und Sicherheit.
Die erste Hürde stellt sich bereits dadurch, 
als dass Meldungen zur Informations­

sicherheit hinsichtlich ihrer Brisanz und 
Tragweite oftmals nicht (richtig) verstan­
den werden. In Folge dessen kommt es 
zu einer unvollständigen oder gar falschen 
Kommunikation in die Verwaltung hinein. 
Hinzu kommt, dass sich die Verwaltungs-
IT an dieser Stelle meist mit der englischen 
Sprache konfrontiert sieht, während immer 
noch gilt: “Amtssprache ist Deutsch“. In 
der Praxis treffen also Fachexperten aus 
unterschiedlichen Bereichen aufeinander, 
die normalerweise keinerlei Berührungs­
punkte aufweisen und ein vollkommen 
unterschiedliches Vokabular nutzen. 

Ignoranz der Informationssicherheit  
im Öffentlichen Dienst – IT-Security 
meets Amtsdeutsch  
Von Dipl. Oec. Michael Phan, behördlicher  
Datenschutzbeauftragter im civitec1 und  
Dipl. Inform. (FH) Thomas Stasch, M. Sc.  
Wirtschaftsinformatik, IT-Sicherheitsbeauftragter  
im civitec

Gehören Sie auch zu den Menschen, die sich immer wieder fragen, warum die Informationssicherheit in 
deutschen Behörden nicht so richtig wahrgenommen wird oder warum die Flüchtlinge Ihnen in letzter  
Sekunde das Budget für die Advanced Threat Protection (regelbasiertes Vorwarnsystem, welches die 
Eingaben unterschiedlicher Systeme entgegen nimmt und bewertet) abgraben, obwohl sie Ihren Bür-
germeister gerade erst von der Sinnhaftigkeit dieser Investition überzeugt hatten? Dann stellen Sie sich 
doch einmal die Frage, ob es sich hier wirklich um ein Ignorieren der Informationssicherheit oder um ein 
Kommunikations- und Verständnisproblem handelt. 

1  ����Der civitec – Zweckverband Kommunale 
Informationsverarbeitung ist der Kommunale 
IT-Dienstleister in NRW für unter anderem 
den Rhein-Sieg-Kreis, den Oberbergischen 
Kreis und die kreisfreie Stadt Solingen, sowie 
die zugehörigen Kommunen.

„Gesagt, Verstanden, Gewollt!“.
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Aufgabe und es sind gegebenenfalls Alter­
nativen anzubieten, welche immer noch 
die Inkaufnahme geringer Sicherheitsrisi­
ken verlangen. 
Zusätzlich unterstützende Effekte lassen 
sich in dem Moment generieren, in wel­
chem sich die konkreten Maßnahmen der 
IT-Sicherheit auch in den privaten Raum 
des Mitarbeiters tragen lassen. Gratis-CDs 
mit Virenscannern für die Heimnutzung 
steigern die Akzeptanz und das Verständ­
nis für das Thema Informationssicherheit 
ebenso, wie Erreichbarkeit und Zugäng­
lichkeit der mit dem Virenschutz betrau­
ten Personen. Informationssicherheit hört 
schließlich auch nicht an den Türen der 
Verwaltung auf.
Wenn Sie also das nächste Mal das Gefühl 
haben, dass der Informationssicherheit in 
Ihrer Behörde nicht der richtige Stellen­
wert zugemessen wird, so betrachten Sie 
Ihr Produktmarketing und überlegen Sie, 
ob Sie Ihrem Hauptverwaltungsbeamten 
nicht einmal das zerstörerische Werk von 
“Locky“ & Co. in der virtualisierten Pra­
xis demonstrieren und die Auswirkungen 
eines echten Befalls erläutern sollten. Im 
Anschluss daran erklärt sich dann auch die 
Notwendigkeit einer vorverfassten Pres­
semeldung quasi von selbst, ist die Wahr­
scheinlichkeit von einem ähnlichen Ereignis 
getroffen zu werden doch relativ hoch.
Die Kunst des Marketing affinen ITSB ist 
es der Verwaltungsspitze, möglichst ohne 
technische Begriffe zu erläutern, was 
passieren kann, wenn man nichts unter­
nimmt und wie die Auswirkungen auf 
Verwaltungsbetrieb und Bürger sind, um 
sie im weiteren Verlauf aktiv in das Sicher­
heitsteam zu integrieren.
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Eines sei vorweg genommen, den einen 
optimalen Weg aus dem Dilemma gibt es 
nicht. Es ist vielmehr die Kunst einen geeig­
neten und individuellen Maßnahmenmix 
zu finden und diesen mit einer gewissen 
Beharrlichkeit an den Mann beziehungs­
weise die Frau zu bringen. Standardisierte 
Statusberichte (möglichst ohne Anglizis­
men) mit einem einfachen Ampelprin­
zip und definierten Kategorien (Risiken, 
Sicherheitsvorfälle, Sensibilisierungen, et 
cetera) helfen dabei der Behördenleitung 
ein Gefühl für den Zustand der Verwal­
tung zu entwickeln. Fortschreibungen 
dokumentieren zusätzlich die Entwicklung 
beziehungsweise Wirksamkeit von etwa­
igen Maßnahmen.
Mit dem regelmäßigen Berichtswesen ist 
eine kontinuierliche Informationspolitik 
nach innen und außen zu etablieren. Der 
Hauptverwaltungsbeamte liest naturge­
mäß eher die Lokal- oder Regionalzeitung. 
Somit ist es Aufgabe der Informations­
sicherheit geeignete Meldungen zu iden­
tifizieren, aufzubereiten und zu kommuni­
zieren und somit Aufmerksamkeit für das 
eigene Anliegen zu schaffen. Dann können 
gegebenenfalls noch eigene Meldungen 
lanciert und eine positive Außenwirkung 
erzielt werden. Somit ist ein weiteres Hin­
dernis auf dem Weg zu einem besseren 
Verständnis der Informationssicherheit 
genommen.
Mit dem bisher erzielten Maß an Aufmerk­
samkeit lassen sich nun auch die erforder­
lichen Maßnahmen einleiten. Da es sich 
hierbei jedoch meist um Verbote handelt, 
gilt es nicht auf den Verlust eines vermeint­
lichen Rechtes, zum Beispiel der privaten 
Email-Nutzung, sondern auf den Gewinn 
an Sicherheit und die positiven Auswirkun­
gen hinsichtlich des Mitarbeiterschutzes zu 
lenken. Dies ist die bei weitem schwierigste 

Eine zweite Hürde bildet die Aufmerksam­
keit für das Thema an sich. Die Stabsstelle 
für Informationssicherheit (ITSB) konkur­
riert mit seinem sehr speziellen Thema mit 
der aktuellen Presse, wie zum Beispiel der 
Unterbringung von Flüchtlingen. In Folge 
dessen helfen hier eigentlich nur der Zufall 
und das dann richtige Timing, während 
Tony Blairs “Make it more sexy.“ versagt. 
Als dritte Hürde ist der Weg zu sehen, 
welcher gewählt wird. So ist die Einfüh­
rung eines notwendigen Verbotes, zum 
Beispiel der Privatnutzung von Email, zwar 
etwas Wichtiges und vor allem für die spä­
tere Arbeit Nützliches, wenn nicht sogar 
Notwendiges. Auf der anderen Seite sind 
Verbote per se auch etwas Unattraktives 
und führen spätestens im Personalrat zu 
erheblichen Widerständen und Diskussi­
onsbedarf.
Darüber hinaus kann festgehalten werden, 
dass die Kommunikation im behördlichen 
Umfeld – auch überregional – generell 
ein wenig schwächelt. Ein schönes Bei­
spiel hierfür ist eine Veröffentlichung des 
Bundesamtes für Sicherheit in der Infor­
mationstechnik (BSI), dass es im ersten 
Quartal 2016 insgesamt 60 Vorfälle von 
Verschlüsselungstrojanern in Deutschland 
gemeldet wurden. Dabei dürften die den 
Autoren kommunizierten Vorfälle die Zah­
len des BSI übersteigen. Transparenz und 
Vernetzung sind gefragt. Die aus diesen 
und vielen weiteren kleinen Hindernissen 
resultierenden Missverständnisse und Kon­
flikte sind also praktisch vorprogrammiert 
und seitens der Informationssicherheit im 
Grunde genommen hausgemacht, abge­
sehen von den löblichen Ausnahmen, wo 
die Hauptverwaltungsbeamten bereits 
verstanden haben, dass sie persönlich für 
die Sicherheit haften und dass kommunale 
Daten eine gewisse Brisanz besitzen.

IT-Sicherheit gibt es nicht aus der 
Konserve  
Von Silvia Reynders und Andreas Ebels, Beauftragte 
für Datenschutz & IT-Sicherheit im Kommunalen  
Rechenzentrum Niederrhein (KRZN)

Die Bedeutung der IT Sicherheit für Unternehmen und Kommunen nimmt immer weiter zu. Doch einen 
allgemein gültigen Schutz gibt es nicht. Vielmehr bedarf IT Sicherheit eines individuellen und vor allem 
dauerhaften Management-Prozesses. Jeder muss für sich seinen eigenen Weg finden.

Der bisher größte Angriff auf das inter­
ne Netzwerk des Bundestages wird 

bekannt. Unbekannte haben Stück für 
Stück einen Trojaner auf den Rechnern 
der Fraktionen platziert. Auch mehrere 

Wochen nach der Entdeckung des Cyber­
angriffs ist die Spähsoftware noch auf den 
Rechnern aktiv. Als Reaktion wird das 
Computernetz des Bundestages in der par­
lamentarischen Sommerpause neu ausge­

richtet und zuvor für mehrere Tage abge­
schaltet. 
Februar 2016: Ein Hacker-Angriff legt 
hunderte Rechner im OP- und Patienten­
bereich des Neusser Lukaskrankenhauses 
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tig, wenn sie zur Routine wird. Alle Mit­
arbeiter sollten ein Grundverständnis für 
Informationssicherheit haben, stets mit­
denken und Gefahren einschätzen können. 
Denn selbst die besten Sicherheitsricht­
linien können nie alle Sicherheitsaspekte  
lückenlos abdecken.
Zu den Regelungen, die zur IT-Sicherheit 
der Verwaltungen getroffen werden soll­
ten, gehört die ausschließliche Kommuni­
kation und Nutzung vertraulicher Quellen. 
Wenn die Herkunft beziehungsweise der 
Adressat einer Mail nicht vertraut oder 
gesichert ist, dürfen Anhänge nicht geöff­
net werden. Gleiches Procedere gilt für 
Weblinks, die mit einer Mail verschickt 
werden. Zu den Werkzeugen, die ebenfalls 
nicht genutzt werden sollten, zählen inter­
netbasierte Dateiablagen sowie fremde 
USB-Sticks oder Datenträger. Mittlerweile 
gibt es Institutionen, bei denen Mails mit 
Anhängen im Word-Format oder Zip-
Dateien generell im Spam-Filter landen. 
Dies ist allerdings ein großes Hemmnis für 
die Kommunikation. Besser ist es, wenn 
sich wirklich jeder Anwender über seine 
eigene Bedeutung für die IT-Sicherheit 
bewusst ist und sich strikt an alle Regelun­
gen hält. 
Für jede identifizierte Aufgabe muss fest­
gelegt werden, wer für die Durchführung 
verantwortlich ist. Ebenso sollte für alle 
allgemein formulierte Sicherheitsrichtlinien 
genau dargelegt werden, für welchen Per­
sonenkreis diese verbindlich sind: Betreffen 
diese nur festangestellte Mitarbeiter, eine 
bestimmte Abteilung oder alle? 
Erst an dritter Stelle stehen technische 
Lösungen zum Schutz gegen Hacker-
Angriffe. Dazu gehören die üblichen Ver­
dächtigen wie Virenschutz, Verschlüsse­
lungstechniken und Firewall-Lösungen. 
Natürlich ist es ebenfalls ratsam, keine ver­
altete Software zu benutzen und auf die 
Installierung der neuesten Updates zu ach­
ten, um den Viren kein Einfallstor zu bieten. 
Eine Lücke entsteht zum Beispiel bei einem 
unzureichenden Patch-Management. Ein 
Patch ist eine Korrektur für Software oder 
Daten. Damit werden vorhandene Sicher­
heitslücken geschlossen, Fehler behoben 
oder bislang nicht vorhandene Funktio­
nen nachgerüstet. Ein durchgängiges und 
schnelles Patch-Management ist Grund­
lage einer nachhaltigen IT-Sicherheit. 
Viele Programme verfügen inzwischen 
über eine Vielzahl guter Schutzmechanis­
men. Fast immer resultieren Schwachstel­
len aus falscher Konfiguration oder aus 
Unkenntnis der vorhandenen Möglichkei­
ten zur Absicherung. Die vom Hersteller 
implementierten Sicherheitsfunktionen 
und Sicherheitsmechanismen sollten daher 
analysiert, verstanden und eingesetzt wer­
den. 

stets überwacht und kontrolliert, gegebe­
nenfalls auch aktualisiert werden muss.
Am Anfang steht die Bestandsaufnah­
me. Welche Rahmenbedingungen gibt es 
(Gesetze, Verträge, Kundenanforderun­
gen)? Welche Rolle spielen IT und Infor­
mationssicherheit für das Unternehmen 
beziehungsweise für die Behörde? Wel­
che Werte sind zu schützen (Know-how, 
Betriebsgeheimnisse, personenbezogene 
Daten, IT-Systeme)? Was könnten mög­
liche Schadensfälle sein? Durch diese 
Bestandsaufnahme wird deutlich, welche 
Sicherheitsmaßnahmen angemessen sind 
und den individuellen Gegebenheiten ent­
sprechen. Zur Orientierung sind die drei 
Grundwerte der Informationssicherheit 
hilfreich: Vertraulichkeit, Integrität und 
Verfügbarkeit.

Sensibilisierung der Anwen­
der ist ein wichtiges Mittel 
gegen Cyber-Angriffe
Ganz wichtig aus Sicht des KRZN: Sicher­
heit ist kein unveränderbarer Zustand, der 
einmal erreicht wird und sich niemals wie­
der ändert. Im Gegenteil: Jede Institution 
ist ständigen dynamischen Veränderungen 
unterworfen. Zu diesen Veränderungen 
zählen neben Geschäftsprozessen, der 
Infrastruktur oder Organisationsstrukturen 
auch die Informationssicherheit. Neben 
diesen unübersehbaren Änderungen kön­
nen sich auch externe Rahmenbedingun­
gen ändern, zum Beispiel gesetzliche oder 
vertragliche Vorgaben. Daher ist es not­
wendig, Sicherheit aktiv zu managen, um 
ein einmal erreichtes Sicherheitsniveau 
dauerhaft aufrechtzuerhalten.

Sensibilisierung  
der Anwender

Auch wenn es sich unspektakulär anhört, 
aber die Sensibilisierung der Anwender  
in den Verwaltungen ist eines der effek­
tivsten Mittel gegen die Angriffe von  
Hackern. Alle Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter in den Verwaltungen müssen in den 
Sicherheitsprozess miteinbezogen werden. 
Dazu gehört selbstverständlich die Verwal­
tungsführung, die gleichzeitig gesamtver­
antwortlich für den Umgang mit und die 
Sicherheit von Daten ist. Außerdem sind 
entsprechende Regelungen, Absprachen 
und Verantwortlichkeiten nötig. 
Sicherheitsrichtlinien helfen aber nur dann, 
wenn sie beachtet werden. Und auch die 
besten Sicherheitsfunktionen und -pro­
gramme helfen nicht, wenn sie nicht 
genutzt werden. Die konsequente Beach­
tung aller nötigen Sicherheitserfordernisse 
verlangt einen Lernprozess bei jedem Ein­
zelnen und funktioniert erst dann nachhal­

lahm. Operationen müssen verschoben 
werden. Tagelang greifen Ärzte und Ange­
stellte auf Zettel und Stift zurück, um zu 
kommunizieren. 
April 2016: Cyber-Attacke im Rathaus 
Markt Schwaben, wo Verschlüsselungstro­
janer „Locky“ sein Unwesen treibt. Bei die­
ser Form der Hacker-Attacke geht es um 
die Platzierung von Erpresser-Trojanern, 
so genannte Randomware. Damit ver­
schlüsseln Kriminelle die Festplatten frem­
der Rechner und verlangen anschließend 
Geld für die Freigabe. In Bayern sind mehr 
als 60 Kommunen in den vergangenen 
Wochen und Monaten von diesen Angrif­
fen bedroht. 
Wer IT-Sicherheit nicht ernst nimmt, spielt 
mit dem Feuer. Das verdeutlichen diese 
drei Beispiele. Laut IT-Experten handelt es 
sich bei den in der Öffentlichkeit bekannt 
gewordenen Fällen nur um die Spitze des 
Eisbergs. Wie oft solche Attacken genau 
vorkommen, ist unbekannt. Nicht alle Fälle 
von Cybercrime werden der Polizei ange­
zeigt. 
Auch der Bericht zur Lage der IT-Sicherheit 
in Deutschland, herausgegeben vom Bun­
desamt für Sicherheit in der Informations­
technik (BSI), zeigt, dass die Anzahl der 
Schwachstellen und Verwundbarkeiten in 
IT-Systemen weiterhin auf einem hohen 
Niveau liegt und die Bedrohungslage im 
Cyber-Raum sich weiter zuspitzt. Die 
Angriffsmethoden werden immer profes­
sioneller. Doch wie können sich Verwal­
tungen schützen? Welche Möglichkeiten 
gibt es, potenzielle Sicherheitslücken im 
System zu schließen und mit den hoch 
entwickelten Werkzeugen der Kriminellen 
Schritt zu halten?
Für Silvia Reynders und Andreas Ebels, 
die Beauftragten für Datenschutz und 
IT-Sicherheit im Kommunalen Rechen­
zentrum Niederrhein (KRZN), ist klar: IT-
Sicherheit gibt es nicht aus der Konserve. 
Jedes Unternehmen, jede Verwaltung 
muss seinen eigenen, maßgeschneiderten 
Schutz entwickeln. IT-Sicherheit ist ein 
individueller Management-Prozess. Inner­
halb dieses Prozesses stehen technische 
Sicherheitslösungen nicht an erster Stelle. 
Ganz oben auf der Prioritätenliste steht 
vielmehr die Organisation der Sicherheit 
mit Hilfe eines Informationssicherheitsma­
nagementsystems (ISMS). Unter diesem 
Begriff ist ein umfassendes, ganzheitliches 
und standardisiertes Management-System 
zu verstehen – mit definierten Regeln und 
Prozessen, die der Definition, Steuerung, 
Kontrolle, Wahrung und fortlaufenden 
Optimierung der Informationssicherheit 
dienen. Die Einrichtung eines ISMS ist mit 
der Umsetzung der beschlossenen Maß­
nahmen nicht abgeschlossen. Es handelt 
sich um einen kontinuierlichen Prozess, der 
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Schutzprogramm ausgestattet sein, das 
ständig im Hintergrund läuft. 
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sind solche Schutzprogramme wichtig. Es 
empfiehlt sich, E-Mails und jegliche Kom­
munikation über das Internet zentral auf 
Viren zu untersuchen. Zusätzlich sollte 
jeder Computer mit einem lokalen Viren-

Ebenfalls unverzichtbar sind aktuelle Viren-
Schutzprogramme. Schadprogramme kön­
nen über Datenträger oder über Netze 
(Internet, Intranet) verbreitet werden. 
Auch für Rechner ohne Internetanschluss 

Erfolgreiche Veranstaltungsreihe der  
kommunalen Spitzenverbände und der  
kommunalen IT-Dienstleister zur IT-Sicherheit  

Attacken auf kommunale Infrastruktu­
ren, Spammails und kriminelle Erpres­

sungsversuche mittels Trojanern und Viren 
nehmen zu. Die sich verschärfende Bedro­
hungslage haben die kommunalen Spit­
zenverbände zum Anlass genommen, in 
Kooperation mit dem Dachverband kom­
munaler IT-Dienstleister (KDN) im Frühjahr 
2016 eine gemeinsame Veranstaltungsrei­
he zur IT-Sicherheit durchzuführen. Die 
gut besuchten, jeweils halbtägigen Infor­
mationsveranstaltungen fanden von Ende 
Januar bis Mitte März 2016 in Aachen, 
Ibbenbüren, Hemer, Köln und Lemgo statt. 
Gastgeber waren die im KDN zusammen 
geschlossenen IT-Dienstleister. 
Ziel der Veranstaltungen war jeweils, über 
aktuelle Herausforderungen und damit 
verbundene Erwartungen im Bereich der 
Datensicherheit zu informieren und den 
Kommunen praxisgerechte Lösungswege 
aufzuzeigen. Dazu trugen Vertreter der 
Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit, des Landeskriminal­
amts, des Verfassungsschutzes und regio­
naler IT-Dienstleister vor.

Insgesamt zogen kommunale Spitzenver­
bände und KDN ein positives Fazit jener 
Veranstaltungsreihe. Es sei deutlich gewor­
den, dass die kommunale Familie ihre bis­
herigen Maßnahmen zum Schutz der ihr 
anvertrauten Daten weiter intensivieren 
werde. 

Zugleich verabredeten kommunale Spit­
zenverbände und KDN, solche Veran­
staltungen anlassbezogen auch künftig 
gemeinsam durchzuführen. 
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Die Veranstaltung in Ibbenbüren. � Foto: KAAW

Anlässlich der Sachverständigenanhörung des Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landtags NRW am 30.05.2016 zum Regierungsentwurf für ein Landesnaturschutzgesetz NRW hat die Arbeitsgemein-
schaft der kommunalen Spitzenverbände NRW eine Stellungnahme abgegeben, deren wesentlicher Inhalt nachstehend dokumentiert 
ist.

Stellungnahme der kommunalen Spitzen
verbände zum Landesnaturschutzgesetz NRW

A. �Grundsätzliche 
Anmerkungen 

1. Das Ministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver­
braucherschutz (MKULNV) des Landes 
Nordrhein-Westfalen hat im Sommer 
2015 – basierend auf den Regelungen im 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) – 
einen Ministeriumsentwurf für ein neues 
NRW-Naturschutzgesetz vorgelegt. Dieses 
Gesetz soll das bisherige Landschaftsgesetz 
ablösen und – aus der Sicht des Umwelt­
ministeriums – den Naturschutz stärken. 

Die neuen Regelungen betreffen die gute 
fachliche Praxis der Land- und Forstwirt­
schaft, die Eingriffsregelung, die Land­
schaftsplanung, den Biotopverbund, die 
Biosphärenregionen und nationale Natur­
monumente, gesetzlich geschützte Land­
schaftsbestandteile, den Baumschutz, den 
gesetzlichen Biotopschutz, die Erweiterung 
der Mitwirkungsrechte der anerkann­
ten Naturschutzvereine, die Erweiterung 
der Klagemöglichkeiten der anerkannten 
Naturschutzvereine, eine Erweiterung des 
Vorkaufsrechts, die Landschaftsbeiräte 
sowie die biologischen Stationen.

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände hat – auf der Basis der 
Rückmeldungen aus den Kreisen, kreis­
freien Städten und kreisangehörigen Städ­
ten und Gemeinden – zum Entwurf des 
neuen Landesnaturschutzgesetzes Stellung 
mit Datum vom 04.09.2015 genommen 
und das MKULNV gebeten, den Entwurf 
noch einmal gründlich zu überarbeiten 
und dabei die Fachkompetenz der unteren 
Landschaftsbehörden (neu: Naturschutz­
behörden) in die Beratungen einzubezie­
hen. Die Kritik der kommunalen Spitzen­
verbände bezog sich insbesondere auf die 
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folgeabschätzung nicht in den Einzelhei­
ten, allerdings in der Schlussfolgerung, 
dass keine wesentliche Mehrbelastung im 
Sinne von § 1 Abs. 1 KonnexAG ausgelöst 
wird, mitgetragen.

B. �Zu den einzelnen  
Regelungen

(…)
2. Zu § 7 LNatSchG NRW-E (Wiederein­
führung einer verpflichtenden flächen­
deckenden Landschaftsplanung; Erweite­
rung der Ziele der Landschaftsplanung)
Mit der beabsichtigten Pflicht zur Auf­
stellung von Landschaftsplänen soll das 
Flächendeckungsprinzip für die Kreise 
und kreisfreien Städte als Träger der Land­
schaftsplanung wieder eingeführt werden. 
Eine Verpflichtung zu flächendeckender 
Landschaftsplanung ist jedoch unnötig 
und abzulehnen. Bisher nicht beplante 
Bereiche haben derzeit aus räumlicher und 
naturschutz-fachlicher Sicht keine Priorität. 
Eine flächendeckende Landschaftsplanung 
würde ohne konkrete Notwendigkeit über 
Jahre zusätzliches Personal erfordern. Es 
sollte daher an der bisherigen bewährten 
Regelung festgehalten werden, nach der 
die Landschaftsplanung anlassbezogen 
erfolgt.
Die Regelung geht zudem über § 11 Abs. 
2 BNatSchG hinaus. § 11 Abs. 5 BNatSchG 
ermächtigt die Länder jedoch nur, die 
Zuständigkeit und das Verfahren zur Auf­
stellung der Landschaftspläne und Grün­
ordnungspläne sowie deren Durchführung 
zu regeln. Aus Sicht der kommunalen Spit­
zenverbände übersteigt das Land mit der 
Verpflichtung zur Aufstellung von Land­
schaftsplänen seine Regelungskompetenz 
und greift damit in die kommunale Selbst­
verwaltungshoheit ein. Die Entscheidung 
zur Aufstellung eines Landschaftsplanes 
sollte wie bisher von den politischen Gre­
mien der Kreise und kreisfreien Städte 
getroffen werden. 
(…)
5. Zu § 30 LNatSchG NRW-E (Eingriffe in 
Natur- und Landschaft)
Zu § 30 Absatz 1 Nr. 5:
Der Eingriffstatbestand ist ersatzlos zu 
streichen, weil Maßnahmen zur Herstel­
lung oder wesentlichen Umgestaltung 
von Gewässern oder ihrer Ufer gerade der 
Verbesserung der Gewässergüte in Umset­
zung der EU-Wasserrahmenrichtlinie die­
nen. Es erscheint daher widersinnig, derar­
tige Maßnahmen wiederum als Eingriff in 
Natur und Landschaft einzustufen, obwohl 
diese „Naturschutz-Maßnahmen“ (wie 
z. B. die Renaturierung von begradigten 
Gewässern) im Rahmen eines Gewässer­
ausbaus (§ 67, 68 WHG) dazu dienen, 
unter anderem einen guten ökologischen 

tags-Drucksache 16/11154) wiederfinden.
Hervorzuheben ist insbesondere, dass die 
ursprünglich geplanten Beteiligungs- und 
Mitwirkungsregelungen mit dem jetzt vor­
liegenden Gesetzentwurf teilweise zurück­
genommen oder zumindest abgeschwächt 
worden sind. 
Beispielsweise sollen die aufzustellen­
den Ersatzgeldlisten nicht mehr mit den 
Naturschutzbeiräten abgestimmt (so der 
ursprüngliche Entwurf), sondern diesen 
nur noch vorgestellt werden (§ 31 Abs. 
4 LNatSchG-E). Zudem sollen die Natur­
schutzbeiräte unter bestimmten Voraus­
setzungen nur noch bei der Erteilung von 
wesentlichen Ausnahmen von Verboten 
der Landschafts- beziehungsweise Natur­
schutzpläne beteiligt werden (§ 75 Abs. 1 
LNatSchG-E).
(…)
2. Nach Auffassung der kommunalen Spit­
zenverbände gehen die aktuell geplanten 
Änderungen des ursprünglichen Gesetz­
entwurfs in die richtige Richtung und sind 
insofern zu begrüßen, wenngleich sie teil­
weise neue Rechtsfragen aufwerfen (z. B. 
zur Definition wesentlicher Ausnahmen).
Im Zusammenhang mit den materiell-
rechtlichen Änderungen des ursprüng­
lichen Gesetzentwurfs ist anzuerkennen, 
dass das MKULNV mittlerweile auch eine 
Kostenfolgeabschätzung im Sinne von  
§ 3 KonnexAG vorgelegt hat. Insbesonde­
re mit der Weiterführung der bestehenden 
„Kann“-Regelung zum Erlass kommunaler 
Baumschutzsatzungen (§ 49 LG NRW) und 
dem Verzicht auf eine „Soll-Regelung“ 
wird der konnexitätsrelevante Aufwand 
erheblich zurückgeführt.
Gleichwohl ist nach wie vor zu kritisie­
ren, dass die Kostenfolgeabschätzung des 
MKULNV den Sachaufwand nicht ausrei­
chend berücksichtigt und die angesetzten 
Arbeitsstunden bei fast allen Regelungen, 
die zu einem Mehraufwand führen, zu 
niedrig angesetzt wurden (z. B. bei §§ 31, 
34, 58, 66 LNatSchG-E). Demgegenüber 
wurde der gegengerechnete Minderauf­
wand nach unserem Eindruck zu hoch 
angesetzt.
Trotz dieser Kritikpunkte gehen wir nach 
einer mit den unteren Landschaftsbehör­
den der Städte und Kreise durchgeführten 
Schätzung davon aus, dass – jedenfalls 
dann, wenn es im Hinblick auf den Erlass 
von Baumschutzsatzungen bei der bis­
herigen „Kann-Regelung“ bleibt – durch 
den überarbeiteten Gesetzentwurf keine 
wesentliche Mehrbelastung im Sinne von 
§ 1 Abs. 1 KonnexAG ausgelöst und damit 
im Ergebnis die für einen Mehrbelastungs­
ausgleich geltende Wesentlichkeitsschwel­
le (landesweit: knapp 4,5 Mio. EUR) nicht 
überschritten wird. Deshalb haben die 
kommunalen Spitzenverbände die Kosten­

zahlreichen neuen Regelungen und die 
Nichtbeachtung des Konnexitätsprinzips, 
da mit dem neuen Gesetz eine Vielzahl 
neuer Aufgaben auf die Städte und Kreise 
zukommen würde. Zusammenfassend sind 
folgende Punkte aus der Stellungnahme 
hervorzuheben:
•	 �Durch die Vielzahl von personalintensi­

ven und verfahrensaufwendigen neuen 
Regelungen würde ein effektiver Natur- 
und Landschaftsschutz eher behindert 
als vorangetrieben. 

•	 �Durch die vorgesehenen Beteiligungs­
regelungen würden die Bürger unange­
messen benachteiligt. Die Bearbeitungs­
zeiten würden sich massiv verlängern 
und die Rechtssicherheit der Entschei­
dungen verringert. Darüber hinaus wür­
den sich aufgrund des höheren Verwal­
tungsaufwandes die Verwaltungsge­
bühren deutlich erhöhen. 

•	 �Die Akzeptanz des Naturschutzes hängt 
wesentlich von einem vertrauensvollen 
Umgang zwischen unteren Landschafts­
behörden, Vorhabenträgern und Natur­
schützern ab. Ein gewisses Grundver­
trauen des Landes in die fachliche Qua­
lität der Arbeit seiner unteren Behörden 
ist dafür unerlässlich. Der Gesetzentwurf 
ist dagegen überladen mit Regelungen, 
die die fachliche Kompetenz der fachlich 
ausgebildeten und unter anderem auch 
über das MKULNV geschulten Mitar­
beiter der unteren Landschaftsbehörden 
anzweifeln. 

•	 �Die starke Ausweitung der Beteiligun­
gen des Naturschutzbeirates sowie der 
Naturschutzverbände würde zu einer 
enormen quantitativen Belastung der 
ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen der 
Naturschutzvereine mit Bagatellfällen 
führen. Gleichzeitig ist zu beobachten, 
dass die Zahl derjenigen Ehrenämter, die 
qualifiziert an diesen Verfahren mitwir­
ken können, stark rückläufig ist. 

•	 �Die kommunale Selbstverwaltungsho­
heit würde durch die neuen Regelungen 
zur Landschaftsplanung teilweise ausge­
hebelt. 

•	 �Eine den Regelungen des Art. 78 Abs. 3 
S. 2 Landesverfassung i.V.m. § 3 und 6 
KonnexAG entsprechende Kostenfolge­
abschätzung fehlt. 

Als Reaktion auf die zum Ministeriums­
entwurf seitens der kommunalen Spit­
zenverbände vorgebrachte massive Kritik 
haben drei Fachgespräche zwischen dem 
MKULNV und den kommunalen Spitzen­
verbänden stattgefunden. 
Diese Gespräche haben insofern zu posi­
tiven Ergebnissen geführt, als sich das 
Ministerium einige der kommunalen For­
derungen und Bedenken aufgegriffen hat 
und diese sich in dem Gesetzentwurf für 
ein neues Landesnaturschutzgesetz (Land­
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unterliegt. Es ist davon auszugehen, dass 
die einzelnen Projekte und Maßnahmen 
detailliert erläutert werden müssen und 
inhaltlich diskutiert werden. Des Weiteren 
wird auch eine entsprechende Nachbear­
beitung (z. B. bei Alternativvorschlägen) 
notwendig sein. Der hiermit verbundene 
Aufwand steht – insbesondere angesichts 
des ohnehin bestehenden Aufwandes – in 
keinem Verhältnis zu einem eventuellen 
Nutzen.
Absatz 5: 
Die Ersatzgeldregelung bei mastenartigen 
Bauwerken deckt sich mit der Neuregelung 
im neuen Windenergieerlass. Die Berech­
nungsmethode wird abgelehnt, da durch 
sie keinesfalls die mit dem Eingriff verbun­
denen Folgen für Natur und Landschaft 
ausreichend kompensiert werden können. 
Es besteht weiterhin der Wunsch und die 
Bereitschaft, eine möglichst kostendecken­
de Berechnungsmethode im Vorfeld einer 
Regelung mit den kommunalen Spitzen­
verbänden abzustimmen (vgl. auch die 
Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände vom 
26.06.2015 zum Entwurf eines Windener­
gieerlasses).
Zudem sollten bei der Ersatzgeldberech­
nung die betroffenen Schutzgebietska­
tegorien berücksichtigt werden und die 
Möglichkeit bestehen bleiben, Auflagen 
zur Minderung der Landschaftsbildbeein­
trächtigung und zur optischen Einbindung 
der Umzäunung und der technischen Anla­
gen am Boden (Technikcontainer) zu erlas­
sen.
7. Zu § 34 LNatSchG NRW-E (Verzeich­
nisse)
Das Führen der Kompensations- und 
Ersatzgeldverzeichnisse sowie des Ver­
zeichnisses über durchgeführte FFH-Ver­
träglichkeitsprüfungen begründet einen 
erheblichen zusätzlichen Verwaltungsauf­
wand bei den unteren Landschaftsbehör­
den. Durch die Menge der zu führenden 
Verzeichnisse werden Kapazitäten gebun­
den, die damit nicht mehr für die eigent­
liche Naturschutzarbeit zur Verfügung 
stehen. Auf die Pflicht zur Führung dieser 
Verzeichnisse sollte daher verzichtet wer­
den. Mindestens ist, um eine konforme 
und landesweit einheitliche Handhabung 
zu erzielen, durch das Land eine entspre­
chende technische Infrastruktur (z. B. 
Eingabemasken) und eine klare Struktu­
rierung und Vorgabe der anzugebenden 
Daten zur Verfügung zu stellen. Sofern 
vor Ort bereits EDV-Lösungen für diesen 
Aufgabenbereich eingesetzt werden, muss 
sichergestellt sein, dass Kosten einer even­
tuell erforderlichen Programmanpassung 
im Hinblick auf ein verbindlich vorgegebe­
nes Dateiformat vom Land getragen wer­
den. Dies gilt ebenso für die Kosten einer 

de, Aufstellung eines Ersatzgeldverzeich­
nisses durch die unteren Naturschutzbe­
hörden sowie deren Vorstellung vor den 
Naturschutzbeiräten) wird erheblich in die 
Aufgabenwahrnehmung der Kreise und 
kreisfreien Städte eingegriffen, Ersatzgeld­
verfahren werden erschwert und dem orts­
nahen Naturschutz wird in keiner Weise 
Rechnung getragen; zudem wird die fach­
liche Kompetenz der Kreise und kreisfreien 
Städte massiv angezweifelt. Die Regelung 
wird daher ausdrücklich abgelehnt. 
Die untere Landschaftsbehörde kann durch 
ihre Kenntnisse von den jeweiligen örtli­
chen Gegebenheiten und Entwicklungen 
am besten beurteilen, welche Maßnah­
men zum Ausgleich von Eingriffen in Natur 
und Landschaft an welcher Stelle geeignet 
sind, um Eingriffe auszugleichen. Dabei 
kann es mitunter auch länger als vier Jahre 
dauern, eine naturschutzfachlich sinn­
volle Maßnahme zu ergreifen (z. B. beim 
Erwerb von naturschutzfachlich wertvol­
len Flächen, die einen höheren Finanzbe­
darf notwendig machen). Gerade auch für 
größere naturschutzfachlich bedeutsame 
Maßnahmen sind längere Planungszeit­
räume (z. B. aufgrund ggf. erforderlicher 
Planfeststellungsverfahren) als vier Jahre 
erforderlich. Den unteren Landschafts­
behörden muss deshalb grundsätzlich die 
Möglichkeit eingeräumt werden, für die 
Verwendung von Ersatzgeldern auch län­
gerfristige Zeiträume vorzusehen, um auch 
zielführend Synergieeffekte im Kontext mit 
anderen Fördermitteln (z. B. Wasserbau) 
oder Ökokonten zu nutzen. Neben fach­
lichen Gründen sind auch organisatorische 
Gründe (erhöhter Abstimmungsbedarf, 
Flächenverfügbarkeit, Nicht-Umsetzbar­
keit bereits geplanter Projekte) denkbar. 
Ziel darf es nicht sein, die verfügbaren 
Mittel möglichst schnell einzusetzen. Die 
Weiterleitung von Ersatzgeldern an die 
höhere Landschaftsbehörde gewährleistet 
dagegen nicht mehr den engeren räumli­
chen Bezug und die örtliche Entscheidung 
über die sachgerechte Mittelverwendung 
und ist daher auch als naturschutzfachlich 
als problematisch zu werten. Die enge Ver­
wendungsfrist wird aus diesen Gründen 
ausdrücklich abgelehnt.
Die Aufstellung und vor allem die Vorstel­
lung von Ersatzgeldplänen vor den Natur­
schutzbeiräten führen zu mehr Bürokratie 
und erhöhen den Verwaltungsaufwand 
in einem nicht zu vertretenden Umfang. 
Auch die Vorstellung wird (ebenso wie die 
im Ursprungsentwurf vorgesehene Abstim­
mung) mit einem erheblichen Vorberei­
tungs- und Beratungsaufwand verbunden 
sein, wobei der Einsatz von Ersatzgeldern 
schon ohnehin zahlreichen zeitaufwändi­
gen Abstimmungsprozessen mit Behörden, 
Privaten und Trägern öffentlicher Belange 

Zustand von natürlichen Gewässern wieder 
herbeizuführen. Insoweit sollte vielmehr in 
§ 30 Abs. 2 Nr. 2 LNatSchG NRW-E aus­
drücklich klargestellt werden, dass derar­
tige Maßnahmen keinen Eingriff in Natur 
und Landschaft darstellen, weil sie in erster 
Linie durchgeführt werden, um gerade der 
Tier- und Pflanzenwelt wieder ein natürli­
ches Umfeld zu geben.  
(…)
Zu § 30 Abs. 2: 
Maßnahmen an Gewässern stellen zumin­
dest dann keinen Eingriff in Natur und 
Landschaft mehr dar, wenn diese dazu die­
nen, die Gewässergüte auf der Grundlage 
der EU-Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/
EG (§ 27 WHG) zu verbessern (§ 30 Abs. 1 
Nr. 5 LNatSchG NRW-E).
(…)
Zu § 30 Absatz 2 Nr. 2:
Zukünftig sollen Unterhaltungsmaßnah­
men an einem Gewässer (§ 39 WHG) 
nur dann keinen Eingriff in Natur und 
Landschaft darstellen (§ 30 Abs. 2 Nr. 2 
LNatSchG NRW-E), wenn sie der ökolo­
gischen Verbesserung zur Erreichung der 
Ziele nach § 27 WHG (EU-Wasserrahmen­
richtlinie 2000/60/EG) dienen. Bereits in 
der Stellungnahme vom 10.02.2016 haben 
wir gegenüber dem MKULNV NRW darauf 
hingewiesen, dass durch diese Regelung 
die praktische Durchführung der Gewäs­
serunterhaltung nicht erschwert werden 
darf. 
Die Gewässerunterhaltung dient der 
Aufrechterhaltung des ordnungsgemä­
ßen Wasserabflusses in den Flüssen und 
Bächen. Sie schließt bereits auf der Grund­
lage der bundesrechtlichen Vorgabe in  
§ 39 Abs. 1 Nr. 4 WHG ausdrücklich ein, 
dass Maßnahmen der Gewässerunterhal­
tung auch der Erhaltung und Förderung 
der ökologischen Funktionsfähigkeit des 
Gewässers insbesondere als Lebensraum 
von wild lebenden Tieren und Pflanzen 
dienen müssen. 
In einem Fachgespräch am 11.02.2016 
wurde seitens des MKULNV NRW klar­
gestellt, dass lediglich unfachmännische, 
bereits durchgeführte Maßnahmen der 
Gewässerunterhaltung als Eingriff in Natur 
und Landschaft eingestuft werden sollen. 
In der Praxis könnten die unteren Land­
schaftsbehörden dann in diesen festgestell­
ten Einzelfällen nachträglich tätig werden. 
Maßnahmen der Gewässerunterhaltung 
müssten deshalb aber nicht im Vorfeld mit 
den unteren Naturschutzbehörden abge­
stimmt werden.
(…)
Absatz 4:
Durch die neuen Regelungen in Absatz 4 
(Einsatz von Ersatzgeldern innerhalb von 
vier Jahren, Abgabe der nichtverausgabten 
Mittel an die höhere Naturschutzbehör­
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Die Möglichkeit, nach § 66 Absatz 2 
LNatSchG NRW-E bei keinen oder nur 
geringfügigen Auswirkungen von einer 
Mitwirkung abzusehen, führt hier nicht 
zu einer Erleichterung. Zum einen ist der 
Begriff der „geringfügigen Auswirkungen“ 
zu unbestimmt und würde bei Anwen­
dung nur zu neuen Diskussionen und einer 
hohen Rechtsunsicherheit für die Behör­
den sowie die Bürger führen. Das in der 
Begründung zum LNatSchG-E genannte 
Beispiel von Erdkabeln im Baukörper von 
Straßen ist hier nicht hilfreich, da es sich 
hierbei gemäß der Negativliste des § 30 
Abs. 2 Nr. 1 LNatSchG NRW-E in aller 
Regel nicht um einen Eingriff handelt. 
Entgegen der Begründung befürchten wir 
zudem, dass es durch die Erweiterung der 
Klagemöglichkeiten gemäß § 68 LNatSchG 
NRW-E zu mehr Verwaltungsaufwand und 
gravierenden Verzögerungen wichtiger 
Infrastruktur- oder Wirtschaftsprojekte, 
aber auch normaler Bauvorhaben kommen 
wird. 
Die insgesamt weiterhin übertriebenen 
Mitwirkungsregelungen schränken die 
Handlungsfähigkeit der unteren Land­
schaftsbehörden ein und offenbaren nicht 
nachvollziehbare Zweifel des Ministeriums 
an der Fachkompetenz der unteren Land­
schaftsbehörden. Hinzu kommt, dass der 
demokratisch strukturierte Staatsaufbau 
(Gesetzgebung, Verwaltung, Rechtspre­
chung) zwar die Beteiligung von Ver­
bänden unter anderem im Rahmen von 
Gesetzgebungsverfahren und in Verwal­
tungsverfahren durch Anhörungen vor­
sieht. Es ist aber auch zu berücksichtigen, 
dass Verbände regelmäßig nicht demo­
kratisch legitimiert sind und deshalb die 
abschließende Entscheidung dem demo­
kratisch legitimierten Staatsaufbau Rech­
nung tragen muss.   
Vor diesem Hintergrund werden die §§ 66 
– 68 LNatSchG NRW-E abgelehnt. 
18. Zu § 74 LNatSchG NRW-E (Vorkaufs­
recht)
Auf der Grundlage der Kritik der kommuna­
len Spitzenverbände ist das Vorkaufsrecht 
in seinem Umfang zwar bereits vermindert 
worden. Die vorgesehene Neuregelung 
des Vorkaufsrechts, das künftig das Land 
zugunsten der Träger der Landschaftspla­
nung und ebenso zugunsten von Körper­
schaften und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts und anerkannten Naturschutzverei­
nigungen sowie zugunsten von landesweit 
tätigen Naturschutzstiftungen des privaten 
Rechts auf Antrag ausüben kann, wird 
dennoch der besonderen Rolle der Träger 
der Landschaftsplanung nicht gerecht. Die 
Kreise und kreisfreien Städte sind für Land­
schaftspläne umsetzungsverpflichtet. Vor 
diesem Hintergrund ist die Möglichkeit der 
Ausübung des Vorkaufsrechts mindestens 

grundsätzlich mitgetragen werden. Es 
ist jedoch nicht verständlich, warum der 
Satz „Die Kreise und die kreisfreien Städ­
te können (…) insoweit bestimmen, dass 
in Gebieten mit regelmäßig nur geringem 
Reitaufkommen auf die Kennzeichnung 
von Reitwegen verzichtet wird“ des § 50 
Absatz 2 LG NRW sich nicht im neuen 
LNatSchG NRW-E wiederfindet. Die Nach­
rüstung aller Reitwege mit Schildern führt 
zu Mehrkosten und einem höheren Ver­
waltungsaufwand, der nicht erforderlich ist. 
Auch die Überprüfung und der vermut­
lich erforderliche Erlass neuer kommunaler 
Reitregelungen (Allgemeinverfügungen) 
bedeuten einen großen Mehraufwand 
für die unteren Landschaftsbehörden. 
Mit dem Erlass derartiger Verfügun­
gen ist erfahrungsgemäß ein erheblicher 
Abstimmungsbedarf mit Grundstücksei­
gentümern/Waldbesitzern, Kommunen, 
Naturschutzverbänden und weiteren Inter­
essengruppen verbunden. Die Übergangs­
frist bis zum 01.01.2018 (§ 83 LNatSchG 
NRW-E) wird hierfür nicht als ausreichend 
angesehen. 
17. Zu §§ 66 – 68 LNatSchG NRW-E (Mit­
wirkung von Naturschutzvereinigungen; 
Art und Weise der Mitwirkung; Rechtsbe­
helfe von anerkannten Naturschutzvereini­
gungen)
Die §§ 66 – 68 LNatSchG NRW-E erwei­
tern, trotz der gegenüber dem ersten 
Entwurf erfolgten Änderungen, die Mit­
wirkungsrechte der anerkannten Natur­
schutzvereinigungen nach wie vor erheb­
lich, was zu bedenklichen und unnötigen 
Belastungen der unteren Landschaftsbe­
hörden führt. Insbesondere gibt es eine 
Beteiligung bei wesentlichen Ausnahmen 
von den Geboten und Verboten zum 
Schutz von Gebieten nach § 32 BNatSchG, 
Natura 2000-Gebiete, Naturschutzgebie­
ten, Nationalparken und nationalen Natur­
dokumenten. Die Naturschutzbeiräte sind 
zudem unter bestimmten Voraussetzungen 
bei der Erteilung von wesentlichen Aus­
nahmen von Verboten der Landschafts- 
beziehungsweise Naturschutzpläne zu 
beteiligen (§ 75 Abs. 1 LNatSchG-E). Die 
aufzustellenden Ersatzgeldlisten müssen 
den Naturschutzbeiräten vorgestellt wer­
den (§ 31 Abs. 4 LNatSchG-E).  
Neben dem Arbeitsaufwand führt dies 
auch zu zusätzlichen, nicht unbedingt 
notwendigen Kosten. Es ist davon auszu­
gehen, dass sich die Bearbeitungszeiten 
deutlich verlängern und die Bürger auf die 
Entscheidungen unangemessen lange war­
ten müssen, weil die Verbände kaum in der 
Lage sein dürften, die Vielzahl der Fälle in 
angemessener Frist zu bearbeiten. Darüber 
hinaus werden sich durch den größeren 
Verwaltungsaufwand die Gebühren deut­
lich erhöhen. 

entsprechenden Programm-Schnittstelle 
und deren laufender Anpassung und Pfle­
ge, soweit eine verpflichtende Übermitt­
lung der Daten an das Land vorgesehen ist.  
Insbesondere aus Gründen des Daten­
schutzes ist auch die sich aus Absatz 3 
ergebende allgemeine Verpflichtung zur 
Veröffentlichung der Verzeichnisse im 
Internet zu kritisieren.
(…)
12. Zu § 44 LNatSchG NRW-E (Großflä­
chige und naturschutzfachlich bedeutsame 
Gebiete)
Dass auch dann, wenn schon Landschafts­
pläne vorliegen, für landesweit natur­
schutzfachlich bedeutsame zusammen­
hängende Gebiete auch über verschie­
dene Landschaftspläne hinaus Schutz­
gebietsverordnungen durch die höhere 
Landschaftsbehörde aufgestellt werden 
können, schränkt die Planungshoheit der 
Kreise und kreisfreien Städte als Träger der 
Landschaftsplanung ein und ist ersatzlos 
zu streichen. Die Festlegung von Natur­
schutzgebieten innerhalb der Landschafts­
planung ist eine originäre Aufgabe der 
Landschaftsplanung. Die bisher klar gere­
gelte originäre Zuständigkeit der Kreise 
und kreisfreien Städte für die Festsetzung 
von Naturschutzgebieten im Rahmen der 
Landschaftsplanung gem. § 16 Abs. 2 LG 
NRW wird damit grundsätzlich durchbro­
chen. In der Konsequenz kann die ober­
ste Landschaftsbehörde als Satzung vom 
Kreistag beziehungsweise Stadtrat – als 
demokratisch legitimiertes Organ – rechts­
kräftig beschlossene Landschaftspläne 
(mindestens in Teilbereichen) außer Kraft 
setzen. Im Landschaftsplan sind dann ver­
bindliche Regelungen in dem Bereich nicht 
mehr ablesbar.
Die hier vorgesehene Regelung ist außer­
dem nicht erforderlich, da im Rahmen der 
Aufstellung von Landschaftsplänen auch 
regelmäßig die an das Plangebiet angren­
zenden landschaftsplanerischen Festset­
zungen Berücksichtigung finden. Bestehen 
Abstimmungsnotwendigkeiten über Krei- 
beziehungsweise Stadtgrenzen hinaus, so 
finden diese auch statt.
Unklar bleibt zudem unter anderem, wo in 
Nordrhein-Westfalen solche „landesweit 
naturschutz-fachlich bedeutsamen zusam­
menhängenden Gebiete“ vorliegen. Die 
Regelung lässt auch offen, ob die Schutz­
gebietsverordnung neben den Festsetzun­
gen in den Landschaftsplänen stehen oder 
aber die Landschaftspläne verdrängen soll. 
Zudem fehlen Regelungen zum Verfahren. 
(…)
16. Zu § 58 LNatSchG NRW-E (Reiten in 
der freien Landschaft und im Wald)
Soweit die Reitregelungen insbesondere 
für den Wald außerhalb der Ballungsge­
biete liberalisiert werden sollen, kann das 
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bildete Fachkräfte sitzen, die unter ande­
rem auch ihre Kompetenzen in den Fortbil­
dungen des Landes erlangt haben. Sollten 
ausnahmsweise Zweifel an den Entschei­
dungen der unteren Landschaftsbehörden 
bestehen, hat das Land die Möglichkeit, 
im Rahmen der Fachaufsicht jederzeit ein­
zugreifen. Hier sollte – sofern erforderlich 
– von dieser Möglichkeit öfter Gebrauch 
gemacht werden, als durch die Ausweitung 
von Beteiligungen die Handlungsfähigkeit 
der Behörden enorm einzuschränken und 
damit Maßnahmen zum Schutz der Natur 
weitgehend zu verhindern.

C. Fazit 

Nach wie vor geht der Gesetzentwurf an 
vielen Stellen über die bundesgesetzlichen 
Regelungen hinaus. Die Arbeit der Kreise 
und kreisfreien Städte als untere Land­
schaftsbehörden sowie Träger der Land­
schaftsplanung wird unter anderem durch 
die Ausweitung der Beteiligungsrechte 
der Naturschutzverbände und des Land­
schaftsbeirates erheblich beeinträchtigt. 
Zusätzliche bürokratische Hürden führen 
zu einem erheblichen Mehraufwand und 
einer Verzögerung der Verfahren. Das Ziel 
des Gesetzes, den Naturschutz zu stärken, 
wird durch diese Regelungen eher gefähr­
det als gefördert. Zudem zeugt der Ent­
wurf von einem erheblichen Misstrauen 
des Ministeriums gegenüber der Arbeit der 
unteren Landschaftsbehörden und deren 
fachlicher Entscheidungskompetenz. Nicht 
zuletzt greift der Gesetzentwurf auch in die 
kommunale Selbstverwaltungshoheit ein.
Die vollständige Stellungnahme ist auf der 
Homepage des LKT NRW www.lkt-nrw.de 
unter Themen/Umweltschutz/Naturschutz 
verfügbar.
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Das Erfordernis der Benehmensherstel­
lung durch den Naturschutzbeirat auch für 
bereits vom Trägern der Landschaftspla­
nung für ausnahmefähig erklärte geringfü­
gige bauliche und sonstige Anlagen (z. B. 
Nutzungsänderungen innerhalb des 
Bestandes ohne zusätzliche Flächenversie­
gelung bzw. untergeordnete Anlagen, wie 
Dachgauben) führt zu schwer vermittelba­
ren zeitlichen Verzögerungen der Entschei­
dungsfindung. 
Verbindliche Auskünfte vor Ort gegen­
über Antragstellern oder eine Beratung 
zur Umplanung durch die Sachbearbei­
tung sind nahezu nicht mehr, jedenfalls 
nicht vorbehaltlos, möglich. Es besteht 
die Gefahr, dass die Akzeptanz der Land­
schaftsplanung stark leiden wird und 
Grundstückseigentümer künftig stärker 
als bisher eine Unterschutzstellung strikt 
ablehnen. Der bürokratische Aufwand der 
Entscheidungsfindung steht nicht im Ver­
hältnis zu der Bedeutung der eher kleinen 
Vorhaben und würde am Ergebnis in der 
Regel nichts ändern.
Vor einer weiteren zeitlichen Belastung 
der Beiratsmitglieder mit zahllosen klei­
nen Ausnahmeverfahren kann zudem nur 
gewarnt werden. Die Sitzungen des Beira­
tes dauern bereits heute mehrere Stunden 
bei im Schnitt vier bis sechs Sitzungen im 
Jahr; die Bereitschaft von Ehrenamtlern, 
sich nunmehr mit mehrfachen Fallzahlen 
zu befassen, dürfte überschaubar sein. 
Die baurechtlichen Fristen von ein bis zwei 
Monaten lassen sich auch nicht mit den 
Sitzungen des Beirates in Einklang bringen. 
Eine solche Regelung würde das freiwillige 
ehrenamtliche Mitwirken in den Beiräten 
erheblich reduzieren.
Darüber hinaus deutet auch diese Rege­
lung wieder auf ein nicht verständliches, 
hohes Misstrauen des Ministeriums gegen­
über der Sachkompetenz der unteren 
Landschaftsbehörden, obwohl dort ausge­

eine wichtige Argumentationshilfe. Zudem 
wäre gerade für die aus der Genehmigung 
von Windenergieanlagen zu erwartenden 
Ersatzgelder über die Ausübung des Vor­
kaufsrechts eine sinnvolle Verwendung 
ohne großen Verwaltungsaufwand mög­
lich.
Eine Neuregelung des Vorkaufsrechtes ist 
insgesamt unnötig. Denkbar wäre allen­
falls, ein Stufenverfahren einzuführen, 
nach dem die Kreise und kreisfreien Städte 
bei Nichtausübung des Vorkaufsrechts die 
Möglichkeit an das Land weitergeben. Es 
würden auch keine Bedenken bestehen, 
im Falle der Ausübung des Vorkaufsrechts 
durch den Kreis oder die kreisfreie Stadt 
das Land als Eigentümer im Grundbuch 
eintragen zu lassen, wenn der Ankauf zu 
100 Prozent durch das Land finanziert 
wurde.
19. Zu § 75 LNatSchG NRW-E (Befreiun­
gen und Ausnahmen)
Die geplanten Neuregelungen zu Befrei­
ungen und Ausnahmen in § 75 Absatz 1 
LNatSchG NRW-E werden ebenfalls strikt 
abgelehnt. 
Die Verlagerung der Befreiungsentschei­
dung im Streitfall auf die Bezirksregierung 
führt eine unpraktikable frühere Regelung 
wieder ein. Diese Regelung spricht für ein 
tiefgreifendes Misstrauen gegenüber den 
Kommunen und schwächt deren Posi­
tion, ohne die beabsichtigte Stärkung der 
Naturschutzverbände tatsächlich zu errei­
chen. Entscheidungen werden zudem 
unnötig verzögert und erschwert. Die Ver­
lagerung dieser Entscheidungskompetenz 
auf die Ebene der Bezirksregierung ist nicht 
sachgerecht, da die zu beurteilenden Sach­
verhalte der Verwaltungsebene des Krei­
ses oder der kreisfreien Stadt zuzuordnen 
sind und mit der dort zuständigen Vertre­
tungskörperschaft oder dem Ausschuss ein 
demokratisch legitimiertes Gremium diese 
endgültige Entscheidung treffen muss.

Zum Schuljahr 2016/2017 wird der Anspruch auf inklusive Beschulung sich auch auf den Bereich der berufsbildenden Schulen er-
strecken. Bereits bei Schaffung des Inklusionsfördergesetz war zwischen der Landessseite und den kommunalen Spitzenverbänden 
vereinbart worden, die Verteilung der Mittel der Investitionspauschale (Korb I) des Belastungsausgleichs zu erweitern. Sollte dies 
ursprünglich durch schlichte Erweiterung des zugrundliegenden Schlüssels erfolgen, bietet sich wegen der modifizierten Umsetzung 
der schulischen Inklusion an Berufskollegs eine differenzierte Umsetzung an. Hierbei wird der Korb I (25 Millionen Euro/jährlich) in 
einen Betrag für allgemeinbildende Schulen (24 Millionen Euro/jährlich) und einen solchen für berufsbildende Schulen (1 Million 
Euro/jährlich) geteilt. Die Summen werden jeweils nach Schülerzahlen verteilt. Im Bereich der berufsbildenden Schulen kommt dabei 
ein Sockelbetrag von 10 000 Euro pro Kreis/kreisfreie Stadt zur Anwendung. Der entsprechende Gesetzentwurf zu diesem mit den 
kommunalen Spitzenverbänden abgestimmten Vorgehen ist inzwischen dem Landtag zur Verabschiedung im Herbst zugeleitet wor-
den, damit eine rechtzeitige Umsetzung zum Zahlungslauf Anfang 2017 sichergestellt werden kann. 

Schulische Inklusion im Bereich des  
Berufskollegs

Im Bereich der schulischen Inklusion gilt 
nach dem 9. Schulrechtsänderungs­

gesetz, dass der Anspruch auf inklusive 
Beschulung an dem Schuljahr 2016/2017 

auch auf die berufsbildenden Schulen 
erstreckt wird. Daher ist eine Einbeziehung 
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berufsbildenden Bereich unterliegt damit 
– wie die im allgemeinbildenden Bereich 
– der vollständigen Evaluation im Rah­
men des InklFöG. Falls die Investitionen im 
berufsbildenden Bereich inklusionsbedingt 
höher ausfallen, muss in den kommenden 
Jahren nachgesteuert werden. Was die 
Verteilung der Mittel für den berufsbilden­
den Bereich (Korb Ib) angeht, soll diese auf 
Grundlage eines „Sockelbetrags“ in Höhe 
von 10 000 Euro pro Kreis/kreisfreie Stadt 
und sodann nach den jeweiligen Schüler­
zahlen an öffentlichen Berufskollegs erfol­
gen.
Das in dieser Form angestoßene Gesetz­
gebungsverfahren im Landtag wird nach 
derzeitiger Planung im Herbst 2016 abge­
schlossen werden und damit eine recht­
zeitige Grundlage für die für Anfang 2017 
fällige Zahlung nach dem InklFöG für das 
Schuljahr 2016/2017 bilden. 
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sollte – nach der amtlichen Schulstatistik 
für eine Inklusion im öffentlichen Berufs­
kollegbereich lediglich 91 Schüler von ins­
gesamt etwa 2,4 Millionen Schülern aller 
Schulen und Schularten in Frage.
Vor diesem Hintergrund wurde die Frage, 
ob eine 1:1-Umsetzung unverändert denk­
bar wäre, mit der Landesseite kontrovers 
diskutiert, mit dem Ergebnis, schon zum 
Schuljahr 2016/2017 den Korb I in einen 
Korb Ia (Investitionsmittel Inklusion – All­
gemeinbildende Schulen) und einen Korb 
Ib (Investitionsmittel Inklusion – Berufs­
bildende Schulen) zu teilen. Dabei liegt 
die Dotierung von Korb Ib mit 1 Million 
Euro jährlich zwar deutlich unter denen bei 
einer 1:1-Umsetzung in Rede stehenden 
3,7 Millionen Euro/jährlich, stellt jedoch 
einen Einstieg in eine Berücksichtigung der 
Wirkung der schulischen Inklusion auf die 
Investitionsaufwendungen im berufsbil­
denden Bereich dar. 
Die Verausgabung jährlicher, inklusions­
bedingter Investitionsaufwendungen im 

der Berufskollegs in den Schlüssel zur Ver­
teilung der Mittel aus Korb I des Inklusi­
onsfördergesetzes (InklFöG) erforderlich. 
Hierzu war im Zuge der Verabschiedung 
der InklFöG im Juli 2014 von Landessei­
te zugesichert worden, einen Gesetzes­
entwurf vorzulegen, ab dem Schuljahr 
2016/2017  eine Verteilung der Mittel aus 
Korb I auf Grundlage der Schülerzahlen 
aller allgemeinbildenden Schulen (Primar- 
sowie Sekundarstufe I und II) sowie der 
Berufskollegs vorzunehmen.
Abweichend von der ersten Einschätzung, 
dass der Anspruch auf inklusive Beschu­
lung ab dem Schuljahr 2016/2017 gleich­
mäßig über alle Schülergruppen und För­
derschwerpunkte hinweg erfolgen und 
damit sämtliche Schüler mit Förderbedar­
fen – auch die der Berufskollegs – betref­
fen werde, soll die Umsetzung nun diffe­
renziert erfolgen. Danach kämen – soweit 
jeder in Frage kommende Schüler den 
Anspruch auf Inklusion in einem öffent­
lichen Regelberufskolleg geltend machen 

Über 32.000 Flüchtlinge hat Ostwestfalen-Lippe in 2015 und 2016 bislang aufgenommen. Zwar geht es mit den Asylverfahren 
langsam voran, aber mit deren Abschluss steigen die flüchtlingsbedingten Mehrkosten in OWL für die Kreise beziehungsweise 
die kreisfreie Stadt Bielefeld. Deren Sprecher, der Paderborner Landrat Manfred Müller, beziffert allein die Netto-Mehrkosten für 
die OWL-Kreise und für Bielefeld bei den Unterkunftskosten für das Arbeitslosengeld II jährlich auf rund 55 Millionen Euro. Diese  
Kosten könnten die Kommunen nicht tragen. Bei den Kreisen würden sie per Kreisumlage den Städten und Gemeinden weiter bela-
stet. Hinzu kämen aber noch weitere Integrationskosten.

Gesprächsrunden mit den Bundestags
abgeordneten zu den Auswirkungen flücht-
lingsbedingter Mehrkosten

Die ostwestfälischen Landräte und der 
Bielefelder Oberbürgermeister hatten 

die Bundestagsabgeordneten der Kreise 
in OWL zu einem Gespräch geladen, um 
genau die Frage der flüchtlingsbedingten 
Mehrkosten zu erörtern. Bislang hätten 
die gemeindlichen Kosten für Unterbrin­
gung und Verpflegung im Vordergrund 
gestanden. Jetzt gehe es aber um flücht­
lingsbedingte Folgekosten. „Diese Kosten 
belasten direkt die kommunalen Haushal­
te. Die Steuerungsmöglichkeiten liegen 
jedoch beim Bund“, sagte Müller. OWL 
hat im vergangenen Jahr 12,1 Prozent der 
Flüchtlinge in NRW (Quelle Bezirksregie­
rung Detmold) aufgenommen. Einig war 
sich die Runde darin, dass eine Entlastung 
bei den Kosten der Unterkunft des Arbeits­
losengeldes II ansetzen sollte. Eine sol­
che Entlastung käme direkt vor Ort ohne 
Streuverlust an. Und nur so könne verhin­
dert werden, dass Kommunen finanziell 
in die Knie gehen und an anderen Stellen 
Leistungen streichen müssten. Das finde 
in der Gesellschaft wenig Akzeptanz. Bis­

lang trägt der Bund etwa ein Viertel (26,4 
Prozent) der Kosten der Unterkunft, den 
Rest die Kreise beziehungsweise kreisfreien 
Städte. Fakt sei zudem, dass diese Unter­
bringungskosten nicht einmalig anfal­
len sondern die Integration auch in den 
Arbeitsmarkt Jahre dauern dürfte. 
Landrat Manfred Müller dankte insbeson­
dere Dr. Martin Klein vom Landkreistag 
NRW, der das Zahlenmaterial zur Verfü­
gung gestellt hatte. Der Paderborner Land­
rat brach zunächst die flüchtlingsbedingen 
Mehrkosten auf die Region runter. Nach­
zulesen ist das auf den Internetseiten des 
Kreises unter www.kreis-paderborn.de. 
Mit stark steigenden Kosten müsse für die 
(vor-)schulische Betreuung, Hilfeleistungen 
nach dem Sozialgesetzbuch XII (zum Bei­
spiel Hilfe zum Lebensunterhalt, zur Pfle­
ge, bei Krankheit, Schwangerschaft und 
Geburt…), bei den Integrationsleistungen 
oder auch in der Sozial- und Jugendarbeit 
gerechnet werden. 
Vor allem auch die Kosten für unbegleite­
te, minderjährige Flüchtlinge belasten die 

kommunalen Haushalte. Pro Kopf werden 
derzeit 3 000 Euro kalkuliert. Tendenz 
steigend: Denn ihre Unterbringung dürfte 
kostenintensiver werden, weil viele von 
ihnen derzeit noch provisorisch unterge­
bracht sind. Die Jugendämter gehen dabei 
in Vorleistung. Doch die Refinanzierung 
läuft nur schleppend. Beispiel Kreis Pader­
born: Die Kosten für die 125 unbegleite­
ten, minderjährigen Flüchtlinge belaufen 
sich auf 375.000 Euro pro Monat bezie­
hungsweise 4,5 Millionen Euro im Jahr. 
Bislang wurden 1,4 Millionen Euro seitens 
des Kreisjugendamtes (für 2015 und 2016) 
ausbezahlt. Erstattet wurden bislang ledig­
lich 41.000 Euro. Hinzu kommen die Per­
sonalkosten durch die Übernahme zusätz­
licher Aufgaben. Hier ist den Kreisen eine 
Verwaltungskostenpauschale zugesagt 
worden. Aber auch hier sei vor September 
nicht mit einer Erstattung zu rechnen. Und 
dann auch nur in Teilbeträgen. Die Bun­
despolitiker nahmen im Treffen mit, dass 
hier Abschlagszahlungen helfen könnten.  
Auch im Ennepe-Ruhr-Kreis fand ein Aus­
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und sind somit von uns aufzubringen“, so 
Schade.
Für den Ennepe-Ruhr-Kreis und seine Städ­
te wird in diesem Bereich mit einem Ausga­
benplus von drei Millionen Euro gerechnet. 
„Das können wir nicht leisten. Der Bund 
muss einen deutlich höheren Anteil der 
Kosten der Unterkunft, im Idealfall sogar 
alles, übernehmen“, machten die kommu­
nalen Vertreter den Bundestagsabgeord­
neten deutlich. Diese signalisierten, sich in 
Berlin und in den zuständigen Ministerien 
einsetzen zu wollen.
Alle Gesprächspartner bewerten die Auf­
nahme und vor allem die Integration der 
Flüchtlinge als langfristige Herausforde­
rung. Um sie erfolgreich bewältigen zu 
können, komme es neben ausreichenden 
finanziellen Mitteln vor allem auf enga­
gierte Bürger an. „Diese“, so der Tenor alle 
Teilnehmer, „gibt es an Ennepe und Ruhr 
erfreulicherweise in allen neun Städten in 
großer Anzahl.“
„Die Welt hat sich in Bewegung gesetzt“, 
brachte es ein Teilnehmer der Veranstal­
tung in Ostwestfalen-Lippe auf den Punkt. 
Derzeit könne niemand verlässlich progno­
stizieren, wie es weiter gehe. Deutschland 
habe es geschafft, innerhalb von sieben 
bis acht Monaten über eine Million Men­
schen aufzunehmen und zu versorgen. In 
so einer Lage sei der Erfahrungsaustausch 
auf kommunaler Ebene von hoher Bedeu­
tung. Mitglieder des Bundestages könnten 
die Sorgen und Nöte vor Ort direkt nach 
Berlin transportieren. 
Alle Teilnehmer waren sich einig, dass die 
Treffen regelmäßig fortgesetzt werden sol­
len.
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rungstragenden Landtagsfraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen erst im 
Dezember 2015 auf die Finanzierung der 
Flüchtlingsunterbringung für 2016 und 
2017 geeinigt hätten. Diesem Vertrag 
fühle sich das Land verpflichtet – „pacta 
sunt servanda“. In der Vereinbarung ist 
eindeutig geregelt, dass die Flüchtlingsmit­
tel auf der Grundlage des von den Kom­
munen gewünschten vorgezogenen Stich­
tages 1. Januar 2016 nach einem bestimm­
ten Schlüssel (90 Prozent Einwohner, 10 
Prozent Fläche) verteilt werden. 2017 wird 
dann auf eine personen- und monatsschar­
fe Finanzierung umgestellt. Ferner sieht die 
Vereinbarung vor, die tatsächlichen Flücht­
lingskosten im Zeitraum Juli 2016 bis Juni 
2017 durch Land und kommunale Spitzen­
verbände zu ermitteln, damit eine Neu­
justierung der Flüchtlingsmittel für 2018 
erfolgen kann.
Die anwesenden Landtagsabgeordneten 
stimmten mit den Hauptverwaltungsbe­
amten darin überein, dass das Anliegen der 
Kommunen nach Unterstützung bei den 
Kosten für Unterbringung und Betreuung 
von Flüchtlingen berechtigt sei. Flücht­
lingspolitik sei eine nationale Aufgabe 
aller drei politischen Ebenen – Kommunen, 
Länder und Bund. Der Bund stehe in der 
Pflicht, die Städte und Gemeinden bei den 
Kosten für Unterbringung und Betreuung 
noch in 2016 weitaus mehr zu unterstüt­
zen als bisher geplant.
Erhebliche Ausgaben erwarten die Bür­
germeister vor allem in den Fällen, in 
denen Asylbewerber anerkannt werden. 
„Geschieht dies, wird der Betroffene auto­
matisch zu einem Hartz IV-Empfänger. Für 
uns heißt das momentan: Drei Viertel der 
Kosten für Miete und Heizen landen beim 
Kreis und über die Umlage bei den Städten 

tausch der Bürgermeister der neun Städ­
te des Kreises mit den Bundestagsabge­
ordneten statt. Zu diesem hatte Landrat 
Olaf Schade eingeladen. Zielsetzung war 
es, Akteure aller Ebenen an einen Tisch 
zu holen, einen sachlichen Austausch auf 
den Weg zu bringen und miteinander statt 
übereinander zu sprechen.
Alle Beteiligten zeigten sich grundsätz­
lich über die aktuelle Atempause bei der 
Zuweisung weiterer Flüchtlinge erleichtert. 
Nach mehr als 4.300 Menschen im letzten 
Jahr verzeichneten die Städte von Januar 
bis April diesen Jahres erst 381 Zugänge. 
Dies dürfe, so die Bürgermeister, aber nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass die bereits 
vor der Flüchtlingsaufnahme in vielen 
Städten mehr als schlechte Haushaltslage 
durch die zusätzlichen Aufgaben und Aus­
gaben in weitere Schieflage geraten ist.
An die Adresse des Landes richteten die 
Bürgermeister daher den dringenden 
Appell, die Mittel bereits in diesem statt 
erst im nächsten Jahr an den tatsächlichen 
Flüchtlingszahlen in den Kommunen und 
nicht an Prognosen und Schlüsseln aus­
zurichten. Auf Grundlage der Vereinba­
rung zwischen dem Land und den kom­
munalen Spitzenverbänden erhalten die 
neun Städte die festgelegten 10.000 Euro 
pro Flüchtling 2016 für rund 3.500 Men­
schen. Tatsächlich lebten Mitte April aber 
bereits gut 4.600 Flüchtlinge an Ennepe 
und Ruhr. Diese Differenz bedeutet eine 
Finanzierungslücke von über 11 Millionen 
Euro. „Wird diese“, so die Bürgermeister, 
„erst 2017 und damit sehr zeitverzögert 
geschlossen, verlieren viele Städte im Kreis 
endgültig ihre Handlungsfähigkeit.“
Die anwesenden Landtagsabgeordneten 
wiesen darauf hin, dass sich die kommu­
nalen Spitzenvertretungen und die regie­

Der Kreis Paderborn wird zukünftig auch Asylanträge für den Kreis Lippe bearbeiteten. „Wir haben in Paderborn innerhalb weniger 
Wochen über 2 000 Asylanträge vorbereitet und an das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zur abschließenden Entscheidung 
weitergeleitet“, bilanziert Paderborns Landrat Manfred Müller. Spätestens Ende Juli soll der Berg komplett abgearbeitet sein. Frei 
werdende Kapazitäten würden sodann genutzt, um die Asylverfahren auch im Nachbarkreis zu beschleunigen. Das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) habe grünes Licht für die interkommunale Zusammenarbeit gegeben. „Ich freue mich, unsere 
guten nachbarschaftlichen Beziehungen nun auch auf dieser Ebene zu pflegen“, schreibt Müller an seinen Amtskollegen. Der Landrat 
des Kreises Lippe, Dr. Axel Lehmann, hatte Mitte Mai den Paderborner Landrat um Unterstützung gebeten, weil es auch dort für 
rund 2 600 Flüchtlinge nicht weitergehe. Zum Teil warteten diese bereits seit mehr als einem Jahr darauf, einen Antrag zu stellen. 
Die betroffenen Menschen, die bereits in den Kommunen leben, und die Flüchtlingsbetreuer würden immer ungeduldiger, was zu 
zunehmenden Unruhen vor Ort führe, so Lehmann.

Amtshilfe bei Asylverfahren

Landrat Manfred Müller hatte Anfang 
Mai in einem Schreiben an den Leiter 

des BAMF in Nürnberg vorgeschlagen, das 
Paderborner Pilotprojekt auf andere Kreise 
auszuweiten, um den „Druck vom Kessel“ 
zu nehmen. Sofern das nicht gewünscht 

sei, könnte der Kreis Paderborn zumin­
dest die Spitzen in den Nachbarkreisen 
abdecken. „Die Asylsuchenden brauchen 
Klarheit und Perspektiven“, betont Müller. 
Monatelang zu warten, ohne dass etwas 
geschehe, zermürbe alle Beteiligten. Das 

zeige auch das jüngste Beispiel in Mün­
ster. Dort demonstrierten Flüchtlinge zwei 
Tage lang wegen der schleppenden Asyl­
verfahren. „Wir haben hier in Paderborn 
Ruhe vor Ort“, bekräftigt Müller, weil die 
Betroffenen sehen, dass es weiter gehe. 
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Hintergrund:

Seit Mitte Februar bearbeiten sieben Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Auslän­
derbehörde des Kreises Paderborn für das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) die Asylanträge vor Ort. Die Per­
sonalien werden erfasst, die Umstände der 
Flucht erfragt und dokumentiert. Anschlie­
ßend erfolgt die erkennungsdienstliche 
Behandlung: Dazu werden die Fingerab­
drücke genommen und ein Foto erstellt. 
Die digitalisierte Akte wird im Anschluss 
dem BAMF zugeleitet, das die abschließen­
de Entscheidung über den Asylantrag trifft. 
Anfang des Jahres war der Berg an unbe­
arbeiteten Anträgen im Kreis Paderborn 
immer weiter angewachsen. Über 2000 
Flüchtlinge warteten bereits seit Monaten 
auf einen ersten Termin. In dieser Lage 
hatte der Landrat Hilfe angeboten. Seit­
dem kooperieren das BAMF und der Kreis 
Paderborn in Form einer Verwaltungsver­
einbarung, die bis Ende September termi­
niert 2016 ist. Das BAMF trägt die vollstän­
digen Personal- und Sachkosten.
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Kreis Lippe dann komplett zur Verfügung“, 
erläutert Temborius. Die Vereinbarung mit 
dem BAMF läuft bis Ende September 2016.
Landrat Manfred Müller bekräftigt noch 
einmal, dass die Einrichtung und Inbetrieb­
nahme der Asylantragsstelle in Paderborn 
dank der personellen und technischen 
Unterstützung des BAMF hervorragend 
funktioniere. 
Das Paderborner Modell zeige aus sei­
ner Sicht eindrucksvoll, dass dezentrale 
Strukturen funktionierten und die kurzen 
Wege vor Ort effektiv seien. Sobald die 
Entscheidung des BAMF getroffen und die 
Bleibeperspektive beschieden sei, beginne 
die Arbeit des Jobcenters Paderborn. Dazu 
zählten Sprachkurse, Eingliederungsmaß­
nahmen oder auch die Arbeitsvermittlung 
im Zusammenspiel mit der Agentur für 
Arbeit. „Die Integration der Menschen, 
die bleiben dürfen, ist eine Riesenaufgabe, 
die wir alle gemeinsam zu leisten haben. 
Das passiert nicht von heute auf morgen“, 
betont Müller. Integration brauche einen 
langen Atem. Auf der anderen Seite müs­
sten nun jene, die nicht bleiben könnten, 
konsequent zurückgeführt werden. Das 
System müsse auch in diese Richtung funk­
tionieren. 

Die beiden Landräte sind sich zudem einig, 
dass durch die Registrierung auch eine 
Sicherheitslücke geschlossen werde. Denn 
erst im Zuge der Asylantragsstellung werde 
die so genannte erkennungsdienstliche 
Behandlung durchgeführt.
Im Kreis Paderborn werden bis Mitte / Ende 
Juli noch rund 900 „eigene“ Asylanträge 
für das BAMF vorbereitet. Zunächst müs­
sen Dolmetscher für die jeweiligen Her­
kunftsländer organisiert werden. Für etwa 
700 Antragsteller reichen Dolmetscher, die 
arabische und kurdische Sprachen sowie 
jene aus Afghanistan beherrschen. Die 
verbleibenden 200 potenziellen Antrag­
steller stammen aus sehr differenzierten 
Sprachräumen. Der Leiter des Paderborner 
Kreisordnungsamtes, Herbert Temborius, 
sieht hier Synergieeffekte. Wenn die Dol­
metscher vor Ort seien, könnten Kommu­
nen ihre Menschen je nach Sprache zu den 
Terminen einladen. Circa 1.200 Flücht­
linge aus dem Kreis Lippe könnten nach 
einer ersten Einschätzung voraussichtlich 
in den kommenden Wochen ihren Antrag 
in Paderborn stellen. Personal müsse nicht 
aufgestockt werden. „Wir sind bis Mitte / 
Ende Juli mit unseren Anträgen durch. Die 
frei werdenden Kapazitäten stehen dem 

„Initiative Vielfalt und Zusammenhalt 
für Siegen-Wittgenstein“ ins Leben 
gerufen
Von Torsten Manges, Pressesprecher Kreis Siegen-
Wittgenstein

„In Siegen-Wittgenstein leben schon seit langer Zeit Menschen unterschiedlicher Herkunft, Kultur und Religion zusammen. Diese 
Vielfalt trägt zur Weiterentwicklung der Region für Wohlstand und Chancengleichheit für künftige Generationen bei.  Dennoch ist 
aktuell die Aufnahme und Integration der vielen Flüchtlinge eine enorme Herausforderung, der sich die Region jetzt stellen muss“, 
so Landrat Andreas Müller: „Viele Bürger wollen den Flüchtlingen helfen, sich positiv einbringen und sehen die Aufnahme der Zu-
wanderer und ihre Eingliederung in unsere Gesellschaft als Chance. Aber längst nicht alle – viele Bürger sind leider auch sehr verun-
sichert“, erläutert der Landrat. Vor diesem Hintergrund hat Andreas Müller jetzt einen Kreis von Personen initiiert, der gemeinsam 
dazu aufruft, „die Flüchtlings- und Einwanderungsdebatte sachlich und lösungsorientiert zu führen, statt öffentlich Vorurteile zu 
schüren oder taktische Interessen zu verfolgen.“ Zudem tritt der Initiatorenkreis dafür ein, „menschenfeindlichen Äußerungen und 
Handlungen entschieden entgegenzutreten“. 

Unter dem Namen „Initiative Vielfalt 
und Zusammenhalt für Siegen-Witt­

genstein“ versammeln sich neben dem 

Landrat elf weitere Persönlichkeiten ver­
schiedener Institutionen, Einrichtungen 
und Gesellschaftsbereichen des Kreises. 
Erste Gespräche, wie die menschenwür­
dige Aufnahme von Flüchtlingen, ihre 
Integration und die Verhinderung von 
sozialer, kultureller und gesellschaftlicher 
Spaltung durch die Politik, Wirtschaft und 
Gewerkschaften, Kirchen und Religionsge­
meinschaften, Organisationen der Wohl­
fahrtspflege und insbesondere die gesamte  
Zivilgesellschaft leistbar ist, haben bereits 
stattgefunden. Alle Initiatoren sind bereit, 
Verantwortung für die Bewältigung der 

großen Herausforderungen übernehmen. 
Ihre gemeinsamen Überzeugen sind in 
einem Leitpapier zusammengefasst, mit 
dem Ziel, nicht nur deutlich Position zu 
beziehen, sondern auch konkrete Maß­
nahmen und Projekte anzustoßen, die 
Vielfalt und Zusammenhalt der Gesell­
schaft fördern. 
Die Initiatoren wollen einem Auseinan­
derdriften der Gesellschaft entgegenwir­
ken: „Unterschiedliche gesellschaftliche 
Gruppen stehen sich zunehmend sprachlos 
gegenüber und der Dialog scheint abzu­
brechen. Wir möchten mit der „Initiative 

Logo der Initiative „Vielfalt und Zusam-
menhalt Siegen-Wittgenstein“.
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Zuwanderern und Flüchtlingen berichtet 
und die Aufgaben und Herausforderungen 
für die Zukunft skizziert hatten, erklärte 
Landrat Andreas Müller, er wünsche sich 
die Initiative als Netzwerk zum Austausch, 
als Sprachrohr, als Unterstützergremium 
für gute Ideen und vielleicht sogar als 
Ideenschmiede. Die Arbeit der Initiative sei 
langfristig angelegt und Ziel müsse es sein, 
allen, die dem friedlichen Miteinander vom 
Menschen unterschiedlicher kultureller 
und religiöser Prägungen skeptisch gegen­
über stehen, zu zeigen: „Es geht doch !“ 
Zu guter Letzt formulierte er daraus einen 
Arbeitsauftrag für die nächsten Schritte: 
Zum einen arbeitet das Kommunale Inte­
grationszentrum des Kreises daran, gute 
Beispiele für gelungene Integrationsarbeit 
aus allen Bereichen von Kultur über Schu­
le bis hin zum Sport zusammenzutragen, 
um diese dann breiter bekannt zu machen. 
Zum anderen wollen die Unterstützer der 
Initiative dauerhaft in Kontakt bleiben, um 
über ihre Aktivitäten zu berichten und auch 
die Unterstützung bei konkreten Projekten 
zu koordinieren. 
Wer an einer Mitarbeit in der „Initiative 
Vielfalt und Zusammenhalt für Siegen-
Wittgenstein“ interessiert ist, kann sich 
gerne auch bereits mit einem konkreten 
Beitragsvorschlag bei der Pressestelle des 
Kreises Siegen-Wittgenstein (Telefon 0271 
333-2308 oder per Mail an presse@siegen-
wittgenstein.de) melden. Dort gibt es dann 
auch weitere Informationen.

EILDIENST LKT NRW
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Ideen, Projekten und Maßnahmen einzu­
bringen. Alle gesellschaftlichen Bereiche, 
vom Spracherwerb über die Wohnungs­
suche, Betreuung und Bildung für Kinder, 
Integration in Vereine und das örtliche 
Leben bis hin zur Berufsausbildung und der 
Integration in den Arbeitsmarkt bedürfen 
kreative und lebensnahe Inputs, um aktiv 
auf die Neubürgerinnen und Neubürger 
zuzugehen, das Engagement beizube­
halten und zu verstetigen. Allen, die sich 
bereits in diesen Bereichen einsetzen, gilt 
der Dank des Initiatorenkreises! Dieses 
Engagement steht für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. Die ungebrochene Hilfs­
bereitschaft zeugt davon, dass Solidarität 
und Mitmenschlichkeit zu den prägenden 
Werten unserer Gesellschaft gehören. 
„Wir sind überzeugt, dass wir die großen 
Herausforderungen, vor denen wir ste­
hen, gemeinsam bewältigen können“, so 
die Initiatoren. „Die bisher ungebrochene 
Hilfsbereitschaft zeugt davon, dass Solida­
rität und Mitmenschlichkeit zu den prägen­
den Werten unserer Gesellschaft gehören. 
Je mehr Menschen sich mit ihren Erfahrun­
gen und Talenten einbringen, desto größer 
ist die Chance, dass auch künftige Genera­
tionen bei uns in Frieden und Wohlstand 
leben.“
Bei der Auftaktveranstaltung am 
24.05.2016, zu der über 60 Persönlichkei­
ten aus allen Lebensbereichen als Unter­
stützer anwesend waren, wurde noch ein­
mal deutlich, dass die Initiative vom breiten 
Engagement ganz vieler aus der Mitte der 
Gesellschaft lebt. Nachdem die Teilnehmer 
von ihren Erfahrungen in der Arbeit mit 

Vielfalt und Zusammenhalt für Siegen-
Wittgenstein“ diesem wichtigen Dialog 
einen neuen Anstoß geben und sind uns 
bewusst, dass das eine Marathonaufga­
be ist“, so der Landrat. Er betont, dass es 
nicht um Effekthascherei oder eine Einmal­
Aktion geht, sondern um eine werteorien­
tierte Haltung, einen offenen Diskurs und 
die Frage, welchen Beitrag jeder konkret 
leisten kann. „Hier bei uns im Kreis gibt 
es schon lange viele engagierte Bürger, 
die sich einbringen und die Flüchtlinge auf 
ihren ersten Wegen in einer für sie frem­
den Welt unterstützen. Menschen, die die 
Flüchtlinge mit offenen Herzen und voller 
Mitgefühl aufnehmen. Hierfür möchte ich 
mich auch an dieser Stelle noch einmal 
ganz herzlich bedanken!“, betont Andreas 
Müller: „Nur gemeinsam können wir eine 
gute und gelingende Integration der Men­
schen erreichen, die vor Krieg, Terror, 
Angst, Leid und Hunger zu uns geflohen 
sind. Und dafür steht auch unsere gemein­
same Initiative.“ Ziel der Initiative ist es, 
die Würde jedes einzelnen Menschen zu 
schützen und sich mit vereinten Kräften für 
Weltoffenheit, Solidarität, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit in Siegen-Wittgenstein 
zu engagieren – so steht es im gemeinsa­
men Leitpapier der Initiatoren.
Mit der Veröffentlichung des Leitpapieres 
ruft der Initiatorenkreis dazu auf, für Viel­
falt und Zusammenhalt in Siegen-Wittgen­
stein einzustehen. Politik und Kommunen, 
Wirtschaft und Gewerkschaften, Kirchen 
und Religionsgemeinschaften, Organisa­
tionen der Wohlfahrtspflege, Verbände 
und Vereine sind eingeladen, sich mit ihren 

Medien-Spektrum: Aktuelle Pressemitteilungen

NRW investiert 124 Millio­
nen Euro in  den Brand- und 
Katastrophenschutz

Innenminister Ralf Jäger und 
kommunale Spitzenverbän­
de verständigen sich auf 
umfangreiches Investitions­
paket

Gemeinsame Pressemitteilung von Mini-
sterium für Inneres und Kommunales 
NRW, Städtetag NRW, Landkreistag NRW 
und Städte- und Gemeindebund NRW 
vom 17. Mai 2016

NRW investiert in den nächsten sieben 
Jahren insgesamt 124 Millionen Euro in 
den Brand- und Katastrophenschutz. Dar­

auf haben sich Innenminister Ralf Jäger 
und die kommunalen Spitzenverbände 
verständigt. „Der Klimawandel wird zu 
mehr Stürmen, Starkregen und Hochwas­
ser führen. Darauf bereiten wir uns vor“, 
sagte Innenminister Ralf Jäger. „Für sol­
che Ereignisse müssen geeignete Geräte 
und Ausrüstungen neu angeschafft wer­
den“, so der stellvertretende Geschäfts­
führer des Städtetages NRW, Helmut 
Dedy, und die Hauptgeschäftsführer Dr. 
Martin Klein, Landkreistag NRW, und 
Dr. Bernd Jürgen Schneider, Städte- und 
Gemeindebund NRW.
Die modularen Konzepte für den Kata­
strophenschutz in NRW haben sich in vie­
len Einsätzen, zum Beispiel bei Chemieun­
fällen, der Versorgung vieler Verletzter 
oder dem Pfingststurm „Ela“ hervorra­

gend bewährt. „Dieses hohe Niveau gilt 
es zu halten“, so Jäger. Die Katastrophen­
schutzbehörden müssen für Lagen mit 
großflächigem Stromausfall und speziellen 
Gefahren am Chemiestandort NRW aber 
noch besser ausgerüstet werden. „Dieser 
Notwendigkeit kommt der Katastrophen­
schutz in Nordrhein-Westfalen mit dem 
Investitionspaket nach und ist damit bun­
desweit vorbildlich“, so Dedy, Klein und 
Schneider.
Ein Schwerpunkt des Investitionspakets 
sind deshalb zwei neuartige Systeme: Ein 
Multifunktionssystem, mit dem bei Natur­
ereignissen Notstrom, Wärme und Licht 
erzeugt werden kann. Und ein Hochlei­
stungswassersystem, mit dem große Was­
sermengen bei Hochwasserlagen oder 
Großbränden befördert werden können. 
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In einem Pilotprojekt wird je ein Gerät 
zunächst in den fünf Regierungsbezirken 
Düsseldorf, Köln, Münster, Detmold und 
Arnsberg sowie beim Institut der Feuer­
wehr erprobt. Bei Erfolg dieser Piloten 
werden bedarfsgerecht weitere Geräten 
beschafft.
Minister Jäger und die kommunalen 
Spitzenverbände betonten gemeinsam: 
„Jeder Cent des Investitionspakets dient 
der Sicherheit der Menschen in NRW“. 
Das Land kauft außerdem 108 Löschfahr­
zeuge. Sie dienen bei atomaren, biologi­
schen oder chemischen Gefahren dazu, 
Verletzte zu dekontaminieren und können 
zugleich im Brandschutz der Kommu­
nen eingesetzt werden. Durch acht neue 
Löschboote wird der Brandschutz auf dem 
Rhein nachhaltig gestärkt. 
Über 15 Millionen Euro fließen außer­
dem als Fördermittel an die Kommunen. 
Das Geld wird dazu genutzt, die Kom­
munen bei ihren Aufgaben zur Warnung 
der Bevölkerung zu unterstützen und 
ihre Leitstellen für den Digitalfunk aufzu­
rüsten.

Kommunale Spitzenverbände 
fordern von NRW-Verfas­
sungskommission:

Kommunale Finanzaus­
stattung sichern – weiteren 
Schutz der Kommunen in 
Landesverfassung verankern

Presseerklärung vom 1. Juni 2016

„Die Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
benötigen dringend eine sichere Finanz­
ausstattung und mehr Schutz durch die 
Landesverfassung“, lautet die Forderung 
der Hauptgeschäftsführer von Städte­
tag NRW, Helmut Dedy, Landkreistag 
NRW, Dr. Martin Klein, und Städte- und 
Gemeindebund NRW, Dr. Bernd Jürgen 
Schneider, an den Landtag: „Wir appellie­
ren eindringlich an die Verfassungskom­
mission und die Fraktionen, auch wesent­
liche kommunale Anliegen aufzugreifen, 
die in der Kommission bisher fast über­
haupt nicht behandelt wurden“.
Hintergrund der deutlichen Kritik ist der 
Verlauf der Beratungen in der Verfas­
sungskommission. Dieses Gremium wurde 
im Jahr 2013 vom Landtag eingesetzt, um 
die Verfassung des Landes NRW zu über­
prüfen und Vorschläge für eine moderne, 
zukunftsfähige Verfassung zu erarbeiten. 
Erklärtes Ziel war auch die Weiterentwick­
lung der kommunalen Selbstverwaltung in 
der Landesverfassung. Vor der Sommer­

pause sind nun abschließende Ergebnisse 
der Verfassungskommission zu erwarten.
Um die kommunale Selbstverwaltung zu 
festigen und weiterzuentwickeln, hatten 
die Kommunen konkrete Forderungen 
formuliert und an die Kommission gerich­
tet. Dazu gehörte der bessere Schutz der 
kommunalen Finanzausstattung vor dem 
Hintergrund der Einführung der Schul­
denbremse. Die kommunalen Spitzen­
verbände befürchten eine Konsolidierung 
des Landeshaushaltes auf dem Rücken 
der Kommunen. Diese Gefahr kann nach 
Auffassung der kommunalen Spitzenver­
bände nur ausgeräumt werden, wenn 
eine finanzielle Mindestausstattung für 
die Kommunen in der Landesverfassung 
abgesichert wird.
Eine weitere Forderung der Kommunen ist, 
dass der Landtag eine vom Verfassungs­
gerichtshof NRW attestierte Schutzlücke 
schließen soll, die zulasten der Kommunen 
geht und derzeit in der Landesverfassung 
besteht: Dabei geht es konkret um Auf­
gaben, die der Bund neu beschließt und 
die anschließend von den Kommunen 
ausgeführt werden sollen. Die Kommu­
nen haben bei ihnen vom Land übertra­
genen Aufgaben nach der Landesverfas­
sung einen Anspruch gegen das Land auf 
Ausgleich der Aufwendungen, die durch 
die neue Aufgabe entstehen. Diese Aus­
gleichspflicht nach dem Grundsatz „Wer 
bestellt, bezahlt“ wurde im Jahr 2004 als 
sogenanntes Konnexitätsprinzip in die 
Landesverfassung aufgenommen. Anders 
ist es allerdings nach der Rechtsprechung 
des Verfassungsgerichtshofs NRW, wenn 
der Bund bereits an die Kommunen über­
tragene Aufgaben lediglich verändert, das 
Land aber untätig bleibt und keine wei­
teren Regelungen mehr trifft. In diesen 
Fällen bekommen die Kommunen keinen 
Ausgleich, sondern müssen den eigenen 
Haushalt damit belasten. Der Schutz, den 
die Verfassung den Kommunen gewährt, 
ist damit lückenhaft. Das widerspricht 
auch der klaren Zielsetzung der Föderalis­
musreform aus dem Jahre 2006, wonach 
die Kommunen gerade keine Mehrbe­
lastungen bei Bundesrechtsänderungen 
mehr treffen sollten, sondern ihnen durch 
das jeweils in den Ländern verankerte 
Konnexitätsprinzip ein umfassender Aus­
gleich sicher sein sollte.
Der Verfassungsgerichtshof NRW hatte 
diese Schutzlücke in einem Urteil vom 
Dezember 2014 bestätigt, gleichzeitig 
aber deutlich hervorgehoben, dass es 
Aufgabe des Landtages sei, sie zu schlie­
ßen. Trotz entsprechender Forderung der 
Kommunen hat die Verfassungskommis­
sion das Problem nicht aufgegriffen. 

Damit bleiben die Kommunen auf den 
Kosten sitzen, die ihnen durch die Schutz­
lücke entstehen.
Darüber hinaus haben die kommunalen 
Spitzenverbände weitere Themen bei der 
Verfassungskommission eingebracht (vgl. 
Hintergrund). Bislang wurde keiner der 
Vorschläge berücksichtigt. Für die Kom­
munen ist das nicht akzeptabel. „Die bis­
herigen Ergebnisse reichen aus kommu­
naler Sicht nicht aus und wir halten wei­
terhin an unseren Forderungen fest“, so 
Dedy, Klein und Schneider. „Die Verfas­
sungskommission hat einen klaren, selbst 
gesetzten Auftrag. Dieser erfordert eine 
ernsthafte Auseinandersetzung mit den 
kommunalen Vorschlägen.“
Zum Hintergrund: Die kommunalen Spit­
zenverbände haben im Rahmen ihrer 
beratenden Tätigkeit in der Verfassungs­
kommission folgende Forderungen und 
Vorschläge eingebracht:
−	 Schutz der Kommunen bei der Umset­
zung der Schuldenbremse im Land NRW; 
Streichung des Leistungsfähigkeitsvorbe­
halts zugunsten des Landes in Art. 79 Satz 
2 Landesverfassung
−	 Weiterentwicklung des Konnexitäts­
prinzips in Art. 78 Abs. 3 Landesverfas­
sung: Einbeziehung bundes- und europa­
rechtlich übertragener Aufgaben in den 
Schutzbereich des Konnexitätsprinzips; 
Geltung auch für Verwaltungsvorschriften 
oder Richtlinien des Landes; Anpassung 
des Belastungsausgleichs mit Rückwir­
kung bei nachträglicher Abweichung der 
tatsächlichen Kostenentwicklung von der 
Kostenfolgeabschätzung; Schaffung eines 
nachgelagerten Kostenermittlungsverfah­
rens sowie Möglichkeit zur Verlängerung 
der Jahresfrist zur Erhebung einer Kom­
munalverfassungsbeschwerde
−	 Verankerung der Beteiligungsrechte 
der kommunalen Spitzenverbände bei 
kommunalrelevanten Rechtsetzungsvor­
haben in der Landesverfassung (bisher nur 
in den Geschäftsordnungen von Landtag 
und Landesregierung geregelt).

Flüchtlinge sollen gleich­
mäßig verteilt werden

Presseerklärung vom 2. Juni 2016

Grundsätzlich positiv sieht der Landkreis­
tag Nordrhein-Westfalen (LKT NRW) den 
Referentenentwurf zum neuen Bundes­
Integrationsgesetz. Nachgebessert wer­
den muss nach Ansicht des kommunalen 
Spitzenverbandes bei der Auflage für den 
Wohnsitz sowie bei Binnenverteilung der 
Flüchtlinge. Dafür sprachen sich die Ver­
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treter des Sozial- und Jugendausschusses 
bei ihrer jüngsten Sitzung aus.
„Wenn Integration gelingen soll, brau­
chen wir eine gleichmäßige Verteilung der 
Flüchtlinge“, so der Ausschussvorsitzende 
Landrat Cay Süberkrüb, Kreis Reckling­
hausen. Über 400 Kreise und kreisfreie 
Städte gibt es in Deutschland. Die eine 
Hälfte der Flüchtlinge aus den acht wich­
tigsten nichteuropäischen Aufnahmelän­
dern wurde 44 Kreisen und kreisfreien 
Städten zugewiesen, die andere Hälfte 
verteilt sich auf den großen Rest des Lan­
des.
Die Mitglieder des Sozial- und Jugend­
ausschusses pochen deshalb auf Ände­
rungen im Referentenentwurf. Die darin 
vorgesehene Wohnsitzauflage sei so 
konzipiert, dass der Verpflichtete auch in 
jedem anderen Zuständigkeitsbereich eine 
Wohnung nehmen könne. „Das ist nicht 
praktikabel“, betont auch Süberkrüb, „wir 
wollen gerade eine ungesteuerte Weiter­
entwicklung der Situation vermeiden.“
Deshalb setzt sich der Verband für eine 
Residenzpflicht für anerkannte Asylbe­
werber ein. Ein Wohnsitzwechsel soll 
möglich sein, falls der Bewerber einen 
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz in einem 
anderen Kreis oder einer kreisfreien Stadt 
nachweisen kann.
Eine zweite Kernforderung: Die Verwal­
tungsverfahren und die Verteilungsme­
chanismen innerhalb der Bundesländer 
sollten vollständig diesen überlassen wer­
den. Sollte es bei den derzeit angestreb­
ten Änderungen im Aufenthaltsgesetz 
bleiben, die etwa die sprachliche Entwick­
lung der Flüchtlinge oder die Aussicht auf 
Ausbildung oder Beschäftigung auf Bun­
desebene mit einbeziehen – befürchtet 
der LKT NRW als Konsequenz viele Ein­
zelfallentscheidungen. „Das gilt es drin­
gend zu vermeiden. Diese Absätze sollten 

den Ländern überlassen werden“, betont 
Süberkrüb.
Zudem spricht sich der Spitzenverband 
dafür aus, einen rechtssicheren Vertei­
lungsmechanismus anzuwenden, der auch 
Wirtschafts- und Beschäftigungsstärke 
miteinbezieht. Der aktuell verwendete 
Schlüssel sei nach der Genfer Konvention 
für dauerhafte Fälle nicht vorgesehen.
Ende Mai hat das Bundeskabinett bei 
einer Klausur in Meseberg über den Ent­
wurf des neuen „Integrationsgesetzes“ 
beraten. Bei einer wenig später stattfin­
denden Konferenz könnte der Entwurf 
mit den Ministerpräsidenten abgestimmt 
werden. Die Einbringung in den Bundes­
tag ist kurzfristig zu erwarten, so dass ein 
Inkrafttreten schon zum 1. Juli oder 1. 
August 2016 möglich ist.

NRW-Landrätekonferenz in 
Berlin: NRW-Landräte for­
dern Ausgleich der Integrati­
onskosten für Flüchtlinge

Medieninformation vom 10. Juni 2016

Berlin/Düsseldorf – Die faire Verteilung 
der Kostenlast für die Integration der 
Flüchtlinge zwischen Kommunen, Län­
dern und Bund stand im Mittelpunkt der 
NRW-Landrätekonferenz in Berlin.
„Integration erfolgt vor Ort und belastet 
daher vor allem die Kommunen. Das müs­
sen Bund und Land anerkennen und für 
eine entsprechende Finanzausstattung 
sorgen“, so der Präsident des Landkreista­
ges NRW, Landrat Thomas Hendele (Kreis 
Mettmann).
Einmal jährlich treffen sich die NRW-
Landräte in Berlin und suchen dort das 
direkte Gespräch mit Bundespolitikern, 
um gemeinsam mit ihnen Probleme und 

Lösungswege bundesweiter kommu­
nalrelevanter Themen zu erörtern und 
den kommunalen Positionen Nachdruck 
zu verleihen. Beim diesjährigen Treffen 
im Bundesinnenministerium und dem 
Bundeskanzleramt standen der Entwurf 
für das neue Integrationsgesetz und 
die Verteilung der Integrationskosten 
für Flüchtlinge im Fokus der Gespräche 
mit Kanzleramtsminister Peter Altmaier, 
Bundesinnenminister Thomas de Mai­
zière, Bundesarbeits- und sozialministerin 
Andrea Nahles sowie dem Staatssekre­
tär im Bundesfinanzministerium, Werner 
Gatzer. Weitere Gesprächspartner waren 
die Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/
Die Grünen im Bundestag, Katrin Göring-
Eckardt, und der Parlamentarische Staats­
sekretär beim Bundesinnenminister, Dr. 
Günter Krings.

Der Landkreistag NRW begrüßt prinzipi­
ell das von der Großen Koalition geplan­
te Integrationsgesetz. Für die Umsetzung 
brauchen die Kommunen aber mehr 
Unterstützung. Denn sie leisten den Groß­
teil der Integrationsarbeit, von der Bildung 
über die Integration in den Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt bis zur Kinderbetreuung. 
Durch die Wahrnehmung dieser langfristi­
gen und gesamtgesellschaftlichen Aufga­
be entstehen vor Ort hohe Kosten. Dies 
gilt im besonderen Maße, da die Kreise 
und kreisfreien Städte auch den größten 
Teil der Wohnungskosten nach dem SGB 
II (Hartz IV) übernehmen müssen und 
aktuell immer mehr Flüchtlinge aus dem 
Asylbewerberleistungsgesetz in das SGB 
II übergehen. „Mit diesen Belastungen 
dürfen die Kreise nicht alleingelassen wer­
den“, betonte Präsident Hendele.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 6/Juni 2016    00.10.03.2

Kurznachrichten

Allgemeines
„Welcome to North Rhine 
Westphalia“ – Neue App der 
Landesregierung NRW 
Über eine Millionen Menschen kamen im 
vergangen Jahr als Asylsuchende nach 
Deutschland. Rund 330.000 sind zunächst 
nach Nordrhein-Westfalen gekommen. 
Um diese Menschen bei der Orientierung 
zu unterstützen, hat die Landesregierung 
die App „Welcome to North Rhine West­
phalia“ erstellt. Sie ist eine Gemeinschafts­

produktion des Landes mit Jugendlichen, 
die ihre Freizeit nutzen, um ein nützliches 
Hilfsangebot für Flüchtlinge zu entwickeln.
Die App möchte die Flüchtlinge dabei 
unterstützen, die große Herausforderung 
zu meistern, sich in einem neuen Land in 
eine ihnen fremde Gesellschaft einzufügen 
und sich in ihr zurechtzufinden. 
Dabei bedient sie sich eines vielfältigen 
Fragen-und Antworten-Katalogs, der sich 
auf das Ankommen, das Asylverfahren 
und das Leben in Nordrhein-Westfalen 
erstreckt. Die App bietet Informationen 
zum Asylverfahren, die politische und 

rechtliche Ordnung im Land Nordrhein-
Westfalen sowie praktische Tipps zum Bei­
spiel für die Bereiche Wohnen und Sport. 
Mit Hilfe einer interaktiven Karte können 
sich die Flüchtlinge über ihren Aufenthalts­
ort informieren und Kontakte für Ärzte, 
Jugendämter oder Kinderbetreuungsein­
richtungen abrufen.
Um möglichst viele Flüchtlinge auf das 
Hilfsangebot hinzuweisen, bittet die Lan­
desregierung, auf Internetseiten und ande­
ren Kommunikationskanälen über die neue 
App zu informieren. Zu diesem Zweck kön­
nen Online-Banner zur App unter www.wel­
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Überwachung stehen. Damit ist garantiert, 
dass geltende Standards beachtet werden. 
Aufgeführt sind sowohl Bio-Betriebe als 
auch Landwirte, die konventionell wirt­
schaften. Die Bandbreite der angebotenen 
Produkte reicht von Eiern, Gemüse, Kar­
toffeln und Honig über Fleisch und Wurst 
bis hin zu Nudeln.
Auf der Internetseite kann nach Produk­
ten und ihren Anbietern im gesamten 
Kreisgebiet oder auch in einzelnen Kom­
munen gesucht werden. Klickt man dann 
einen Direktvermarkter an, erhält man 
auch Informationen über weitere Pro­
dukte dieses Anbieters, kann ihn kontak­
tieren oder sich den Weg zu ihm anzei­
gen lassen. Möchte man auf einen Blick 
wissen, in welcher Kommune es welche 
Direktvermarkter gibt, erfährt man dies 
auf einer interaktiven Karte. Dort sind die 
Direktvermarkter mit ihren Kontaktdaten 
hinterlegt. Darüber hinaus enthält das 
neue Internetangebot unter der Über­
schrift „Aus Leidenschaft“ eine Rubrik mit 
Geschichten über Direktvermarkter aus 
der Region. Dort wird über die Motivation 
der Direktvermarkter, über das Leben auf 
dem Hof oder die Herstellung von Pro­
dukten berichtet. Diese Rubrik wird stän­
dig ergänzt.
Eine Direktvermarktung ist rechtlich nur 
möglich nach vorheriger Kontaktaufnah­
me mit dem Veterinär- und Lebensmit­
telüberwachungsamt. Sollten Betriebe 
ein Interesse an der Darstellung ihres 
Angebotes auf der Webseite des Kreises 
Siegen-Wittgenstein haben, können sie 
sich bei Anke Winkler, Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsamt (E-Mail: 
a.winkler@siegen-wittgenstein.de, Tele­
fon: 0271 333-2865), als Direktvermark­
ter registrieren lassen.
Die Erstellung einer Übersicht von Direkt­
vermarktern im Internet ist eine Maßnah­
me aus dem Regionalen Entwicklungs­
konzept (REK) des Kreises Siegen-Witt­
genstein. Damit soll mehr Transparenz 
über regionale Anbieter und ihre Produkte 
hergestellt werden.
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Arbeit und Soziales

Expertise des MAIS  
zur Lebenssituation älterer 
Menschen mit lebenslanger 
Behinderung
Das Ministerium für Arbeit, Integrati­
on und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen (MAIS) hat eine Expertise 
zur Lebenssituation älterer Menschen 

nimmt der Kreis Paderborn die Kosten. 
Bis auf die einmalige Anmeldung ist KAT­
WARN für die Bürgerinnen und Bürger 
kostenlos. Und: Die registrierten Postleit­
zahlen, Telefonnummern für die SMS und 
gegebenenfalls E-Mail-Adressen werden 
an getrennten Orten gespeichert und 
können aufgrund der anonymen Anmel­
dung keiner Person zugeordnet werden. 
Die Ortungsfunktion der Smartphone-
Apps führt keine Historie. Kurzum: Der 
Datenschutz ist gewährleistet. 
Alle KATWARN-Warnungen sind post­
leitzahlengenau und enthalten wichtige 
Verhaltenshinweise. Zum Beispiel: „Bom­
benfund – Warnung der Feuerwehr, 
gültig ab sofort, für PLZ xyz, öffentliche 
Plätze verlassen, Fenster geschlossen hal­
ten.“ Zusätzlich erhalten Nutzer der KAT­
WARN-App deutschlandweite Warnun­
gen über „extreme Unwetter“ durch den 
Deutschen Wetterdienst (DWD). Mehr 
Infos unter www.kreis-paderborn.de.
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Homepage des Kreises 
Siegen-Wittgenstein bietet 
Übersicht über heimische 
Direktvermarkter von 
Lebensmitteln
Lebensmittel aus der eigenen Region lie­
gen immer mehr im Trend. Die Verbrau­
cher interessieren sich für landwirtschaft­
liche Betriebe, die in ihrer Nähe sind, bei 
denen man mal eben vorbei schauen 
könnte, und sie schätzen den nachhal­
tigen Umgang mit der Natur und den 
Tieren. Dieser Trend wurde durch die 
Lebensmittelskandale vergangener Jahre 
verstärkt. Auch in Siegen-Wittgenstein 
kaufen deshalb immer mehr Menschen 
Lebensmittel von heimischen Erzeugern. 
Manche Supermärkte haben entsprechen­
de Artikel inzwischen in ihr Sortiment auf­
genommen. Darüber hinaus bieten etliche 
Landwirte, als Direktvermarkter, ihre Pro­
dukte aber auch auf ihrem Hof an.
Der Kreis Siegen-Wittgenstein hat eine 
Übersicht über regionale Produkte und 
ihre Erzeuger erstellt und unter www.sie­
gen-wittgenstein.de veröffentlicht. Land­
rat Andreas Müller und Jutta Capito, selbst 
Landwirtin und Vorsitzende des Ausschus­
ses für Umwelt, Land- und Forstwirtschaft 
des Kreises, haben die Seite jetzt offiziell 
vorgestellt und freuen sich über dieses 
neue regionale Serviceangebot für die 
Menschen in Siegen-Wittgenstein.
Eingetragen sind ausschließlich Betriebe, 
die als Direktvermarkter beim Veterinär- 
und Lebensmittelüberwachungsamt des 
Kreises registriert sind und dort in der 

come-to.nrw/ueber-uns heruntergeladen 
werden, um auf die Seite www.welcome- 
to.nrw/app zu verlinken.    
Ferner steht das Landespresse- und Infor­
mationsamt in der Staatskanzlei unter 
0211/837-1637 oder info@welcome-to.
nrw für Anfragen sowie zum Abruf von 
Postern und Flyern zu Verfügung.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 6/Juni 2016    13.60.10

Besser und schneller infor­
miert sein: KATWARN schickt 
auch Unwetterwarnungen 
direkt aufs Handy
Das kommmunale Warnsystem KAT­
WARN warnt Menschen in Gefahrensi­
tuationen ortsgenau auf ihr Mobiltelefon. 
Dazu zählen auch Unwettermeldungen. 
Im Kreis Paderborn können sich die Bür­
gerinnen und Bürger seit Mai 2013 sol­
che Warnungen kostenlos auf ihr Handy 
schicken lassen. KATWARN warnt jedoch 
nicht nur sondern gibt auch Hinweise, was 
in dieser Situation zu tun ist. Gewarnt und 
informiert werden kann jedoch nur, wer 
angemeldet ist. 
In den letzten Wochen wurden Unwet­
terwarnungen herausgegeben. Landrat 
Manfred Müller nimmt das Wetterge­
schehen zum Anlass, den Bürgerinnen und 
Bürgern des Kreises Paderborn erneut zu 
empfehlen, sich für KATWARN anzumel­
den. Das System wurde als Ergänzung zu 
Rundfunk, Sirenen und Lautsprecher ein­
geführt. Die Anmeldung ist denkbar ein­
fach. So funktioniert`s: 
Anmeldung 
Die KATWARN App steht kostenlos zur 
Verfügung:
•	 iPhone im App Store
•	 Android Phone im Google Play Store
•	 Windows Phone im Windows Store
Alternativ bietet KATWARN kostenlose 
Warnungen auch per SMS/E-Mail zum 
Gebiet einer registrierten Postleizahl. SMS 
an Servicenummer 0163 – 755 88 42: 
„KATWARN 12345 mustermann@mail.
de“ (für Postleizahl 12345 und optional 
E-Mail).
Hintergrund: 
Entwickelt wurde KATWARN von den For­
schern des Fraunhofer-Instituts FOKUS, 
die das System bereits in Städten wie 
Berlin und Hamburg und einigen Land­
kreisen Nordrhein-Westfalens erfolgreich 
eingeführt haben. Die technische Platt­
form stellt die Westfälische Provinzial Ver­
sicherung gemeinsam mit dem Verband 
öffentlicher Versicherer und der Combi­
Risk GmbH kostenlos zur Verfügung. Für 
die Einführung und den Betrieb sowie für 
das Versenden der Kurznachrichten über­
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Familie, Kinder und
Jugend

Neuer Ferienfreizeitkalender 
2016 des Rhein-Sieg-Kreises 
geht an den Start! 
Die Ferienplanung 2016 geht in die heiße 
Phase. Viele Familien sind auf der Suche 
nach passenden Ferienfreizeiten für ihre 
Kinder. Hier kann der Ferienfreizeitkalen­
der des Rhein-Sieg-Kreises weiterhelfen.
Jetzt sind die gemeinnützigen Träger 
aufgerufen, ihre Ferienfreizeiten, offene 
Freizeiten, Stadtranderholungen, Sprach­
reisen und ähnliche Freizeitangebote in 
den Kalender einzustellen. Hierzu muss 
ein Formular mit den Veranstaltungsdaten 
sowie einem kurzen Profil der Ferienfrei­
zeit ausgefüllt werden.
Das Formular ist im Internet auf den Sei­
ten des Rhein-Sieg-Kreises unter dem 
Kurz-Link www.rhein-sieg-kreis.de/feri­
enfreizeitkalender/formular herunterzu­
laden; der Ferienfreizeitkalender selbst 
ist unter www.rhein-sieg-kreis.de/ferien­
freizeitkalender zu finden. Ausgefüllt wird 
das Formular an die Redaktion des Ferien­
freizeitkalenders geschickt entweder per 
E-Mail an FerienFreizeitKalender@rhein-
sieg-kreis.de, per Fax 02241/13-3187 
oder aber auf dem Postweg an das Kreis­
jugendamt des Rhein-Sieg-Kreises, – Der 
Landrat –, Stefan Biermann,  Kaiser-Wil­
helm-Platz 1, 53721 Siegburg. Bei Rück­
fragen wenden sich Interessierte ebenfalls 
an Stefan Biermann, Telefon 02241/13-
3395. Die Aufnahme in den Kalender ist 
kostenlos.  
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Gesundheit

„MUT-Tour – Raus aus der 
Depression“ im Kreis Siegen-
Wittgenstein
Die Depression ist in den Industrieländern 
die häufigste chronische Krankheit – mit 
steigender Tendenz. Bekannte Beispie­
le gibt es dafür viele. Leider werden die 
therapeutischen Möglichkeiten oft aus 
Unkenntnis, Angst vor sozialer Stigmati­
sierung oder langen Wartezeiten auf einen 
Therapieplatz nur unzureichend genutzt. 
Das Bündnis gegen Depression, ein bun­
desweit spendenfinanzierter Zusammen­
schluss im psychosozialen Bereich Tätiger 
und Interessierter, möchte informieren, 
Ängste abbauen und Barrieren verringern. 
Gemeinsam mit seinen Partnern lädt das 

regionen Höxter (Bruttomonatsverdienst: 
2 700 Euro; Kaitz-Index: 54 Prozent), 
Heinsberg (2 900 Euro; 50 Prozent) sowie 
Borken und Olpe (beide jeweils 3 000 
Euro; 49 Prozent) gehörten im April 
2014 zu den von den Auswirkungen des  
Mindestlohns am stärksten betroffenen 
Regionen im Land. Die Arbeitsmarkt­
regionen Leverkusen und Düsseldorf 
(beide jeweils Bruttomonatsverdienst: 
4 100 Euro; Kaitz-Index: 36 Prozent) sowie 
Krefeld (3 900 Euro; 38 Prozent) und Köln 
(3 800 Euro; 39 Prozent) waren hingegen 
die landesweit am wenigsten betroffenen 
Regionen. 
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Pflege- und Wohnberatung 
des Kreises Coesfeld legt  
Jahresbericht vor  
Immer mehr Familien im Kreisgebiet sehen 
sich mit einer Pflegesituation konfron­
tiert und wenden sich an die Pflege- und 
Wohnberatung des Kreises Coesfeld. Dies 
geht aus dem aktuell vorgelegten Jah­
resbericht hervor. Die Mitarbeiterinnen 
beantworteten im Jahr 2015 insgesamt 
1 308 Anfragen zum Thema Pflege und 
nahmen 484 Wohnberatungen vor. 
In mehr als der Hälfte der Fälle wenden 
sich die Bürgerinnen und Bürger an die 
Beratungsstelle, bevor eine Pflegestufe 
beantragt wird. „Das ist ein guter Zeit­
punkt“, erklärt Karin Buddendick, Mitar­
beiterin der Pflege- und Wohnberatung, 
„wir können dann frühzeitig mit den 
Familien überlegen, welche entlastenden 
Hilfen für die konkrete Familiensitua­
tion unterstützend sind.“ Die Zahlen der 
Wohnberatung machen noch einen wei­
teren Trend deutlich: Der Anteil der allein­
lebenden Personen ist von 22 Prozent auf 
28 Prozent angestiegen.
Landrat Dr. Christian Schulze Pellengahr 
unterstreicht die Bedeutung der Einfüh­
rung der neuen Pflegegrade zum 1. Januar 
2017: „Dieses Verfahren wird der großen 
Gruppe der dementiell erkrankten Perso­
nen den Zugang zu den Leistungen der 
Pflegeversicherung erleichtern.“ Und er 
fordert alle von Pflegbedürftigkeit betrof­
fenen Bürgerinnen und Bürger im Kreis 
Coesfeld auf: „Zögern Sie nicht, unser 
Beratungsangebot zu nutzen.“
Der Jahresbericht der Pflege- und Wohn­
beratung steht auf der Homepage der 
Pflege- und Wohnberatung unter http://
menschen-und-pflege.kreis-coesfeld.de/ 
zum Download bereit.
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mit lebenslanger Behinderung in Nord-
rhein-Westfalen herausgeben. Die von 
der Katholischen Hochschule Nordrhein-
Westfalen aus wissenschaftlicher Sicht 
erstellte Publikation möchte Anregungen 
für eine verstärkte Auseinandersetzung 
mit dem Thema „Alter und Behinderung“ 
geben und für dieses Handlungsfeld sen­
sibilisieren. Die Expertise versteht sich 
als Impulsgeber für eine an Teilhabe und 
Inklusion älterer Menschen mit Behinde­
rungen ausgerichtete Handlungsstrategie. 
Sie kann über die Internetseite des MAIS 
unter https://broschueren.nordrhein­
westfalendirekt.de/broschuerenservice/
mais/die-lebenssituation-aelterer-men­
schen-mit-lebenslanger-behinderung-
in-nrw/2125 in gedruckter Form bestellt 
oder als barrierefreies PDF-Dokument 
abgerufen werden.
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Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in NRW waren 
2014 im Ländervergleich  
mäßig vom Mindestlohn 
betroffen 
Bei einem gesetzlichen Mindestlohn 
von 8,50 Euro je Stunde errechnet sich 
bei einer Vollzeitbeschäftigung von 40 
Wochenarbeitsstunden ein Monatslohn 
von circa 1 473 Euro. Wie das statistische 
Landesamt anhand erster Ergebnisse der 
Verdienststrukturerhebung mitteilt, ent­
sprach der zum 1. Januar 2015 eingeführ­
te gesetzliche Mindestlohn in Nordrhein-
Westfalen im April 2014 damit weniger als 
der Hälfte (41 Prozent) des durchschnitt­
lichen Bruttomonatsverdienstes von 3 570 
Euro. Im Bundesdurchschnitt lag dieser 
Wert bei 43 Prozent; Nordrhein-Westfa­
len rangierte im Vergleich mit den ande­
ren Bundesländern hier auf dem sechsten 
Platz. 
Wie die Statistiker weiter mitteilen, wird 
als Maß der potenziellen Betroffenheit 
der sogenannte Kaitz-Index verwendet: 
Je höher dieser Index, desto stärker könn­
te die Auswirkung des Mindestlohns im 
regionalen Vergleich sein. Die Kennziffer 
misst die Relation zwischen Mindestlohn 
und durchschnittlichem Bruttomonatsver­
dienst bei vollzeitbeschäftigten Arbeit­
nehmern. Dabei wird üblicherweise nur 
das Grundgehalt (ohne anteilige Sonder­
zahlungen wie Weihnachts- oder Urlaubs­
geld) betrachtet. 
Die regionale Betrachtung zeigt, dass die 
Unterschiede bei der Betroffenheit vom 
Mindestlohn zwischen den Arbeitsmarkt­
regionen Nordrhein-Westfalens überwie­
gend gering ausfallen: Die Arbeitsmarkt­
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Schule und
Weiterbildung

Weniger Schulabgänger  
in NRW 2015 ohne Haupt­
schulabschluss   
Im Sommer 2015 gingen in Nordrhein 
Westfalen 11 054 Schülerinnen und Schü­
ler ohne Hauptschulabschluss von einer 
allgemeinbildenden Schule ab. Laut Mit­
teilung des statistischen Landesamtes 
waren das 5,5 Prozent weniger als 2014 
(damals: 11 695). Der Anteil der Schüler 
ohne Hauptschulabschluss an allen Schul­
abgängern sank 2015 auf 5,3 Prozent 
(2014: 5,5 Prozent).  
6,2 Prozent der männlichen und 4,5 Pro­
zent der weiblichen Abgänger verließen 
im Sommer 2015 ohne Hauptschulab­
schluss die Schule.
Mehr als die Hälfte (6 730) der 11 054 
Abgänger ohne Hauptschulabschluss 
erreichte 2015 einen Abschluss an För­
derschulen; dort kann je nach Förder­
schwerpunkt kein Hauptschulabschluss 
erworben werden. 1 912 dieser Jugend­
lichen erzielten hier einen Abschluss im 
sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
„geistige Entwicklung“ und 4 818 im För­
derschwerpunkt „Lernen“. 
Im Sommer 2015 verließen 4 324 junge 
Menschen die Schule ohne jeglichen 
Abschluss; das waren 2,1 Prozent (2014: 
2,6 Prozent) aller Schulabgänger. 
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Weniger Schüler  
an Berufskollegs in NRW  
563 722 Schülerinnen und Schüler besu­
chen im zurzeit laufenden Schuljahr 
2015/16 die 378 Berufskollegs (ohne 
Förderschulen) in Nordrhein-Westfalen. 
Wie das statistische Landesamt mitteilt, 
sind das 1,1 Prozent weniger als im ver­
gangenen Schuljahr (2014/15: 570 154). 
Der Anteil der Schüler mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit liegt mit 9,9 Prozent 
um 0,8 Prozentpunkte über dem entspre­
chenden Vorjahreswert; der Ausländeran­
teil schwankt – je nach Bildungsbereich 
– zwischen 4,1 Prozent (Fachschule) und 
30,2 Prozent (Berufsschüler ohne Berufs­
ausbildungsverhältnis).
Der Frauenanteil an den Berufskollegs in 
NRW beträgt im laufenden Schuljahr 43,2 
Prozent; überrepräsentiert sind Frauen 
dabei an Fachoberschulen (64,8 Prozent), 
beruflichen Gymnasien (54,6 Prozent) und 
Fachschulen (52,3 Prozent). Männer sind 
anteilig häufiger in den Bildungsgängen 
der Berufsschule vertreten (Schüler ohne 

der Reihe „Statistik kompakt“ unter dem 
Titel „Kino, Musik, Theater oder Kunst: 
Welche kulturellen Aktivitäten nehmen 
die Nordrhein-Westfalen am liebsten 
wahr?“ vorgestellt. Unter https://web­
shop.it.nrw.de/details.php?id=20308 
steht die Analyse zum kostenlosen Down­
load bereit. 
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50 Multimedia-Guides  
für die Museen Burg Altena  
Die Burgmuseen in Altena sind um eine 
Attraktion reicher: Ab sofort können die 
Besucher sich die Ausstellungsräume mit 
digitaler Unterstützung alleine erschlie­
ßen. 50 nagelneue Multimedia-Guides 
warten startklar in der Auflade-Station. 
Für eine Ausleihgebühr von nur 2,50 Euro 
und bei Vorlage eines gültigen Ausweises 
erhalten die Besucher viel mehr als nur 
die üblichen elektronischen Museums­
führer. Die Geräte verfügen über einen 
Bildschirm, auf dem Fotos und sogar 
kleine Filme zu sehen sind. Diese bilden 
eine Ergänzung zu den Erläuterungen des 
Sprechers und machen die Ausstellungs­
inhalte noch verständlicher. Außerdem 
gibt es eigens hergestellte Computerani­
mationen zur Entstehung des Märkischen 
Gesteins und zur Heiratspolitik der Grafen 
von der Mark. 
Damit sich die Besucher in der Burg 
gut zurechtfinden, werden sie über ein 
WLAN-basiertes Ortungssystem geführt. 
Darauf ist Museumsleiter Stephan Sen­
sen besonders stolz:  „Damit gehören die 
Museen Burg Altena deutschlandweit zu 
den wenigen Museen, die über ein derarti­
ges Ortungssystem verfügen.“ Betritt der 
Museumsbesucher einen Raum, taucht 
auf dem Bildschirm des Gerätes automa­
tisch der entsprechende Raumplan auf. 
93 Access-Points, die auf der ganzen Burg 
verteilt sind, sorgen dafür, dass das WLAN 
auch bei den dicken Mauern reibungslos 
funktioniert.
Das Fraunhofer Institut für Integrierte 
Schaltungen IlS verfügte über die techni­
schen Kenntnisse für die Umsetzung der 
Ortung. Die 68 Beiträge wurden von der 
Firma Art2guide produziert, für die Reali­
sierung ist „Die Informationsgesellschaft“ 
aus Bremen verantwortlich. Gleich zu 
Beginn des Rundgangs können die Besu­
cher auswählen, in welcher Sprache sie 
die Beiträge hören möchten. Sie haben die 
Auswahl zwischen Deutsch, Englisch und 
Niederländisch.
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lokale Bündnis in Siegen-Wittgenstein 
und Olpe zu Aktionswochen unter dem 
Titel „MUT-Tour – Raus aus der Depres­
sion“ bis zum 10. November 2016 ein. So 
können sich Betroffene, ihre Angehörigen 
und Interessierte über die Erkrankung, 
deren Behandlungsmöglichkeiten und das 
örtliche Hilfeangebot informieren, aber 
auch aktiv an der Antistigmatisierung mit­
wirken.
Ausführliche Infos zur Veranstaltungsrei­
he finden Interessierte auf der Homepa­
ge des Kreises Siegen-Wittgenstein unter 
www.siegen-wittgenstein.de, auf der 
Homepage des Bündnisses gegen Depres­
sion unter www.osw-gegen-depression.
de  oder bei Bärbel Müller-Späth, Telefon 
0271 333-2808.
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Kultur

85 Prozent der über Zehn­
jährigen in NRW nutzten  
kulturelle Angebote 
85 Prozent der nordrhein-westfälischen 
Bevölkerung (ab zehn Jahren) nehmen 
kulturelle Angebote in Anspruch. Wie das 
statistische Landesamt anhand von Ergeb­
nissen der Zeitverwendungserhebung 
2012/13 mitteilt, geht mehr als jeder 
zweite (57 Prozent) über Zehnjährige 
mindestens einmal im Jahr ins Kino. Kon­
zerte, Opern oder Musicals besuchen 45 
Prozent, Kunstausstellungen und Museen 
43 Prozent. Jeweils ein Drittel besuchen 
Theater-/Tanzaufführungen (35 Prozent) 
und Bibliotheken (33 Prozent). 
Frauen (87 Prozent) nutzen kulturel­
le Angebote etwas häufiger als Män­
ner (83 Prozent). Besonders ausgeprägt 
sind die Unterschiede bei Theater- und 
Bibliotheksbesuchen. 96 Prozent der 
Jugendlichen im Alter von 10 bis 18 Jah­
ren nehmen mindestens ein kulturelles 
Angebot pro Jahr in Anspruch; bei den 
über 65-Jährigen sind es drei Viertel (76 
Prozent). Unterschiede zeigen sich auch 
beim Bildungsgrad: 91 Prozent der Per­
sonen mit Fach- oder Hochschulreife, 86 
Prozent mit Fachoberschulreife und 71 
Prozent mit einem Hauptschulabschluss 
als höchsten Bildungsabschluss besuchen 
mindestens eine kulturelle Veranstaltung. 
Erwerbstätige (88 Prozent) und Nicht­
erwerbstätige (82 Prozent) unterscheiden 
sich insbesondere hinsichtlich der Nut­
zungsintensität der einzelnen Aktivitäten. 
Weitere interessante Ergebnisse zu die­
sem Thema haben die Statistiker jetzt in 
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saison etwas Neues. Eine Finisher-Urkun­
de lässt sich als Andenken an aktive und 
zugleich erlebnisreiche Urlaubstage unter 
www.roemerlipperoute.de herunterladen, 
mit Namen und Reisedaten personalisie­
ren und ausdrucken. Natürlich steht die 
Urkunde auch jenen zur Verfügung, die 
lediglich Teilstücke der Römer-Lippe-Rou­
te geradelt sind.
Mehr Informationen zum Flussradweg 
stehen im Internet auf www.roemerlippe­
route.de. 
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„Dieses System kann  
sogar Leben retten“ –  
Radroutennotrufsystem im 
Kreis Paderborn  
Seit Herbst 2012 sind auch die Radrou­
ten im Kreis Paderborn komplett mit der 
NRW-Radwegebeschilderung (rote Schrift 
auf weißem Grund) gekennzeichnet. Die 
rechteckigen Schilder weisen in der Regel 
auf die nächste Nachbargemeinde als 
Fernziel sowie auf dazwischen liegende 
Orte als Nahziele hin. Jedes dieser Schilder 
hat eine eigene Pfostennummer. Was liegt 
da näher, als diese individuelle Nummer 
im Notfall den Rettungskräften durchzu­
geben, um zielgenau und schnellstmöglich 
gefunden zu werden? Genauso so funk­
tioniert das neue Radroutennotrufsystem. 
„Wir haben schlicht auf die bestehenden 
Schilder des Radverkehrsnetzes NRW 
draufgesattelt“, erläutert Franz-Josef 
Fichna, Fahrradbeauftragter des Kreises 
Paderborn. 
Die Lösung sei kostengünstig und effek­
tiv zugleich. Derzeit werden 846 Pfosten 
der Radroutenwegweiser mit leuchtend 
roten Banderolen beklebt. Darauf steht, 
wie man Hilfe bekommt: Einfach die 112 
wählen und die Pfostennummer durch­
geben. Auf dem Aufkleber befindet sich 
zudem ein Hinweis, an welchem Ort man 
sich gerade befindet. Die Daten dieser 
846 Schilder sind im Leitstellenrechner der 
Kreisfeuerwehrzentrale in Büren-Ahden 
hinterlegt. „Ich bin überzeugt davon, dass 
dieses System sogar Leben retten kann“, 
sagt Landrat Manfred Müller. 
Fichna ist viel mit dem Rad unterwegs und 
weiß, dass insbesondere auch die Genera­
tion 50+ gern mit Pedelecs oder E-Bikes 
die Routen des Kreises Paderborn erkundet 
und dabei oft weite Strecken zurücklegt. 
Einige der ausgeschilderten Radrouten 
führen über unbefestigte Feld- und Wald­
wege. „Was passiert eigentlich, wenn man 
an diesen Stellen stürzt und sich verletzt. 
Wie kann man da gefunden werden“, 
fragte sich Fichna. Er wandte sich an die 

Gelungen ist dies durch hervorragende 
interkommunale Zusammenarbeit – das 
betonen Oberbergs Landrat Jochen Hagt; 
der Landrat des Rhein-Sieg – Kreises, 
Sebastian Schuster und die Bürgermei­
ster Peter Koester (Waldbröl) und Hans-
Christian Lehmann (Gemeinde Windeck). 
„Damit verfügen die beiden Kreise über 
ein touristisches Angebot, das seines Glei­
chen sucht. Der nun fertiggestellte 75 
Kilometer – Rundweg soll vielen Men­
schen die attraktiven Möglichkeiten der 
Region eröffnen. Er ist eines von vielen 
interkommunalen Projekten, die folgen 
sollen.“
Wie auch sein Amtskollege aus dem 
Rhein-Sieg-Kreis, bewertet Jochen Hagt 
das Fahrradfahren „als einen wesent­
lichen Baustein der Naherholung und des  
Tourismus“. Landrat Sebastian Schuster 
sagt, dass sich beide Kreisgebiete durch 
diese gemeinsame Vermarktung ihrer 
Angebote „wunderbar ergänzen“. Neben 
Panarbora nennt Landrat Jochen Hagt 
hier zwei weitere „touristische Leucht­
turmprojekte“: Das Museum und Forum 
Schloss Homburg und das Bürger- und 
Kulturzentrum „kabelmetall“ in der 
Gemeinde Windeck.
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Römer-Lippe-Route startet 
frühlingsfit in neue Radsaison  
Mit den ersten warmen Sonnenstrahlen 
und steigenden Temperaturen nimmt auch 
die Radfahrerdichte an der Römer-Lippe-
Route wieder zu. Die Routenkontrolle ist 
abgeschlossen, Gastronomen, Hoteliers 
und auch die Lippefähren freuen sich auf 
die beginnende Radsaison. Radler, die die 
gesamte Strecke oder Etappen absolviert 
haben, können sich seit diesem Jahr mit 
einer Finisher-Urkunde selber belohnen.  
In den Wintermonaten wurde es ruhiger 
an der Lippe. Wie die Zugvögel zog es die 
Radler in andere, wärmere Regionen. Jetzt 
im Frühjahr kommen beide wieder zurück. 
Genau rechtzeitig, denn für die Radler 
wurde die gesamte Strecke während der 
zweimal jährlich stattfindenden Routen­
kontrolle frühlingsfit gemacht. Auch die 
Lippefähren schwimmen wieder fahrtüch­
tig auf dem Wasser, um Radler von einem 
Ufer zum anderen zu befördern. Mit Mus­
kelkraft ziehen die Passagiere sich selbst 
und ihre Drahtesel in Hamm, Haltern am 
See, Dorsten und Wesel über die Lippe.
Für alle Tourenradler, die die 295 Kilome­
ter Hauptroute und vielleicht auch einige 
der 154 Kilometer thematischen Wege­
schleifen geradelt und glücklich in Xanten 
angekommen sind, gibt es ab dieser Rad­

Berufsausbildungsverhältnis: 63,9 Pro­
zent; Berufsausbildung im dualen System: 
62,3 Prozent). 
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Erstmals seit sechs Jahren 
wieder mehr Gasthörer an 
NRW-Hochschulen 
Im Wintersemester 2015/16 waren 
15 185 Gasthörerinnen und Gasthörer an 
den nordrhein-westfälischen Hochschu­
len eingeschrieben. Nach Angaben des 
statistischen Landesamtes waren das 3,5 
Prozent beziehungsweise 507 Gasthö­
rer mehr als ein Jahr zuvor. 41,2 Prozent 
der Gasthörer waren mindestens 60 Jahre 
alt. Die Zahl der ausländischen Gasthörer 
stieg um 20,5 Prozent auf 1 139. 
Die Gasthörer belegten im Winterse­
mester 2015/16 an NRW-Hochschulen 
17 245 Lehrveranstaltungen: Die Teilneh­
merzahl der Fachrichtung Wirtschaftswis­
senschaften stieg um 28,3 Prozent auf 
2 088. Bei der Fachrichtung Philosophie 
gab es einen Zuwachs um 32,2 Prozent 
auf 1 585 Teilnehmer; gefolgt von Rechts­
wissenschaften (+6,1 Prozent auf 1 542) 
und Informatik (+8,3 Prozent auf 1 155). 
3 208 Belegungen waren nicht fachspezi­
fisch, sondern ermöglichten den allgemei­
nen Zugang zu Lehrveranstaltungen der 
jeweiligen Hochschule. 
94,5 Prozent der Gasthörer studierten an 
einer der 16 nordrhein-westfälischen Uni­
versitäten. An der Fernuniversität Hagen 
waren mit 6 311 (+11,3 Prozent gegen­
über 2014/15) die meisten Hospitanten 
eingeschrieben. Für die Zulassung als 
Gasthörer zu den Lehrveranstaltungen ist 
kein Abitur notwendig; Gasthörer können 
keine Abschlussprüfung ablegen. 
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Tourismus

Panarbora-Radweg eröffnet 
Der zehn Kilometer lange Panarbora-
Radweg ist das letzte Puzzlestück eines 
75 Kilometer langen Rundwegs, der vom 
Naturerlebnispark Panarbora (Waldbröl) 
ins Siegtal (Schladern) führt und touri­
stische Angebote zwischen dem Ober­
bergischen und dem Rhein-Sieg-Kreis 
verbindet. Die Freigabe dieses letzten 
Teilstückes markiert den Lückenschluss 
des touristischen Radwegenetzes vom 
Naturerlebnispark Panarbora durch den 
Nutscheid ins Siegtal und zurück. 
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Hartkunststoffe im Aufbau. Hier sind die 
von den Bürgern 2015 abgegebenen 77 
Tonnen gleichbedeutend mit 170 Tonnen 
weniger Kohlendioxidausstoß. Im Metall­
bereich ist die Umrechnungsformel eins zu 
eins. 377 Tonnen waren hier auf beiden 
Seiten zu verzeichnen“, berichtet Henne.
Jede Tonne recyceltes Material erspart 
der Umwelt zudem Schäden, die durch 
das Verwenden von bis dahin ungenutz­
ten Rohstoffen auftreten. Beispiele sind 
der Energie- und Wasserverbrauch in der 
Papierproduktion, die Folgen des Metall­
abbaus, der nicht selten ganze Landstriche 
zerstört und der Einsatz von fossilen Roh­
stoffen für Kunststoffe.
So haben Kreis und Städte bereits vor 
Jahren alle Haushalte mit einer Altpapier-
Tonne ausgestattet. Elektrogeräte, Metal­
le und Hartkunststoffe können kostenlos 
an den Wertstoffhöfen der Städte abge­
ben werden.
„Der damit verbundene Aufwand soll­
te Bürger möglichst nicht abschrecken. 
Denn: Wer beispielsweise alte Geräte 
an seiner Haustür an dubiose Sammler 
abgibt, handelt nicht nur rechtswidrig. Er 
legt vor allem auch den Grundstein dafür, 
dass sie über ein weitverzweigtes Netz aus 
Mittelsmännern und auf verschlungenen 
Wegen am Ende dort landen, wo Klima- 
und Umweltschutz drittrangig sind“, ver­
deutlicht Henne.
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Wirtschaft und
Verkehr

20 Millionen Euro für  
den Breitbandausbau im 
Rhein-Sieg-Kreis 
„Es ist eins meiner Leuchtturmprojekte, 
das mir sehr am Herzen liegt – der Breit­
bandausbau! Ich bin sehr froh und auch 
ein wenig stolz darüber, dass der Rhein-
Sieg-Kreis als zweitgrößter Kreis Deutsch­
lands zu den ersten gehört, die im gesam­
ten Kreisgebiet eine schnelle Internetver­
bindung erhält“, so Landrat Sebastian 
Schuster.
Am Donnerstag, 28. April 2016, konnte er 
gemeinsam mit seinem Wirtschaftsförde­
rer Dr. Hermann Tengler in Anwesenheit 
der Bundestagsabgeordneten Elisabeth 
Winkelmeier-Becker (CDU) und Sebasti­
an Hartmann (SPD) aus den Händen vom 
Bundesminister für Verkehr und digitale 
Infrastruktur, Alexander Dobrindt, den 
Förderbescheid zum Breitbandausbau 
im Rhein-Sieg-Kreis in Empfang nehmen 
können.

Nordrhein-Westfalen unverändert bei 1,2 
Kilogramm je Einwohner.  
Die Statistiker weisen darauf hin, dass ent­
sorgte Altelektrogeräte im Rahmen dieser 
Statistik nicht berücksichtigt wurden. 
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Ennepe-Ruhr-Kreis stellt 
neue Broschüre „Recycling  
ist Klimaschutz“ vor 
Ein afrikanischer Junge aus Ghana auf 
der weltgrößten Kippe für elektronischen 
Schrott in Agbogbloshie. Inmitten von 
ausgedienten Handys und Flachbildfern­
sehern, Rechnern und Staubsaugern, ein­
gehüllt von hochgiftigen Dämpfen hält er 
die Reste eines Bildschirms in die Höhe. 
Dieses Bild ging als Unicef-Foto des Jahres 
2011 um die Welt. 
„Die Aufnahme ist ein Beleg dafür, was 
technologischer Fortschritt bei uns in mehr 
als 5 500 Kilometern Entfernung leider 
immer noch mit sich bringt“, macht Land­
rat Olaf Schade deutlich. Dem gedanken­
losen Wegwerfen hier folge die Jagd nach 
wertvollen Materialien wie Kupfer, Alumi­
nium und Gold dort. „Die damit verbun­
denen erheblichen ´Nebenwirkungen´ sind 
für Menschen und Umwelt fatal“, begrüßt 
der Landrat die Informationsoffensive der 
Abfallbehörde der Kreisverwaltung. Die 
Botschaft ist eindeutig: Verantwortungs­
voll handelt, wer eine der zahlreichen 
Möglichkeiten nutzt, Geräte auf sicheren 
Wegen verwerten zu lassen. Elisabeth 
Henne, Abfallfachfrau der Kreisverwal­
tung, hat in den letzten Wochen neue 
Plakate und Broschüren auf den Weg 
gebracht. Sie informieren über das Thema 
Elektroschrott, machen deutlich: „Recy­
cling ist Klimaschutz“.
Die mit der Abgabe beispielsweise an den 
kommunalen Sammelstellen im Enne­
pe-Ruhr-Kreis garantierte gezielte Ver­
wertung bringt auch Pluspunkte für das 
Klima. Henne rechnet vor: „Im letzten 
Jahr haben rund 2 200 Tonnen recycel­
te Altgeräte dazu beigetragen, mehr als 
2 000 Tonnen weniger Kohlendioxid in die 
Atmosphäre zu pusten.“
Ähnliche Rechnungen werden in der Bro­
schüre „Recycling ist Klimaschutz – Mit­
machen bevor die Welt im Eimer ist“ 
(erhältlich bei der Pressestelle des Kreises) 
auch für Metallschrott, Papier und Kunst­
stoff aufgemacht. Beim Klassiker Altpa­
pier, das im Ennepe-Ruhr-Kreis bereits 
seit Anfang der 80er Jahre getrennt 
gesammelt wird, haben die im letzten 
Jahr verwerteten 25 000 Tonnen 22 580 
Tonnen Kohlendioxidausstoß verhindert. 
„Seit 2014 befindet sich das System für 

Steuerungsgruppe des Radverkehrsnetzes 
NRW. Über das Stadt und Verkehrspla­
nungsbüro Dr. Kaulen in Aachen wurden 
die digitalen Daten des Netzes dem Kreis 
Paderborn zur Verfügung gestellt und 
in den Leitstellenrechner der Kreisfeuer­
wehrzentrale in Büren-Ahden eingepflegt. 
Mit Hilfe der Pfostennummer erkennt der 
Disponent, wo genau der Verunglückte 
sich aufhält. Rettungswagen oder auch 
Notarzt können somit punktgenau zum 
Unglücksort geschickt werden.
Mit Unterstützung der Initiative für Rad­
fahrer in Paderborn und der Mitglieder 
der Ortsgruppe Paderborn des ADFC (All­
gemeiner Deutscher Fahrrad-Club e.V.) 
konnten in den vergangenen Wochen 
bereits etliche Aufkleber an den Wegwei­
sern in den Städten und Gemeinden des 
Kreises Paderborn angebracht werden. 
Im Stadtgebiet Delbrück waren bereits im 
April vergangenen Jahres Notrufschilder 
an Radwegen installiert worden. Pünktlich 
zu Beginn der Fahrradsaison kann es jetzt 
losgehen. Die Touristikzentrale Paderbor­
ner Land hat auf ihren Internetseiten unter 
www.paderbornerland.de viele Informa­
tionen zu Radtouren zusammengestellt, 
auf denen die vielen Sehenswürdigkei­
ten, Städte und Landschaften des Kreises 
Paderborn entdeckt werden können. 
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Umwelt

Erhöhtes Haus- und Sperr­
müllaufkommen in NRW 
Im Jahr 2014 wurden von den Entsor­
gungsbetrieben Nordrhein-Westfalens 
8,45 Millionen Tonnen Siedlungsabfäl­
le eingesammelt, das waren 4,0 Prozent 
mehr als ein Jahr zuvor (2013: 8,13 Mil­
lionen Tonnen). 
Nach Informationen des statistischen 
Landesamtes ergibt sich für das Jahr 
2014 damit ein Pro-Kopf-Abfallaufkom­
men von 479,4 Kilogramm je Einwohner 
(2013: 462,6 Kilogramm). Bei nahezu 
der Hälfte der Siedlungsabfälle handel­
te es sich um Haus- und Sperrmüll (3,81 
Millionen Tonnen). Auf jeden Einwohner 
entfielen 216,0 Kilogramm, das waren 2,6 
Kilogramm mehr als 2013; damals wurden 
3,75 Millionen Tonnen Haus- und Sperr­
müll eingesammelt. 
Die Menge der organischen Abfälle 
(Abfälle aus der Biotonne und biologisch 
abbaubare Abfälle aus Garten- oder Par­
kabfällen) erhöhte sich um 12,5 Kilo­
gramm auf 120 Kilogramm je Einwohner. 
Die Menge der sonstigen Abfälle lag in 
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Göppert, an, die seit 1993 für den Städ­
tetag tätig ist.
Der Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
wünscht beiden Funktionsträgern viel 
Erfolg bei ihren neuen Aufgaben und 
freut sich auf die Fortsetzung der guten 
Zusammenarbeit mit dem Städtetag.
Dr. Stephan Articus wurde nach 17 Jahren 
als Hauptgeschäftsführer des Deutschen 
Städtetages Ende Mai in festlichem Rah­
men in den Ruhestand verabschiedet.
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Trauer um Landrat a.D.  
Gerhard Wattenberg
Der ehemalige Landrat Gerhard Watten­
berg ist am 31.05.2016 verstorben. Der 
Kommunalpolitiker war im Kreis Herford 
durch seine langjährige politische Arbeit 
über die Grenzen des Kreises hinaus 
bekannt. 
Von 1973 bis 1999 war der SPD-Politiker 
Gerhard Wattenberg als Mitglied des 
Kreistages tätig. Im Oktober 1989 wurde 
er zum Landrat gewählt. Er war der letzte 
ehrenamtliche Landrat des Kreises Herford 
und hatte das Amt von 1989 bis 1999 
inne. Wattenberg war außerdem von 
1984 bis 1994 Bürgermeister in Vlotho. 
Gerhard Wattenberg wurde am 
18.08.1926 in Vlotho-Valdorf geboren. 
Er absolvierte eine Ausbildung als Bahn­
beamter. Er war Gewerkschaftssekretär 
bei der Gewerkschaft der Eisenbahner 
Deutschlands in Minden. Er hinterlässt 
zwei Kinder. Seine Frau Anni Wattenberg 
war im vergangenen Jahr verstorben.
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20,5 Milliarden Euro (-12,7 Prozent) pro­
duziert; der Produktionswert der in NRW 
industriell hergestellten Erzeugnisse am 
bundesweiten Ergebnis lag bei 6,8 Pro­
zent. 
Wie die Statistiker mitteilen, beziehen 
sich die genannten Ergebnisse auf Betrie­
be von Unternehmen mit 20 oder mehr 
Beschäftigten. 
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Persönliches

Helmut Dedy neuer  
Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städtetages/ 
Städtetages NRW

Mit Eintritt in den Ruhestand seines Vor­
gängers Dr. Stephan Articus zum 1. Juni 
2016 hat Helmut Dedy seinen Dienst als 
neuer Hauptgeschäftsführer des Deut­
schen Städtetages und des Städtetages 
Nordrhein-Westfalen angetreten.
Helmut Dedy, bislang stellvertretender 
Hauptgeschäftsführer und Finanzdezer­
nent des kommunalen Spitzenverbandes, 
ist seit dem Jahr 2012 für den Deutschen 
Städtetag tätig. Zuvor war der Jurist 
und Diplom-Verwaltungswirt 14 Jahre 
als Finanzdezernent und stellvertreten­
der Hauptgeschäftsführer in Diensten 
des Deutschen Städte- und Gemeinde- 
bundes.
Die Nachfolge von Helmut Dedy als stell­
vertretende Hauptgeschäftsführerin und 
neue Finanzdezernentin tritt die bisherige 
Beigeordnete für Arbeit, Jugend, Soziales 
und Gesundheit des Städtetages, Verena 

Der Rhein-Sieg-Kreis hatte sich fristge­
recht an dem im November 2015 erfolg­
ten ersten Aufruf für das Förderprogramm 
beteiligt. Ziel ist es, die bisher noch unter­
versorgten Standorte im Kreisgebiet, bei 
denen mangels Wirtschaftlichkeit ohne 
öffentliche Förderung keine Aussicht auf 
einen adäquaten Netzausbau besteht, mit 
schnellem Internet auszustatten.
Mit der von der Wirtschaftsförderung des 
Rhein-Sieg-Kreises beantragten Förde­
rung soll diese sogenannte „Wirtschaft­
lichkeitslücke“ abgedeckt und das Gebiet 
des Rhein-Sieg-Kreises weitgehend flä­
chendeckend mit einer Übertragungsrate 
von mindestens 50 MBit/s versorgt wer­
den. Die dazu notwendige Fördersumme 
beläuft sich auf 19,8 Millionen Euro. Die 
Hälfte dieses Betrages (9,9 Millionen Euro) 
hat nun das Bundesministerium bewilligt; 
weitere 40 Prozent (7,9 Millionen Euro) 
werden aus Mitteln des Landes NRW 
gewährt, den verbleibenden Eigenanteil 
von 10 Prozent (2,0 Millionen Euro) trägt 
der Rhein-Sieg-Kreis. Mit diesen Geldern 
sollen 145 Kabelverzweiger mit Glasfaser 
ausgebaut und 86 neu errichtet werden. 
Hierfür wird die Telekommunikationswirt­
schaft insgesamt 35 Millionen Euro im 
Rhein-Sieg-Kreis investieren.
Laut Kreiswirtschaftsförderer Dr. Her­
mann Tengler sollen im Rahmen des 
Breitbandausbaus in den nächsten zwei 
Jahren insgesamt 238 Kilometer Glasfaser 
verlegt werden. „Damit werden 24.064 
Haushalte und 2.173 Unternehmen mit 
Bandbreiten von mindestens 50 MBit/s 
versorgt. Mehr als 40 Prozent dieser 
Anschlussinhaber können dann sogar auf 
Übertragungsgeschwindigkeiten von 100 
MBit/s oder mehr zurückgreifen. Die Aus­
baumaßnahmen kommen vor allem den 
infrastrukturell benachteiligten ländlichen 
Raum zugute, der dadurch als Wohn- und 
Wirtschaftsstandort erheblich an Qualität 
gewinnt“, erläutert Dr. Tengler.

EILDIENST LKT NRW
Nr. Juni 2016    13.60.10

Gesunkener Absatzwert von 
Milch und Milcherzeugnissen 
im Jahr 2015 
Im Jahr 2015 produzierten 28 Betriebe des 
nordrhein-westfälischen Verarbeitenden 
Gewerbes Milch und Milcherzeugnisse 
(einschließlich Speiseeis; nicht zum sofor­
tigen Verzehr) im Wert von 1,4 Milliarden 
Euro. Laut Angaben des statistischen Lan­
desamtes war der Absatzwert von Milch 
und Milcherzeugnissen damit um 19,3 
Prozent niedriger als ein Jahr zuvor.
Deutschlandweit wurden im Jahr 2015 
Milch und Milcherzeugnisse im Wert von 

Helmut Dedy.
� Quelle: Deutscher Städtetag, Berlin

Landrat a.D. Gerhard Wattenberg.
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Hauck/Noftz, Voelzke, Sozialgesetzbuch 
SGB II, Grundsicherung für Arbeitsuchen­
de, Kommentar, Ergänzungslieferung 2/16 
Februar 2016, 55,00 Euro, ISBN 978-3-
503-16268-0, Erich Schmidt Verlag.
Die Ergänzungslieferung 2/16 bringt den Geset­
zestext auf den Stand vom 01. Januar 2016. Mit 
der Lieferung werden zudem Kommentierungen 
zu zentralen Vorschriften des SGB II überarbeitet 
und an den aktuellen Stand von Rechtsprechung 
und Literatur angepasst.

Praxis der Kommunalverwaltung Landes-
ausgabe Nordrhein-Westfalen, 
Herausgegeben von: Jörg Bülow, Dr. Jür­
gen Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner 
Haßenkamp, Prof. Dr. Hans-Günter Hen­
neke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert 
Meyer, Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. 
Gunnar Schwarting, Dr. Wolf-Uwe Spo­
ner, Prof. Dr. Christian O. Steger, Hubert 
Stubenrauch, Johannes Winkel und Uwe 
Zimmermann. 506. Nachlieferung, Stand: 
Februar/März 2016, Preis 74,90 €, Kom­
munal- und Schul-Verlag, Konrad-Ade­
nauer-Ring 13, 65187 Wiesbaden. 
Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) Lie­
ferung enthält:
A 18 – Verwaltungzustellungsgesetz (VwZG)
Von Professor Holger Weidemann, stellvertre­
tender Leiter des Niedersächsischen Studienin­
stitutes für kommunale Verwaltung Hannover 
e.V.
Der Beitrag wurde komplett überarbeitet, 
die Kommentierung auf den aktuellen Stand 
gebracht, im Anhang neue Vorschriftentexte 
(VwGO, SGG, DE – Mail-Gesetz,  Allgemeine 
Geschäftsbedingungen der Deutschen Post A 
BRIEF NATIONAL) aufgenommen.
B 2 NW – Kreisordnung für das Land Nord
rhein-Westfalen (KrO NRW)
Von Rechtsanwalt und Oberstadtdirektor a. D. 
Dr. Roland Kirchhof, Rechtsanwalt, Oberkreisdi­
rektor und Landrat a. D. Dr. Rudolf Wansleben, 
Ltd. Ministerialrat a. D. Ernst Becker, Ministeri­
alrat a. D. Detlev Plückhahn, Beigeordneter und 
Stadtkämmerer Lars Martin Klieve, Ministerial­
dirigent Johannes Winkel, Referent beim Land­
kreistag Nordrhein-Westfalen Dr. Markus Faber 
und Erstem Beigeordneten beim Landkreistag 
Nordrhein-Westfalen Dr. Marco Kuhn
Die Kommentierung der §§ 44, 45 und 47 KrO 
wurde aktualisiert, § 35 KrO (Abstimmungen) 
wurde neu kommentiert.
B 5 NW – Gesetz über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG)
Von Ministerialrat a.D. Detlev Plückhahn, Beige­
ordneter und Stadtkämmerer Lars Martin Klieve 
und Ministerialrat Frank Zakrzewski
Neben der Aktualisierung der Kommentierung 
der §§ 1 bis 4 und 24 GkG erfolgte die Erstkom­
mentierung des § 15a GkG (Bildung der Ver­
bandsversammlung in besonderen Fällen).
B 6 NW – Gesetz über den Regionalverband 
Ruhr (RVRG)

Von Ministerialdirigent Johannes Winkel
Gesetzestext und Kommentierung wurden an 
die Gesetzesänderung vom 21.5.2015 ange­
passt.
J 12 – Arbeitssicherheit im öffentlichen Dienst
Begründet von Dipl.-Ing. Andreas Kraus und 
Dipl.-Ing. Manfred Wipfler, fortgeführt von 
Dipl.-Ing. Heino Schneider, weiter fortgeführt 
von Dipl.-Ing. Wilhelm Müller
Die Darstellung wurde umfassend aktualisiert: 
Im Fokus stehen die neue Arbeitsmedizinische 
Vorsorgeverordnung und die neu gefassten 
Unfallverhütungsvorschriften  (UVVen), da sich 
die Systematik des Vorschriften- und Regel­
werks der Deutschen  Gesetzlichen Unfallversi­
cherung geändert hat. Thematisiert wird zudem 
die Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der 
Prävention“ (DGUV Vorschrift 1). 
Der Anhang wurde ebenfalls aktualisiert. 

Praxis der Kommunalverwaltung Landes-
ausgabe Nordrhein-Westfalen
Herausgegeben von: Jörg Bülow, Dr. Jür­
gen Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner 
Haßenkamp, Prof. Dr. Hans-Günter Hen­
neke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert 
Meyer, Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. 
Gunnar Schwarting, Dr. Wolf-Uwe Spo­
ner, Prof. Dr. Christian O. Steger, Hubert 
Stubenrauch, Johannes Winkel und Uwe 
Zimmermann. 507. Nachlieferung, Stand: 
März 2016, Preis 74,90 €, Kommunal- und 
Schul-Verlag, Konrad-Adenauer-Ring 13, 
65187 Wiesbaden. 
Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) Lie­
ferung enthält:
E 3 – Public-Private-Partnership
Von Andre Reutzel, Ass. iur., Dipl.-Verwaltungs­
wirt, Erster Stadtrat bei der Stadt Walsrode und 
Jörg Rullmann, Ass. iur., Dipl.-Verwaltungswirt, 
Rechtsberater bei der Bundeswehr
Der Beitrag wurde komplett überarbeitet, wobei 
die neuesten Erkenntnisse zum Thema verarbei­
tet wurden.
L 12 NW – Straßen- und Wegegesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NRW)
Von Regierungsdirektor Joachim Majcherek, 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen
Mit dieser Lieferung werden u. a. Änderungen 
in den Bereichen der Nutzungsrichtlinien 2014 
mit den Änderungen zum TKG, der Radschnell­
verbindungen, der Pflichten der Tiefbauunter­
nehmen, der Planfeststellungslinien 2015 und 
im Bereich der neuen Sondernutzungsgebüh­
ren-Verordnung vorgenommen. 
Dazu ist der Anhang wieder auf dem aktuellen 
Stand; neu aufgenommen wurden die Richtlini­
en für die Planung, die Baudurchführung und 
Abrechnung von Maßnahmen nach dem Eisen­
bahnkreuzungsgesetz.

Praxis der Kommunalverwaltung Landes-
ausgabe Nordrhein-Westfalen
Herausgegeben von: Jörg Bülow, Dr. Jür­

gen Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner 
Haßenkamp, Prof. Dr. Hans-Günter Hen­
neke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert 
Meyer, Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. 
Gunnar Schwarting, Dr. Wolf-Uwe Spo­
ner, Prof. Dr. Christian O. Steger, Hubert 
Stubenrauch, Johannes Winkel und Uwe 
Zimmermann. 508. Nachlieferung, Stand: 
April 2016, Preis 74,90 €, Kommunal- und 
Schul-Verlag, Konrad-Adenauer-Ring 13, 
65187 Wiesbaden. 
Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) Lie­
ferung enthält:
C 17 – Beamtenstatusgesetz (BeamtStG)
Von Prof. Dr. Karin Metzler-Müller, Professorin 
an der Hessischen Hochschule für Polizei und 
Verwaltung, Dr. Reinhard Rieger, Leitender 
Regierungsdirektor, Referatsleiter im zentralen 
Personalamt der Freien und Hansestadt Ham­
burg, Erich Seeck, Ministerialrat a. D.,  Renate 
Zentgraf, Regierungsdirektorin, Dozentin an der 
Hessischen Hochschule für Polizei und Verwal­
tung 
Die Neuauflage berücksichtigt die aktuelle 
Rechtsprechung und Literatur Stand auf dem 
aktuellen Stand, wobei insbesondere die Recht­
sprechung des BVerwG zur gesundheitlichen 
Eignung für das Beamtenverhältnis und zum 
Leistungsgrundsatz eingearbeitet wurde.
Anbei Teil 2 (Rest) mit den Seiten 233-584.
G 10 NW – Landschaftsgesetz Nordrhein-
Westfalen (LG)
Von Ltd. Ministerialrat Dr. Frank Stollmann und 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Norbert Kämper
Neben einer Aktualisierung des Anhangs erfolg­
te die Kommentierung des § 5a LG, der die 
Anerkennung vorgezogener Kompensations­
maßnahmen regelt.

Kese/Sannà, Verwaltung im Rechtspro-
zess, Prozessuale und strategische Aspek­
te, Wissen für Führungskräfte, Darstellung, 
Stand: 2015, 132 Seiten, kartoniert, 19,80 €, 
ISBN 978-3-8293-1158-8, Kommunal- 
und Schul-Verlag GmbH & Co. KG, Kon­
rad-Adenauer-Ring 13, 65187 Wiesbaden.
Angehende Führungskräfte im öffentlichen Sek­
tor müssen Grundkenntnisse im Prozessrecht 
des verwaltungs- und zivilgerichtlichen Ver­
fahrens aufweisen, um zahlreiche strategische 
Überlegungen anzustellen zu können, die oft­
mals die Fortführung inhaltlicher Fragestellun­
gen des jeweiligen Fachgebiets sind. Deshalb 
sollte eben nicht jegliche strategische, rechts­
prozessuale Streitentscheidung einfach nur 
nach außen an eventuelle „Hausanwälte“ oder 
dem – so überhaupt vorhanden – „Rechtsde­
zernenten“ überantwortet werden. In diesem 
Buch werden Einblicke in und Kenntnisse über 
den Verfahrensablauf eines Gerichtsverfahrens 
als verwaltungsgerichtlicher Streit bzw. als Zivil­
prozess vermittelt. Die Besonderheit des Werkes 
besteht aber insbesondere darin, ausgesuchte 
(vor-)prozessuale Situationen und Phasen zu 
erkennen und in strategische Überlegungen 
einer Führungskraft einbeziehen zu können.

Hinweise auf Veröffentlichungen
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Bundesverfassungsgerichts gemessen, verfas­
sungskonform? 

• �Die Entscheidung des Bundesverfassungsge­
richts zur „Noch“-Verfassungsmäßigkeit der 
Regelleistungen: Was bedeuten die konkreten 
Vorgaben aus Karlsruhe zur Auslegung der 
Tatbestände für die Sozialrechtspraxis? 

• �Die Entscheidung des Europäischen Gerichts­
hofes in der Sache „Dano“ vom November 
2014 sowie der Schlussantrag des General­
anwalts in der Sache „Alimanovic“ vom März 
2015 und ihre Auswirkungen für vergleichbare 
Fälle. 

Der Kommentar zeichnet sich aus durch Pra­
xisbezug, Aktualität, klare Sprache und hohe 
Kommentierungsdichte. Verzahnt mit anderen 
sozialrechtlichen Bereichen bietet er rechtssiche­
re Antworten führender Experten.

Kommentar zum Tarifvertrag öffent
licher Dienst (TVöD), Loseblattwerk, etwa 
10.370 Seiten, € 238,– einschl. 9 Ordnern, 
edition moll, ISBN 978-3-415-03622-2, 
erschienen im Richard Boorberg Verlag 
GmbH & Co KG; bestellung@boorberg.de; 
www.boorberg.de.
Begründet als Kommentar zum Bundes-Ange­
stelltentarifvertrag (BAT) von Horst Clemens, 
Ottheinz Scheuring, Werner Steingen und 
Friedrich Wiese, fortgeführt als Kommentar zum 
TVöD von Knut Bredendiek, Geschäftsführer 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, Ernst 
Bürger, Ministerialrat im Bundesministerium 
des Innern, Markus Geyer, stellv. Geschäfts­
führer der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
Norbert Görgens, Ministerialrat, ehemals stellv. 
Geschäftsführer der Tarifgemeinschaft deut­
scher Länder, Stefan Hebler, Referent bei der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder, Joachim 
Jeske, Ministerialdirigent a.D. (früher Finanzmi­
nisterium Nordrhein-Westfalen), und Wilfried 
Kley, Verbandsgeschäftsführer des Kommuna­
len Arbeitgeberverbandes Schleswig-Holstein.
Das Praktikerwerk enthält die Texte des TVöD, 
der Überleitungstarifverträge und der Sparten­
tarifverträge sowie der sonstigen Tarifverträge. 
Die erfahrenen Autoren des seit Jahrzehnten 
anerkannten BAT-Großkommentars gewährlei­
sten die kompetente und praxisgerechte Dar­
stellung. In 9 Ordnern beinhaltet der Kommen­
tar neben den Texten der Tarif- und Überlei­
tungstarifverträge in der Regel auch deren Kom­
mentierungen. Aktuelle Entwicklungen werden 
in regelmäßigen Ergänzungslieferungen berück­
sichtigt. Durch die praktische Loseblattform ist 
das Werk so stets auf dem neuesten Stand.

Kommentar zum Tarifvertrag öffent
licher Dienst (TVöD), Loseblattwerk, 82. 
Ergänzungslieferung, erschienen am 7. 
April 2016, ist auf dem Stand Januar 2016 
erschienen im Richard Boorberg Verlag 
GmbH & Co KG; bestellung@boorberg.de; 
www.boorberg.de.
Schwerpunkt der Ergänzung sind die Einarbei­
tung der zur Umsetzung der Tarifeinigung für 
den Sozial- und Erziehungsdienst im Bereich der 
VKA vereinbarten Änderungstarifverträge vom 

hilfebezug für EU-Ausländer und die neueren 
Änderungen zum Asylbewerberleistungsgesetz 
aus 2015 und 2016 konnten naturgemäß noch 
keine Berücksichtigung finden. Der Kommentar 
richtet sich an alle Praktikerinnen und Praktiker, 
die mit Fragen zum SGB XII und zum Asylbewer­
berleistungsgesetz in Judikatur, Verwaltung und 
Anwaltschaft befasst sind. 

WALHALLA, SGB I bis SGB XII – Das 
gesamte Sozialgesetzbuch mit Durch­
führungsverordnungen, Wohngeldgesetz 
(WoGG) und Sozialgerichtsgesetz (SGG), 
Kommentar, 21. Auflage, 2016, 1.632 Sei­
ten, 19,95 €, Walhalla u. Praetoria Verlag 
GmbH & Co. KG, Regensburg, ISBN 978-
3-8029-2031-8.
Die aktuelle Ausgabe zum Regelwerk der sozi­
alen Sicherung. Die Textausgabe berücksichtigt 
den Rechtsstand 1. Januar 2016. Eingearbeitet 
sind alle bis dahin im Bundesgesetzblatt ver­
öffentlichten Änderungen einschließlich des 
Pflegestärkungsgesetzes II (PSG II). Wegen der 
hohen Bedeutung der Änderungen des PSG II 
zum 1. Januar 2017 (neuer Pflegebedürftig­
keitsbegriff, Umstellung auf Pflegegrade, neue 
Begutachtungsmethode) steht der Gesetzestext 
in der Fassung 1. Januar 2016 sowie in der Fas­
sung 1. Januar 2017 zur Verfügung. Eine emp­
fehlenswerte Arbeitshilfe, auf aktuellem Stand 
mit den Vorschriften für Gesundheit und Pfle­
ge. Sämtliche Rechtsgrundlagen sind schnell, 
übersichtlich und bequem zur Hand und das zu 
einem kostengünstigen Preis-Leistungs-Verhält­
nis. Abonnenten der halbjährlich erscheinen­
den Sammlung können alle Gesetzestexte auch 
online kostenlos und tagesaktuell einsehen.

Schütz/Maiwald, Beamtenrecht des Bun-
des und der Länder, Kommentar, Gesamt­
ausgabe B 397. Aktualisierung, Stand: 
März  2016, Bestellnr.: 7685 5470 397, 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
Hultschiner Straße 8, 81677 München.
Unter anderem Neuaufnahme der Kommen­
tierung zu §§ 29 und 30 LBG NRW, sowie die 
Aktualisierung von Normen. 

Bieritz-Harder/Conradis/Thie, SGB XII – 
Sozialhilfe Lehr- und Praxiskommentar, 
10. Auflage, 2015, 1285 Seiten, 64,00 €, 
NOMOS Verlagsgesellschaft, Waldsee­
straße 3-5, 76530 Baden-Baden, ISBN 
978-3-8487-1238-0.
Die 10. Auflage des Sozialhilfe Lehr- und Pra­
xiskommentars hat 2015 unmittelbar auf die 
beschlossenen Änderungen des Asylbewerber­
leistungsgesetzes sowie eine Flut wichtiger Ent­
scheidungen auf nationaler und europäischer 
Ebene reagiert: 
• �Die Novelle des Asylbewerberleistungsgeset­

zes durch das Gesetz zur Änderung des Asyl­
bLG und das Rechtsstellungsverbesserungsge­
setz Dezember 2014: Wie sind die Neurege­
lung zu interpretieren, wie wirken sie sich ab 
März 2015 in der Praxis aus? Ist die Umset­
zung, an den Prinzipien der Entscheidung des 

Berit Adam (Hrsg.), Praxishandbuch IPSAS, 
Anwendungsorientierte Kommentierung 
der International Publik Sector Accounting 
Standards (IPSAS), Stand: 2016, 602 Sei­
ten, mit zahlreichen Abbildungen, 69,95 €, 
ISBN 978-3-503-16399-1, Erich Schmidt 
Verlag GmbH & Co. KG, Genthiner Str. 
30G, 10785 Berlin-Tiergarten.
Mit der Richtlinie 2011/85/EU wurde die EU-
Kommission beauftragt, die International Public 
Sector Accounting Standards (IPSAS) auf ihre 
Anwendbarkeit in den EU-Mitgliedsstaaten hin 
zu prüfen. Diese Prüfung führte zu dem Ergeb­
nis, dass sich die IPSAS zwar nicht zur direkten 
Übernahme, aber als primärer Referenzrahmen 
für die Entwicklung von Europäischen Rech­
nungslegungsstandards (EPSAS) anbieten.
Als erster deutschsprachiger Kommentar 
beleuchtet dieser Band, welche Konsequenzen 
sich aus der Anwendung einzelner IPSAS für Ein­
heiten des öffentlichen Sektors ergeben würden.
– �Kommentierung der aktuellen IPSAS mit 

anwendungs- und umsetzungsorientiertem 
Fokus (Finanzinstrumente ausgenommen)

– �Systematik von Bilanzansatz, Bewertung und 
Ausweis

– Behandlung praktischer Auslegungsfragen
Ein hochaktueller Leitfaden für Finanzabtei­
lungen / -referate von Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherungsträger und nachgeordnete 
Organisationseinheiten der öffentlichen Ver­
waltung, die sich jetzt mit den Regelungen und 
Umsetzungsfragen der IPSAS praxisnah und im 
Detail vertraut machen wollen.

Grube/Wahrendorf, SGB XII – Sozialhilfe 
mit Asylbewerberleistungsgesetz, Kom­
mentar, 5. Auflage, 2014, 980 Seiten, 
99,00 €, Verlag C.H. Beck, ISBN 978-3-
406-65799-3.
Der Kommentar von Grube und Wahrendorf 
zum Recht der Sozialhilfe (SGB XII) mit Kom­
mentierung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
ist das Standardwerk des „klassischen“ Sozial­
hilferechts. Es ist, wie fast alle Werke der soge­
nannten gelben Reihe, die vielleicht praxisnäch­
ste Abhandlung zu dem betreffenden Fachge­
biet und bietet jedem interessierten Leser einen 
schnellen Zugang zu der jeweiligen Rechtsmate­
rie. Unter Auswertung insbesondere der Recht­
sprechung des Bundessozialgerichts und der 
Instanzgerichte werden sowohl das SGB XII als 
auch das Asylbewerberleistungsgesetz kompakt 
und praxisnah erläutert. Die Kommentierung zur 
5. Auflage berücksichtigt umfassend die Neue­
rungen bis einschließlich des Jahres 2014, insbe­
sondere die Änderungen durch das 2. Gesetz zur 
Änderung des XII. Buches Sozialgesetzbuch, des 
Gesetzes zur Verwaltungsvereinfachung in der 
Kinder- und Jugendhilfe, das Gesetz zur Ände­
rung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuchs und 
anderer Gesetzes vom 07.05.2013, das Gesetz 
zur Stärkung des Ehrenamtes vom 21.03.2013, 
das Gesetz zur Regelung des Assistenzpflegebe­
darfs in stationären Vorsorge- und Rehabilita­
tionseinrichtungen sowie das Gesetz zur Ände­
rung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
vom 20.12.2012. Die neueren Entwicklungen 
im Hinblick auf die Rechtsprechung zum Sozial­
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Die Ergänzungslieferung enthält eine umfassen­
de Aktualisierung der Kommentierung der Vor­
schriften zum Haushalts- und Rechnungswesen 
sowie Vermögen der Sozialversicherungsträ­
ger in der aktuellen Rechtsprechung sowie das 
Schrifttum zu neueren Entwicklungen in diesem 
Bereich des SGB IV.

Heinze/Fehling/Fiedler, PBefG – Personen
beförderungsgesetz, Kommentar, 603 Sei­
ten, 2. Auflage 2014, 99,00 € mit Aktua­
lisierungsservice, Verlag C.H. Beck, ISBN 
978-3-406-63281-5
Der Kommentar erläutert einen Rechtsbereich 
von großer wirtschaftlicher Bedeutung, da Fra­
gen zum Öffentlichen Personennahverkehr 
durch Busse und Bahnen sowie zum Taxen- und 
Mietwagengeschäft weite Bereiche des wirt­
schaftlichen Lebens berühren. Nicht zuletzt ist 
der Personenverkehr ein Gebiet von großem 
Interesse, da hier staatliche Daseinsvorsorge auf 
Marktwirtschaft und damit auch Verwaltungs- 
auf Unternehmeraufgaben treffen.
Das Personenbeförderungsgesetz hat sein 
Erscheinungsbild mit der Novelle zum 
01.01.2013 und der Verzahnung mit der seit 
03.12.2009 geltenden EG-VO 1370/2007 
gewandelt. Trotzdem sind noch viele Fragen 
offen, ganz besonders bezüglich der Bedeu­
tung der Berufsfreiheit in einem in weiten Tei­
len zuschussbedürftigen und europarechtlich 
geprägten ÖPNV-Markt. Der Kommentar will 
kompakt und nötigenfalls kritisch darstellen, wie 
Verkehrsunternehmen, Verwaltung und Recht­
sprechung damit umgegangen sind und welche 
Antworten noch gefunden werden können. 
Das Werk wendet sich an Bahn,- Bus- und Miet­
wagenunternehmer, Rechtsanwälte und Syndici 
sowie an Behördenvertreter im öffentlichen Per­
sonennahverkehr.

Ernst/Adlhoch/Seel, Sozialgesetzbuch SGB  
IX, Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Men-schen, Kommentar, Ergänzungslie­
ferung 28, November 2015, 59,00 Euro, 
ISBN 978-3-17-031070-4, Verlag W. 
Kohlhammer.
Die Ergänzungslieferung enthält eine umfas­
sende Aktualisierung der Kommentierung der 
Rege-lungen für behinderte und von Behin­
derung bedrohte Menschen (§§ 1 und 2), der 
Zuständig-keitsklärung (§ 14), der Teilhabe am 
Arbeitsleben (§ 33) sowie der Regelung über 
den Beauf-tragten des Arbeitgebers (§ 98), des 
Werkstättenrechts (§§ 136 ff.) und der Vor­
schrift über die unentgeltliche Beförderung im 
Personennahverkehr (§ 145).

trägt mit diesem neu konzipierten Kommentar 
dazu bei, in diesem Bereich mehr Klarheit und 
Einheitlichkeit zu schaffen und zu helfen, zeit- 
und kostenaufwendige Auseinandersetzungen 
zwischen verschiedenen Trägern der Jugendhilfe 
bis hin zu gerichtlichen Verfahren zu vermeiden.

Kanzler, Kraft, Bäuml (Hrsg.), Einkom-
mensteuergesetz – Kommentar, 1. Aufla­
ge 2016, 3.276 Seiten, gebunden, 199,00 
€, ISBN 978-3-482-65341, NWB Verlag, 
44621 Herne.
Der Kommentar versteht sich nicht als Konkur­
renzkommentar im engen wettbewerblichen 
Sinne, sondern als Ergänzung der bereits am 
Markt eingeführten Produkte. Seine besondere 
Rechtfertigung zieht das Werk aus einem bis­
lang in dieser Form noch nicht in EstG-Kom­
mentaren verfolgten Konzept. Dieses ist davon 
getragen, dass über die klassische Normanalyse 
und –erklärung hinaus sowohl steuerplanerische 
Gestaltungsfragen erörtert werden als auch der 
Aspekt des wirtschaftlichen Stellenwerts der 
untersuchten einkommensteuerlichen Rechts­
normen gebührenden Raum beansprucht. 
Schließlich ist es ein weiteres Anliegen, dem 
Steuerpraktiker sowohl in der Alltagsarbeit als 
auch bei der Lösung komplexer Probleme einen 
raschen und direkten Zugang zu Lösungen zu 
erleichtern. Diese Leitlinie impliziert, dass sich 
die Autoren beim Aufbau der Kommentierun­
gen einerseits gezielt sowohl an der Arbeitswei­
se mittelständischer Steuerberatungsstrukturen 
orientiert und die dort angelegten Prozesse 
berücksichtigt haben, andererseits aber auch 
angesichts dramatischer Internationalisie­
rungsprozesse beachtet haben, dass das gerne 
gepflegte Bonmot „Business goes global, but 
taxes stay local“ kein Leitmotiv der Kommentie­
rung sein konnte. Vielmehr stellt es ein zentrales 
Anliegen des Kommentars dar, den transnatio­
nalen Aspekt der Besteuerung stets in den Fokus 
der Untersuchung zu rücken.
Der einzigartige Aufbau mit vielen Abbildungen, 
Beispielen und Hinweisen macht den Kommen­
tar außergewöhnlich verständlich. 
Die gedruckte Fassung berücksichtigt die aktu­
elle Rechtsprechung und Verwaltungsmeinung 
sowie die Änderungen durch das StÄndG 2015 
mit Stand 01.01.2016.

Hauck/Noftz, Udsching, Sozialgesetzbuch 
SGB IV, Gemeinsame Vorschriften für die 
Sozialversicherung, Kommentar, Ergän­
zungslieferung 2/16 April 2016,  53,60 
Euro, ISBN 978-3-503-16825-5, Erich 
Schmidt Verlag.

30.9.2015 in die Textabdrucke des BT-V, des 
BT-B und des TVÜ-VKA und die Aufnahme der 
neuen Stundenentgelt- und Zeitzuschlagstabel­
len für die hiervon begünstigten Beschäftigten in 
den Anhängen zu § 8 TVöD.
Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Aufnah­
me von Erläuterungen zu den Eingruppierungs­
merkmalen der Entgeltordnung Bund für die 
Ingenieure und die Techniker.
Ferner berücksichtigt die Ergänzung die nach 
dem Beschluss durch die Mitgliederversamm­
lung der VKA vom 27.11.2015 neu gefassten 
Arbeitskampfrichtlinien der VKA.
Schließlich sind die auszugsweise abgedruck­
ten Vorschriften der Sozialgesetzbücher und 
des Pflegezeitgesetzes wieder auf den aktuellen 
Stand gebracht worden.
Die Aktualisierungen machen das Werk noch 
wertvoller für die praktische Arbeit.

Hauck/Noftz/Wiesner, Sozialgesetzbuch 
SGB XI, Soziale Pflegeversicherung, Kom­
mentar, Ergänzungslieferung 1/16 März 
2016, Anschluss zur Ergänzungslieferung 
52/15, 50,00 Euro, ISBN 978-3-503-
16800-2, Erich Schmidt Verlag.
Die Ergänzungslieferung 1/16 enthält im 
Schwerpunkt das Zweite Gesetz zur Stärkung 
der pflegerischen Versorgung und zur Ände­
rung weiterer Vorschriften vom 21.12.2015 
(PSG II) – Stand 01.01.2016. Erweitert wird die 
Lieferung durch die Empfehlung zur Förderung 
niederschwelliger Betreuungs- und Entlastungs­
angeboten nach § 45c Abs. 6, § 45d Abs.3 SGB 
XI vom 02.02.2015; die Pflege-Transparenzver­
einbarung stationär (PTVS) nach § 115 Abs. 1a 
Satz 6 SGB XI vom 10.06.2013 sowie Aktualisie­
rungen bei den Statistik-Richtlinien – (StRi) auf 
Grund § 54s Nr.3 SGB XI vom 09.12.2014 und 
den Betreuungskräfte-Richtlinien nach § 87b 
Abs. 3 SGB XI vom 29.12.2014.

Eschelberg/Nickel, Der neue Kommentar 
zur örtlichen Zuständigkeit und Koste-
nerstattung in der Jugendhilfe, ein Pra­
xiskommentar, 328 Seiten, kart., 32,00 €, 
ISBN 9783784127781, Deutscher Verein 
für öffentliche und private Fürsorge e. V. 
Michaelkirchstraße 17/18 10179 Berlin.
Die Anwendung der Vorschriften über die ört­
liche Zuständigkeit und Kostenerstattung im 
SGB VIII ist in der Praxis knifflig. Aktuelle Ent­
wicklungen in der Rechtsprechung sowie die 
jüngsten Reformen im Bereich der wirtschaft­
lichen Jugendhilfe verstärken die Unsicherheit 
in der Rechtsanwendung. Der Deutsche Verein 
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